TW***' 


|  DIE  ZENTEN 

|     DER  GRAFSCHAFT  ERBACH 

!  UND  DER  HERRSCHAFT  BREUBERG 

IM  18.  JAHRHUNDERT. 


INAÜGURAL-DISSERTATION 

ZUR  ERLANGUNG  DER 

STAATS  WISSENSCHAFTLICHEN  DOKTORWÜRDE 

EINER 

HOHEN  RECHTS-  UND  STAATSWISSENSCHAFTLICHEN  FAKULTÄT 

DER 

KAISER  WILHELMS-TJNIVERSITÄT  STRASSBURG 

VORGELEGT  VON 

GERMAN  MILLINGER 

REFERENDAR  IN  STRASSBURG. 

,-   i^i7©  «FS 


s 

STRASSBURG. 
VERLAG  VON  KARL  J.  TRÜBNER. 
1912. 


Referent:  Prof.  Dr.  G.  F.  Knapp. 


Mit  Genehmigung  der  Fakultät  ist  nur  ein  Teil  als  Disser- 
tation gedruckt. 

Die  ganze  Arbeit  erscheint  unter  dem  Titel:  „Die  ländliche 
Verfassung  der  Grafschaft  Erbach  und  der  Herrschaft  Breuberg 
im  18.  Jahrhundert.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte"  als  Heft  XXIX  der  „Abhandlungen  aus 
dem  staatswissenschaftlichen  Seminar  zu  Straßburg",  heraus- 
gegeben von  G.  F.  Knapp  und  W.  Wittich. 

(Verlag  von  Karl  J.  Trübner  in  Straßburg.) 


M.  Du  Mont  Schauberg,  Straßburg. 


INHALT. 


Seite 

EINLEITUNG.  Geographische  Lage.  Geschichtlicher  Rückblick. 
Verhältnis  zu  Reich  und  Kreis.  Umfang  und  Einteilung  der 
Territorien  im  18.  Jahrhundert.  Behördenorganisation.  Die 
Abhängigkeitsverhältnisse  der  ländlichen  Bevölkerung.    .  .  .  1 

I.  Kapitel: 

DIE  GERIGHTSHERRSCHAFT.   ZENT  UND  VOGTEI. 

Im  allgemeinen.  Begriff  und  Inhalt.  Räumliches  Substrat.  Die  räum- 
liche Durchkreuzung  von  Zent  und  Vogtei.  Einwirkung  dieser 
„Vermischungen"  auf  die  lokale  Behördenorganisation.  Die 


„Landeshoheitsstreitigkeiten".   17 

A.  Zent,  Vogtei  und  Landeshoheit  in  Franken   25 

B.  Zentherr  und  Zentgemeinde  •  .  .  .  .  42 

I.  Begriff  und  juristische  Natur  der  Zent.  Die  Zent  als 
Kommunalverband  mit  juristischer  Persönlichkeit  des 
öffentlichen  und  privaten  Rechtes.  Die  Zent  als  Mark- 
gemeinde. Die  Zent  als  „Polizeianstalt".  Natur  des  Zent- 
grafenamtes.  Kommunale  Verfassung.  Interterritoriale 
Natur  der  Zent   42 

II.  Die  Organisation  der  Zent   54? 

1.  Der  Zentgraf   54 

2.  Die  Zentschöffen   59 

3.  Der  Zentknecht   60 

4.  Die  Zentgerichte   61 

III.  Die  in  der  Zent  begründeten  wirtschaftlichen  Lasten  .  .  66 

Rekognitionspflichten.  Wehr-  und  Gerichtspflicht.  Zent- 
abgaben;  Zentfronen;  Zentausschläge. 

C.  Die  Vogtei   76 

I.  Begriff  der  Vogtei;  im  Mittelalter;  in  der  neueren  Zeit.  76 

II.  Die  Organe  der  Vogteiherrschaft   80 

1.  Die  Untergerichte.   .  80 

2.  Der  Schultheiß   84 

3.  Die  Land-  und  Gerichtsschöffen   87 


IV 


INHALT. 


Seite 

III.  Die  Untertanen   87 

1.  Ihre  wirtschaftlich-soziale  Gliederung   87 

2.  Die  rechtliche  Gestaltung  der  Untertanenverhältnisse. 

Gemeindsleute,    Beisassen.  Territorialangehörige, 
Fremde.  Gemeinderecht   90 

3.  Überblick  über  die  Gemeindeverfassung.  Natur  der 
Landgemeinde;  Mitglieder;  Größe;  Fluranlage;  Dorfs- 
herrschaft; Schultheiß;  Haingericht;  Bürgermeister.    .  94 

IV.  Die  nutzbaren  Rechte  des  Vogteiherrn.  Überblick.  Re- 
kognitionspflichten.  Schätzung,  Bede.  Weg-,  Stand-, 
Doktor-,  Landreuthergeid,  Wasserfall.  Atzung.  Einzugs- 
und  Beisaßgeld.  Ohm-,  Lager-,  Kesselgeld,  Fleischakzise. 
Nachsteuer  (Abzug).  Geldstrafen.  Monopole:  Schafweide- 
gerechtigkeit;  Bannrechte  im  e.  S.  (Mühlenzwang,  Bann- 
recht für  Wirtschaften,  sonstige  gewerbliche  Monopole, 
Bannwein.)   99 


II.  Kapitel : 

DIE  LEIBEIGENSCHAFT. 

I.  Die  Leibeigenschaft  im  18.  Jahrhundert.  Territorialleibeigen- 
schaft. Ausnahmen  des  Terriiorialprinzipes.  Begründungstat- 
sachen für  den  einzelnen.  Inhalt:  Leibsbeede,  Leibhuhn;  Best- 
haupt, Sterbfall,  Hagestolzenrecht;  Manumissionsgeld.  Beendi- 
gung. Manumissionspflicht.  Bedeutung  der  Leibeigenschaft.  .  119 
II.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Prinzipes  der  Territorial- 
leibeigenschaft  131 

III.  Kapitel: 

DIE  GRUNDHERRSCHAFT. 

I.  Allgemeines.  Begriff  und  Arten.  Subjekte  und  Objekte  der 
Grundherrschaft;  Domänen.  Gerichts-,  Leib-  und  Grundherr- 
schaft. Grundherrliche  Gerichtsbarkeit  

II.  Die  Hubgüter  

1.  Wirtschaftliche,  soziale,  rechtliche  Bedeutung.  Rechtliche 

Geschlossenheit.  Öffenllich-rechtliche  Grundherrschaft.  Be- 
schränkung der  Teilbarkeit;  Rekonsolidationsrecht.  Indivi- 
dualsukzession  (Majorat);  Gutsübergabe,  Leibgeding.  Siche- 
rung der  Praestationsfähigkeit.  Räumliche  Geschlossenheit. 
Bestandteile,  Lage  in  der  Gemarkung,  Größe.  Teilung  und 
Zersplitterung,  Neuarrondierung  und  polizeiliche  Zerlegung. 


144 
149 


INHALT.  V 

Seite 

2.  Die  grimdherrlichen  Lasten:  Gülten  und  Zinsen;  Hubholz; 
Laudemien;  Herdrecht;  Auslösungsrecht  der  Herrschaft. 
Eigentumsrecht  des  Hübners   166 

3.  Die  Wirtschaftsführung  auf  den  Hubgütern   171 

HI.  Die  Höfe   175 

1.  Die  aus  dem  Mittelalter  stammenden  Höfe.  Zahl  und  Größe. 
Insbesondere  die  in  herrschaftlichem  Eigenbetriebe  stehenden 
Hofgüter.  Erbbestandsrecht.  Teilbarkeit.  Hofesfreiheit.  .  .  176 

2.  Die  neueren  herrschaftlichen  Hofgüter.  Einerseits  innere 
Kolonisation,  andrerseits  Einziehung  von  50 — 60  Bauern- 
gütern zum  herrschaftlichen  Eigenbetriebe  seit  ca.  1690. 
Bauernlegen  in  Süd-  und  Westdeutschland.  Gründe  und 
Wirkung  jener  Erscheinung.  Rentabilität   182 

3.  Wirtschaftsführung  auf  den  Domänen   190 

IV.  Walzende  Grundstücke.  Wiesen,  Gärten,  Äcker,  Häuser,  Hof- 
stätten. Die  herrschaftlichen  Waldmarken.  Röder.  Feldlehen.  190 

V.  Anhang:  Zur  Waldverfassung.  Privatgüterwald  und  seine 
Nutzung.  Allmendwald  der  Gemeinden.  Markwaldungen.  Zent- 
wälder.  Landesherrlicher  Waldbesitz.  Forstwirtschaft.  Forst- 
hafer.  Wildpark.    .   195 

IV.  Kapitel: 

DIE  ZEHNTHERRSCHAFT. 

Rechtliche  Natur.  Zehntherrschaft  und  Grundherrschaft.  Arten  des 
Zehnten.  Objekt  der  Zehntherrschaft.  Zehntfreiheit.  Ver- 
wertung des  Zehnten   200 

V.  Kapitel: 

DIE  FRONEN. 

Rechtsgrund  derselben.  Fronbefreiungen.  Gemessene  und  unge- 
messene Fronen.  Naturalleistung  und  Frongelder.  Arten  der 
Fronen.  Frongebühren.  Höhe  der  Fronen  in  den  einzelnen 
Ämtern  •   206 

SCHLUSS : 

Einreihung  der  ländlichen  Verfassung  der  Grafschaft  Erbach  und 
der  Herrschaft  Breuberg  in  die  allgemeine  Gliederung  der 
ländlichen  Verfassung  Deutschlands.  Grundsätzliche  Überein- 
stimmung mit  der  südwestdeutschen  Agrarverfassung  sowohl 
hinsichtlich  der  einzelnen  Institutionen  wie  im  allgemeinen.  Die 
verfassungsgeschichtliche  Bedeutung  der  „unmittelbaren  Vogtei" 
und  die  agrarwirtschaftliche  Bedeutung  der  Rivalität  zwischen 


INHALT. 


Zent  und  Vogtei  in  Franken.  Die  Besonderheiten  unsrer  Ge- 
biete innerhalb  des  allgemeinen  Rahmens  der  südwest- 
deutschen Agrarverfassung.  Wegfall  der  räumlichen  Durch- 
kreuzung von  Gerichts-,  Leib-  und  Grundherrschaft  bis  zum 
18.  Jahrhundert.  Insbesondere  das  Bauernlegen  in  unsrem 
Gebiete;  Erklärung  und  Bedeutung  dieser  Erscheinung;  Gegen- 
sätze zum  deutschen  Osten;  die  Hemmnisse  einer  weiteren 
Ausdehnung.  Zur  Frage  des  Bauernlegens  in  Franken.  Blick 
auf  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  der  ländlichen  Be- 
völkerung  .  .  . 


BENÜTZTE  QUELLEN. 


I.  AKTEN. 

1.  Die  einschlägigen  Akten  und  Urkunden  des  Fürstl.  und  Gräfl. 
Erbachischen  Gesamthausarchives  zu  Erbach  i.  0. 
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Differenzen  usw.),  oder  nach  den  Ämtern  (Erbach,  Fürstenau,  Freienstein 
usw.),  oder  den  Zentralbehörden  (Regierung,  Justizkanzlei),  oder  nach 
den  Landesteilen  (Erbach-Erbach,  Erb. -Fürstenau  usw.),  oder  in  Verbin- 
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Polizeisachen,  usw.),  der  übrige  Teil  aber  nach  dem  Namen  der  einzelnen 
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2.  F.  Rubrik:  Adel;  Ingelheimisches  Lehen  zu  Würzberg :  aus  dem 
Bestände  des  Fürstl.  Leiningischen  Archives  zu  Amorbach  (Unterfranken)- 

3.  Centbuch  der  Cent  Erbach  v.  J.  1701  fg.:  aus  dem  Bestände 
der  Bürgermeisterei  Erbach  i.  0. 
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IL  DRUCKSCHRIFTEN. 

Hier  wird  auf  die  Anmerkungen  verwiesen,  namentlich  auf  S.  25  n.l, 
182  n.  3. 


Abkürzungen: 

Simon  =  G.  Simon,  die  Geschichte  der  Dynasten  und  Grafen 

zu  Erbach  und  ihres  Landes  (1858). 

Graf  Franz  =  Bericht  des  regierenden  Herrn  Grafen  Franz  von 
Erbach-Erbach  an  das  Kaiserl.  Reichskammergericht, 
d.  d.  Erbach  26.  Juli  1800,  als  „Beispiel  eines  Induk- 
lionsbeweises  teutscher  Landeshoheit  gegen  die 
Reichsritterschaft"  abgedruckt  in  Häberlin,  Deutsches 
Staatsarchiv  XI  (1803)  S.  129  f. 

Ludwig,  Baden  =  Th.  Ludwig,  Der  badische  Bauer  (1896). 

Knapp,  Beitr.  =  Th.  Knapp,  Beiträge  zur  deutschen  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte  1902. 

Erb.  Ldr.  =  Beck  und  Lauteren,  Das  Erbacher  Landrecht  (1824;. 

Kleinius  =  L.  G.  Kleinius,  De  aere  aquis  et  locis  agri  Erbacensis 

atque  Breubergensis  largi  Odenwaldiae  tractus,  ten- 
tamen  physico-medicum,  Frkf.  et  Lpz.  1754. 
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Das  Gebiet,  über  welches  das  gräfliche  Haus  Erbach  bis 
zur  Mediatisierung  auf  Grund  der  Rheinbundsakte  vom  12.  bezw. 
19.  Juli  1806  art.  24  die  Landeshoheit  ausübte,  liegt  zum  größten 
Teile  im  heutigen  großherzoglich  hessischen  Kreise  Erbach,  dem 
südöstlichen  Teile  der  Provinz  Starkenburg,  zu  beiden  Seiten 
des  oberen  und  mittleren  Laufes  des  bei  Obernburg  in  den  Main 
sich  ergießenden  Odenwaldflüßchens  Mümmling.  Nach  Westen 
zu  griffen  in  einem  schmalen  Streifen  die  Ämter  Reichenberg 
und  Schönberg  in  den  vorderen  Odenwald,  letzteres  bis  an  die 
Bergstraße  hinüber,  und  hier  schloß  sich  nach  Norden  das  1714 
an  Hessen-Darmstadt  veräußerte  Amt  Seeheim  an,  während  das 
Amt  Wildenstein  auf  dem  rechten  Mainufer  im  Spessart  lag. 

In  Gemeinschaft  mit  dem  fürstlichen  Hause  Löwenstein- 
Wertheim  besaß  das  Haus  Erbach  die  Herrschaft  Breuberg, 
welche,  im  Süden  an  die  Grafschaft  grenzend,  zu  beiden  Seiten 
des  Unterlaufes  der  Mümmling  lag.  Auch  sie  gehört  dem  groß- 
herzoglich hessischen  Kreise  Erbach  an. 

Die  Geschichte  der  Grafschaft  Erbach  ist  die  Geschichte 
des  Familienbesitzes  des  gräflichen  Hauses.  Hierauf  sei  ein 
kurzer  Rückblick  gestattet1). 

Als  ältestes  bekanntes  Glied  des  Geschlechtes  gilt  ein  um 
1148  in  Beziehungen  zum  Kloster  Lorsch  im  Oberrheingau  vor- 
kommender Eberhard  von  Erbach.  Ein  vor  1223  verstorbener 
Gerhard  von  Erbach  wird  ausdrücklich  als  königlicher  Mini- 
steriale und  zwar  als  Schenk  des  Königs  bezeichnet.  Dessen 
Kinder  überließ  titulo  proprietatis  König  Heinrich  VII.  mit  Ge- 
nehmigung seines  Vaters,  des  Kaisers  Friedrich  IL,  1223  in  die 

*)  Außer  Simon  vgl.  K.  Morneweg,  Geschichte  des  Odenwaldes  in 
G.  Volk,  Der  Odenwald  (1900). 

Killinger,  Die  ländl.  Verfassung.  1 
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Dienstmannschaft  des  Herzogs  Ludwig  I.  von  Bayern  als  Rhein- 
pfalzgrafen, zur  Entschädigung  für  den  Schaden,  welchen  diesem 
ihr  Vater,  der  gen.  Gerhard  von  Erbach,  zugefügt  hatte.  Seit- 
dem sind  die  Herren  von  Erbach  rheinpfalzgräfliche  Schenken 
und  Ministerialen,  gehören  aber  bereits  im  13.  Jahrhundert  als 
nobiles  dem  Stande  der  wenigen  Edlen  Frankens  an1). 

Die  Stammburg  Erbach  lag  in  der  Mark  Michelstadt,  welche 
ursprünglich  Königsgut  war,  814  von  Ludwig  dem  Frommen  an 
Einhard,  den  Geschichtsschreiber  Karls  des  Großen,  von  diesem 
aber  schon  819  an  das  Kloster  Lorsch  geschenkt  wurde.  Auf 
diese  Stammburg  Erbach,  auf  eine  eigene  Burg  in  Michelstadt 
und  auf  eine  in  geringer  Entfernung  unterhalb  Michelstadt, 
dem  bedeutendsten  Orte  der  Grafschaft,  an  der  Mümmling  er- 
baute Burg  Fürstenau  erfolgte  die  älteste  Besitzesteilung  durch 
die  Enkel  des  erwähnten  vor  1223  gestorbenen  Gerhard,  in  der 
Art,  daß  von  ihnen  Konrad  auf  Erbach,  PJberhard  auf  Michel- 
stadt und  Johann  auf  Fürstenau  abgeteilt  wurde.  Von  diesen 
Linien  starb  diejenige  Konrads  zu  Erbach  1503  mit  Erasmus, 
jene  Eberhards  zu  Michelstadt  mit  Valentin  1531  im  Mannes- 
stamme aus,  und  es  vereinigte  nunmehr  Eberhard  XIII.,  Herr 
und  Schenk  zu  Erbach  von  der  Linie  Johanns  auf  Fürstenau, 
den  erbachischen  Gesamtbesitz. 

Als  älteste  zur  Bildung  eines  Territoriums  geeignete  Be- 
sitzungen erscheinen  die  4  Zenten  Beerfelden,  Erbach,  Michelstadt 
und  Reichelsheim,  und  zwar  mit  Sicherheit  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert als  kurpfälzische  Lehen;  vermutlich  aber  trugen  die 
Schenken  die  Zent  Reichelsheim  vor  1223  vom  Reiche  zu  Lehen. 
Außerdem  besaßen  sie  eine  größere  Anzahl  von  Vogteiortschaften 
in  kurmainzischen,  kurpfälzischen,  katzenelnbogischen,  breubergi- 
schen u.  a.  Zenten,  welche  sich  teils  schon  im  12.  Jahrhundert 
in  ihrer  Hand  befanden,  teils  erst  später  erworben  wurden  (bes. 
die  Ämter  Seeheim,  Jazza,  Dannenberg,  Habitzheim).  Spätere 
Erwerbungen  waren  insbesondere  die  Zenten  König  und  Ober- 
keinsbach.  Nach  Aussterben  des  Mannesstammes  der  Grafen 
von  Rhieneck  wurde  dem  Hause  Erbach  das  rhieneckische,  von 

')  Simon  280.  Fellner,  Die  fränk.  Rittersch.  v.  1495  bis  1524  (1905)  38. 
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Kurpfalz  zu  Leheu  rührende  Amt  Wildenstein  im  Spessart,  u.  a. 
die  Zenten  Eschau  und  Kleinheubach  umfassend,  1560  aus  be- 
sonderer Vergünstigung  als  Allod  zuteil.  Yon  größerer  Bedeutung 
war  endlich  der  Erwerb  der  Mitberechtigung  zum  halben  Teile 
an  der  Herrschaft  Breuberg  1556. 

Die  nach  Heffter,  die  Sonderrechte  der  souveränen  und 
mediatisierten  Häuser  (1871)  S.  19  f.  für  den  Beweis  altherge- 
brachter Beichsstandschaft  maßgebenden  Momente  treffen  hin- 
sichtlich des  gräfl.  Hauses  Erbach  sämtlich  zu:  die  Schenken, 
seit  1532  Grafen  zu  Erbach,  erscheinen  seit  1422  in  der  Reichs- 
matrikel und  werden  auch  in  den  Matrikeln  von  1522,  1577 
und  1593  ausdrücklich  genannt;  kaiserliche  Einladungen  zum 
Besuche  von  Reichstagen  finden  sich  mehrfach1);  seit  1530 
erschienen  die  Grafen  auf  den  Reichstagen  und  unterzeichneten 
die  Reichsabschiede  entweder  in  Person  oder  sie  ließen  sich 
vertreten. 

Die  Eximierung  von  allen  auswärtigen  Gerichten,  auch 
von  dem  Reichshofgericht  zu  Rottweil,  durch  Karl  V.,  d.  d. 
Aachen  12.  Jan.  1531,  die  Erhebung  der  Herrschaft  Erbach  zur 
Grafschaft  durch  denselben  Kaiser,  d.  d.  Regensburg  15.  Aug. 
1532,  die  Erteilung  des  Münzprivilegs,  d.  d.  Regensburg  14.  Mai 
1541,  ebenfalls  durch  Karl  V.,  traten  zur  Reichsstandschaft  hinzu. 

Bei  Errichtung  der  10  Landfriedenskreise  zu  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts  wurden  die  Schenken  und  späteren  Grafen 
von  Erbach,  obwohl  ihre  Besitzungen  mit  alleiniger  Ausnahme 
eines  einzigen  Yogteiortes  in  der  Avürzburgischen  Zent  Retz- 
bach2)  nirgends  ins  Fränkische3)  hineinreichten,  zum  fränkischen 
Kreise  gerechnet,  hauptsächlich  wohl  infolge  ihrer  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen  zu  den  Grafen  von  Wertheim,  vielleicht 
auch  infolge  ihrer  isolierten  Lage  inmitten  von  kurfürstlichem 
Gebiete,  die  jede  Zuteilung  zu  einem  Kreise  als  Yerlegenheits- 
ausweg  erscheinen  ließ4).   Doch  stimmten  die  Grafen  auf  den 

*)  Simon  374 

2)  H.  Knapp,  Zenten  des  Hochstiftes  Würzburg  I  1012  (Erlabrunn). 

s)  Über  den  Begriff  „Franken"  vgl.  unten  S.  25  n.  1. 

4)  F.  Härtung,  Gesch.  d.  fränk.  Kreises  I  (1910)  123;  100. 

1* 
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Reichstagen  zu  Nürnberg  1542  und  Regensburg  1603  mit  den 
wetterauischen,  zu  Regensburg  1598  mit  den  schwäbischen  Grafen. 
Im  fränkischen  Grafenkollegium  folgten  sich  1641  Hohenlohe, 
Castell.  Löwenstein,  Seinsheim,  Erbach,  Limpurg  usf.,  1719  und 
1745  folgt  Erbach  an  vierter  Stelle.  Direktoren  des  fränkischen 
Grafenkollegiums  waren  von  den  Gliedern  des  Hauses  Erbach 
die  Grafen  Georg  III.  1585,  1601  f.,  Ludwig  L,  der  Ritter,  1623, 
1625,  Georg  Albrecht  IL,  Posthumus,  1697,  Georg  Wilhelm 
zu  Erbach-Erbach  1745,  Georg  August  zu  Erbach-Schönberg 
1747 — 1753.  Das  gräfliche  Haus  führte  bis  gegen  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  im  fränkischen  Grafenkollegium  eine,  seit  1758 
zwei  Stimmen,  auf  den  fränkischen  Kreistagen  eine  Stimme 1). 

Nach  dem  Tode  (1539)  Eberhards  XIII.  (als  Graf  der  I.) 
kam  unter  den  drei  Söhnen  1544  ein  Teilungsrezeß  zustande, 
nach  welchem  die  Grafschaft  mit  den  dazu  gehörigen  Gütern 
und  Einkünften  in  Zukunft  unzerteilt  und  unzertrennt  bestehen, 
und  kein  Teil  ohne  Zustimmung  der  andern  etwas  davon  ver- 
äußern dürfen  sollte;  ein  Grundsatz,  der  für  alle  späteren 
Landesteilungen,  insbesondere  auch  diejenigen  von  1718  und 
1747  maßgebend  blieb.  Dagegen  wurden  jedem  Teilhaber  einige 
Ämter  zur  Nutzung  und  Verwaltung  zugewiesen. 

Allein  zwei  Söhne  Eberhards  I.  starben,  ohne  Nachkommen 
zu  hinterlassen ;  demgemäß  fielen  ihre  Nutzungsteile  dem  einzigen 
Enkel  Eberhards  I.,  dem  Grafen  Georg  II.  zu,  unter  dessen  Re- 
gierung das  erbachische  Gebiet  den  größten  Umfang  hatte,  den 
es  jemals  besaß. 

Yon  den  vier  Söhnen  des  Grafen  Georg  IL  führte  der 
älteste,  Friedrich  Magnus,  die  Regierung  der  ganzen  Grafschaft 
allein  unter  dem  Beirate  seiner  Brüder;  lediglich  die  Revenüen 
wurden  geteilt.  Nach  seinem  Tode  (1619)  übernahm  sie  sein 
Bruder  Ludwig  III.  der  Ritter  (f  1643);  da  auch  der  dritte 
Bruder  Johann  Casimir  bereits  1627  ohne  Hinterlassung  von 
männlichen  Nachkommen  gestorben  war,  folgte  von  1643  bis 
1647  der  jüngste  Bruder,  Graf  Georg  Albrecht  I. 

*)  K.  Morneweg,  Reichsstandschaft  der  Grafen  zu  Erbach  u.  deren 
Zugehörigkeit  zum  fränk.  Grafenkollegium;  hdschrftl.  im  Archiv  z.  E.  i.  0. 
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Nach  dem  Tode  des  ältesten  Sohnes  desselben,  Georg- 
Ludwigs  (f  1669),  kam  zwischen  den  drei  noch  lebenden 
Brüdern  abermals  eine  Nutzteilimg  zustande;  nach  dem  Tode 
des  Zweitältesten  Bruders,  des  Grafen  Georg  VI.,  wurde  dessen 
Anteil  wiederum  unter  die  beiden  überlebenden  Brüder  ge- 
teilt (1678).  Dieser,  durch  mehrere  Nebenrezesse  genauer  be- 
stimmte Vertrag  blieb  bis  zum  Jahre  1731  in  Kraft;  er  zerlegte 
die  erbachischen  Lande  nach  Nutzung  und  teilweise  auch  nach 
der  Verwaltung  in  zwei  Hälften. 

Die  durch  den  älteren  der  beiden  Brüder  gestiftete  ältere 
Linie  zu  Erbach  erlosch  mit  dessen  beiden  Söhnen;  aus  der 
durch  den  jüngeren  Bruder,  den  Grafen  Georg  Albrecht  III., 
gestifteten  jüngeren  Linie  zu  Fürstenau  dagegen  gingen  die 
drei  jetzt  noch  vorhandenen  Linien  hervor. 

Georg  Albrecht  III.  regierte  den  ihm  1669  und  1678  zu- 
geteilten Landesanteil  bis  zum  Jahre  1717.  Es  folgten  die 
Söhne  Philipp  Karl  (1677—1736),  Georg  Wilhelm  (1686—1757), 
Georg  August  (1691—1758),  die  Stifter  der  noch  gegenwärtig 
bestehenden  älteren  Linie  Erbach-Fürstenau,  der  mittleren  Linie 
Erbach-Erbach,  der  jüngeren,  1903  gefürsteten  Linie  Erbach- 
Schönberg. 

Nach  testamentarischer  Verfügung  ihres  Vaters  sollten 
diese  drei  Brüder  den  1678  gebildeten  Fürstenauischen  Landes- 
anteil in  der  Weise  unter  sich  verteilen,  daß  jeder  eines  der 
noch  dazu  gehörigen  drei  Ämter  erhalten,  der  Minderertrag 
des  einen  Amtes  durch  den  Mehrertrag  des  andern  durch 
Auszahlung  ausgeglichen  werden  sollte;  Begierungskanzlei, 
Konsistorium  und  Kriegskasse  sollten  gemeinschaftlich  sein, 
Aktiv-  und  Passivschulden  in  drei  gleiche  Teile  geteilt  werden 
usw.  Dem  entsprechend  wurde  verfahren  und  durch  das  Los 
über  den  Anteil  eines  jeden  entschieden.  Als  1731  die  ältere 
Linie  zu  Erbach  mit  Graf  Friedrich  Karl  erlosch,  wurde  dieser 
Landesteil  zunächst  nicht  geteilt,  sondern  gemeinschaftlich  ver- 
waltet, und  nur  der  Überschuß  der  Revenüen  verteilt.  Die 
Teilung  wurde  jedoch  1747  vereinbart  und  so  durchgeführt, 
daß  jede  Linie  zu  dem  Amte,  welches  sie  gemäß  der  Teilung 
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von  1718  bereits  besaß,  einen  entsprechenden  Anteil  an  der 
heimgefallenen  Herrschaft  erhielt.  — 

Auch  die  Geschichte  der  Herrschaft  Breuberg  stellt  sich 
dar  als  Geschichte  des  Familienbesitzes  der  ehemaligen  Herren 
von  Breuberg. 

Der  erste  Herr  von  Breuberg,  Conradus  Reiz  de  Luzelen- 
bach,  kommt  1189  als  Zeuge  vor.  Gerlach  Reiz  von  Breuberg 
war  unter  Rudolf  von  Habsburg  und  Adolf  von  Nassau  Land- 
vogt des  Landfriedens  in  Thüringen  und  der  Wetterau.  Mit 
Arroes  und  Eberhard  starb  jedoch  das  Geschlecht  im  Mannes- 
stamme bereits  im  14.  Jahrhundert  aus.  Die  Stammburg  war 
in  Lützelbach,  und  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  benannten 
sie  sich  nach  der  Burg  Breuberg,  welche  sie  wie  den  größten 
Teil  ihrer  sonstigen  Besitzungen  vom  Kloster  Fulda,  seit  1390 
von  Kurpfalz  zu  Lehen  trugen. 

Auch  die  Herrschaft  Breuberg  nimmt  ihren  Ausgang  von 
einer  Reihe  von  Zenten.  Während  die  Zent  Höchst  —  Höchst 
kommt  1158  als  Fuldische  Zentgerichtsstätte  vor  —  ursprüng- 
lich wahrscheinlich  den  Gerichtsstab  Neustadt  mitumfaßte1), 
finden  sich  in  späterer  Zeit,  möglicherweise  als  abgetrennte 
Teile  der  Zent  Höchst,  die  vier  Zenten  Höchst,  Lützelbach, 
Kirchbrombach  und  der  Gerichtsstab  Neustadt,  von  welchen  die 
Zent  Lützelbach  als  Allod  der  Breuberger  erscheint2). 

Nach  Aussterben  der  Herren  von  Breuberg  gelangte  die 
Herrschaft  teils  durch  Kauf,  teils  durch  Heirat  in  zahlreiche 
Hände :  an  die  Herren  und  Grafen  Trimberg,  Wertheim,  Weins- 
berg, Eppenstein;  1341  besitzt  Wertheim  3At,  Eppenstein 
1357  teilen  sie  die  Besitzungen:  hinsichtlich  der  Zenten  derart, 
daß  Wertheim  die  Zenten  Höchst  und  Lützelbach  allein,  die 
Zent  Kirchbrombach  zur  Hälfte  erhält,  die  andre  Hälfte  gehört 
Eppenstein. 

')  Darauf  deutet  die  Mitberechtigung  der  Gemeinde  Neustadt  an 
einem  Teile  des  Höchster  Zentwaldes  noch  im  18.  Jahrh.  Vgl.  F.  Höchst. 
Justine,  appellat.  der  Zent  H.  ca  Neust,  v.  J.  1739. 

2)  Über  allodiale  Zentgrafschaften  vgl.  E.  Mayer.  Herzogt.  Würzburg 
in  Deutsche  Zeitschrift  f.  Geschichtswissenschaft  N.  F."  I  196  f.  und  in 
Deutsche  und  französ.  Verfassungsgeschichte  I  (1899)  447  f.,  bes.  n.  45. 
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Im  15.  Jahrhundert  erwirbt  Schenk  Philipp  von  Erbach 
den  Eppensteinschen  Anteil,  der  jedoch  1497  wieder  an  Wert- 
heini veräußert  wird,  so  daß  die  Grafen  Wertheim  bis  zum 
Erlöschen  des  Mannesstammes  1556  sicli  des  Alleinbesitzes 
erfreuen.  Nach  Verträgen  von  1551  und  1563  fällt  die  Herr- 
schaft zur  Hälfte  an  Erbach,  zur  andern  Hälfte  an  den  Grafen 
Ludwig*  von  Stolberg-Königstein  und  dessen  drei  Töchter,  von 
w eichen  die  älteste  an  den  Grafen  Ludwig  von  Löwenstein 
verheiratet  war.  Die  Grafen  von  Löwenstein  erwarben  sodann 
durch  Vertrag  die  Anteile  der  beiden  jüngeren  Töchter,  sodaß  zu 
Anfang  des  17.  Jahrhunderts  die  eine  Hälfte  an  Breuberg  in  Löwen- 
steinischen,  die  andere  Hälfte  in  Erbachischen  Händen,  seit  1747 
im  Besitze  der  j ungern  Linie  Erbach-Schönberg  sich  befinden. 

Die  Landesteilungen  von  1718  und  1747  waren  maß- 
gebend für  den  Umfang  der  Ämter  und  Zenten  im  einzelnen 
und  für  die  Gestaltung  der  Behördenorganisation  während  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Wir  erhalten  hiervon  dem- 
gemäß folgendes  Bild. 

A.    I.  Erbach -erbachischer  Landesteil. 

1.  Amt  Erbach: 

a)  Vogteiortschaften :  Stadt  Erbach,  Dorf  Erbach,  Ebersberg,  Elsbach, 
Erbuch,  Erlenbach,  Ernsbach,  Eulbach,  Güntersfürst,  Haisterbach, 
Lauerbach,  Roßbach,  Schönnen,  3  7»  Huben  von  Würzberg,  Zell; 

b)  Zent  Erbach:  die  sub  a)  gen.  Vogteiortschaften  und  10 Huben 
von  Würzberg,  deren  Grund-  und  Vogteiherrschaft  die  Grafen  v.  Ingel- 
heim als  hessen-darmstädtisches  Kunkellehen  besaßen.  —  3141  E. 

2.  Amt  Reichenberg.  —  3731  E. : 

a)  Zent  Reichelsheim :  a)  erb.  Vogteiortschaften :  Schloß  Reichenberg, 
Bockenrod,  Eberbach,  Erzbach,  Frohnhofen,  Großgumpen,  Ober- 
ostern, Reichelsheim,  Rohrbach,  Unterostern,  einige  Güter  von 
Laudenau;  ß)  der  Bezirk  des  zwischen  den  Grafen  Erbach  und 
den  Inhabern  der  Herrschaft  Fränkisch-Krumbach  (v.  Prettlack, 
v.  Gemmingen  u.  a.)  gemeinschaftlichen  Untergerichts  zu  Laudenau, 
umfassend  die  übrigen  erbachischen  und  alle  Prettlackschen  Güter 
und  Hintersassen  dieses  Dorfes,  dann  aus  Winterkasten  die  Inhaber 
aller  erbachischen  und  Prettlackischen  Güter,  endlich  aus  Klein- 
gumpen vier  erbachische  und  die  vier  Prettlackischen  Hintersassen; 
T)  der  Untergerichtsbezirk  der  Herren  Ullner  von  Dieburg  zu  Klein- 
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gumpen,  deren  Hubgüter  daselbst  und  zu  Winterkasten  in  sich  be- 
greifend (seit  1781  erb.-erb.) ;  b)  Pfaffenbeerfurth,  wo  die  Vogtei- 
herrscbaft  dem  Spital  z.  heiligen  Geist  in  Heidelberg  zustand; 

b)  Amt  und  Zent  Oberkeinsbach :  Oberkeinsbach,  Ober-  und  Unter- 
gersprenz ; 

c)  Kirchbeerfurth:  die  Vogtei  in  Gemeinschaft  mit  dem  fürstl.  Hause 
Löwenstein-Wertheim.  Die  Zent  gehörte  der  Herrschaft  Fränkisch- 
Krumbach ; 

d)  das  Ämtlein  Brensbach :  a)  die  Vogtei  über  Brensbach  in  Gemein- 
schaft mit  Hessen-Darmstadt;  ß)  die  Vogtei  über  Niederkeinsbach. 
Beide  Orte  gehörten  zur  pfälz.-hess.  Zent  Umstadt. 

3.  Amt  Wildenstein  (Spessart):  Zent  Eschau:  Schloß  Wildenstein, 
Eschau,  Hofstädten,  Unteraulenbach,  Wildensee.  —  1744  E.  im  J.  1812  *)., 

II.  Erbach-Fürstenauischer  Landesteil. 

1.  Amt  Michelstadt:  Stadt  Michelstadt,  Stockheim,  Bullau  mit  Euter- 
grund. —  2513  E. 

2.  Amt  Fürstenau: 

a)  Vogteiortschaften :  Schloß  Fürstenau,  Asselbrunn,  Güttersbach, 
Hiltersklingen,  Hüttenthal,  Langenbrombach  rechts  des  Baches, 
Momart,  Obermossau,  Rehbach,  Steinbach,  Steinbuch  mit  Neudorf, 
Untermossau,  Weitengesäß ; 

b)  Zent  Michelstadt:  die  sub  1  und  2a  gen.  Vogteiortschaften  und 
Hiltersklingen  a.  d.  Hardt,  3  l/2  Huben,  über  welche  Kurpfalz  bzw.  Kur- 
mainz (Simon  113)  die  Grund-  und  Vogteiherrschaft  besaß.  —  3220  E. 

3.  Amt  Freienstein.  —  5290  E. : 

a)  Zent  Beerfelden :  a)  erb.  Vogteiortschaften:  Beerfelden,  Airlenbach, 
Etzean,  Falkengesäß,  Gammelsbach,  Hetzbach  mit  Krähberg,  Hinter- 
bach, Hoheberg,  Kailbach  rechts  des  Itterbaches,  Oberfinkenbach, 
Olfen,  Raubach,  Schöllenbach,  Obersensbach,  Untersensbach  bis 
zur  Linde ;  ß)  eine  Hube  in  Olfen,  deren  Grund-  und  Vogteiherr 
Kurpfalz  war; 

b)  die  Vogtei  über  Hesselbach,  Kailbach  links  der  Itter,  Galmbach, 
zur  kurmainz.  Zent  Mudau  gehörend; 

c)  über  Untersensbach  unter  der  Linde  und  Hebstahl  die  Vogtei, 
während  beide  Orte  zur  pfälz.  Zent  Eberbach  gehörten. 

4.  Die  erst  1797  seitens  Erbach-Fürstenau  von  dem  Grafen  August 
Christoph  von  Degenfeld-Schomburg  mit  lehnsherrlicher  Bewilligung  des 
Kaisers  Franz  II.  käuflich  erworbene,  südlich  an  das  Amt  Freienstein 
grenzende  Herrschaft  Rothenberg:  die  Vogtei  über  die  zur  pfälz.  Zent 

*)  vgl.  Darmstädter,  Großherzogt.  Frankfurt  (1900)  407  nach  dem 
Staatskalender  v.  J.  1812. 
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Hirschhorn  gehörenden  Orte  Rothenberg  mit  Kordelshütte,  Unterfinken- 
bach,  Oberheimbrunn  und  ein  Anteil  an  der  Vogtei  über  das  zur 
pfälz.  Stüberzent  gehörende  Dorf  Mosbrunn.  —  719  E. 

III.  Erback-Schönbergischer  Landesteil. 

1.  Amt  und  Zent  König:  König,  Fürstengrund.  —  1314  E. 

2.  Amt  Schönberg:  Die  Vogtei  über 

a)  die  zur  mainz.  Zent  Heppenheim  gehörenden  Orte  Schloß  und  Dorf 
Schönberg,  Elmshausen,  Gadernheim,  Gronau,  Hohenstein,  Lautern, 
Raidelbach,  Reichenbach,  Wilmshausen,  Zell,  und  getrennt  hiervon 
das  Gericht  Rimbach :  Rimbach,  Lützelrimbach,  Möngelbach,  Moos- 
bach, Zotzenbach; 

b)  die  zur  pfälz.  Zent  Schriesheim  gehörenden  Orte  Ritschweiher 
und  Kuntzenbach.  —  3899  E. 

B.  3.  Die  Herrschaft  Breuberg  in  Gemeinschaft  mit  dem  fürstl 
Hause  Löwenstein-Wertheim : 

a)  Gerichtsstaab  (Zent)  Neustadt:  Stadt  Neustadt,  Schloß  Rreuberg, 
Dorf  Raibach,  die  Höfe  Wolf  und  Arnheiden.  —  931  E.; 

b)  Zent  Höchst  (3066  E.):  et)  Höchst,  Annelsbach,  Breitenbach,  Dusen- 
bach, Etzengesäß,  Forstel,  Hainstadt,  Hummetroth,  Mühlhausen, 
Mümmling  -  Crumbach,  Pfirsbach,  Rosenbacher  Höfe,  Sandbach ; 
ß)  Hetschbach,  wo  die  Vogtei  den  Frh.  v.  Wambold,  Nauses,  wo 
dieselbe  Gerechtsame  den  Frh.  v.  Sickingen,  Rimhorn,  wo  sie 
(bis  1751)  den  Frh.  v.  Prettlack  gehörte; 

c)  Zent  Lützelbach  (2410  E.) :  Lützelbach,  Breitenbrunn,  Haingrund, 
Kimbach,  Ohrenbach,  Seckmauern,  Vielbrunn,  Wiebelsbach,  Schloß 
Hainbach,  die  Höfe  Angelhof,  Bremhof,  Brunnthal,  Hengmantel. 

d)  Zent  Kirchbrombach  (2667  E.) :  a)  Kirchbrombach,  Affhöllerbach, 
Ballsbach,  Birkert,  Böllstein,  Gumpersberg,  Hainbach,  Höllerbach, 
Langenbrombach  links  des  Baches,  Oberkinzig,  Stierbach,  Wallbach, 
Hof  Kielsbach ;  ß)  Niederkinzig,  wo  die  Vogtei  einem  H.  v.  Winkel- 
mann gehörte  (seit  1721  breub.),  1  Hube  in  Birkert  und  mehrere 
in  Oberkinzig  als  sog.  Hübnergasse  oder  Mittelkinzig,  worüber 
Grund-  und  Vogteiherrschaft  kurpfälzisch  waren; 

e)  die  Vogtei  über  et)  die  zur  hess. -pfälz.  Zent  Umstadt  gehörenden 
Ortschaften  Wersau  und  Bierbach;  ß)  das  in  der  mainz.  Zent 
Ostheim  gelegene  Dorf  Mömmlingen. 

Ungefähr  25  weitere  (meist  Yogtei-)Ortschaften,  an  der 
Bergstraße  (Amt  Seeheim),  zwischen  Darmstadt  und  dem  Main 
(Amt  Habitzheim),  am  Maine  selbst  (Kleinheubach),  im  Spessart, 
eine  endlich  in  der  Nähe  von  Würzburg  gelegen,  waren  bereits 
früher  (zuletzt  Kleinheubach  1721)  veräußert  worden. 
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Die  räumliche  Ausdehnung  des  gesamten  Gebietes  wird 
teils  auf  12  bis  13 1)J  teils  auf  31 2)  Quadratmeilen  angegeben. 
Die  Einwohnerzahl  der  Grafschaft  wurde  um  1750  auf  23  800 
bis  24  000 3)  berechnet;  1806  betrug  sie  rund  25  000,  in  der 
Herrschaft  Breuberg  9074  ohne  Wersau,  ßierbach,  Mömmlingen ; 
in  der  Herrschaft  Rothenberg  719.  Im  ganzen  ungefähr  35  000*). 

Entsprechend  dem  in  dem  Teilungsvertrage  von  1544 
aufgestellten  Grundsatze  der  Unteilbarkeit  der  Grafschaft  war 
auch  die  Teilung  von  1718  und  1747  keine  eigentliche  Landes- 
teilung. Blieben  einerseits  das  Archiv,  die  Gruft,  das  Hammer- 
werk bei  Steinbach  gemeinschaftlich,  so  gab  es  andrerseits  dem 
Reiche  und  dem  Kreise  gegenüber  nur  eine  Grafschaft  Erbach. 

Demgemäß  wurden  zunächst  die  in  der  Reichs-  und  Kreis- 
standschaft begründeten  Rechte  vom  Senior  des  Gesamthauses 
ausgeübt,  welcher  sich  über  die  Abstimmung  auf  den  Reichs- 
und Kreistagen  vorher  mit  den  Agnaten  zu  vereinbaren  hatte; 
von  ihm  wurden  die  Vertreter  des  Hauses  bei  Reich  und  Kreis 
verpflichtet  und  instruiert5). 

Aus  dem  gleichen  Grunde  blieb  die  landesherrliche  Schätzung, 
welche  hauptsächlich  der  Aufbringung  der  Reichs-  und  Kreis- 
steuern diente,  dem  Gesamthause  vorbehalten,  derart,  daß  „alles, 
was  in  Schatzungssachen  und  gemeinen  Anliegen  zu  Kriegs- 
und Friedenszeiten  einschlägt,  von  hohen  Gesamtherrschaften 
und  dero  gemeinsamen  EntSchliessungen  dergestalt  abhänge,  dass 
darunter  keine  Herrschaft  insbesondere  vor  sich,  auch  in  ihrem 
Landesantheil  etwas  ohne  Zuthun  der  übrigen  thun  und  verfügen 
könne,  wie  denn  auch  die  Receptores  der  Landkassegelder  so- 

*)  Vehse,  Gesch.  d.  deutschen  Höfe  VI  256. 

a)  Diefenbach,  Graf  Franz  zu  Erbach-Erbach  (1879)  91. 

3)  Kleinius  130. 

4)  Davon  kamen  an  das  Großh.  Hessen  32  901  nach  Zählung  vom 
3.  Okt.  1806  in  F.  Erb.-Fürstenau.  Polizeis. 

5)  Gesandter  des  Hauses  Erbach  beim  fränkischen  Kreise  war  in 
den  90er  Jahren  des  18.  Jahrh.  der  durch  seine  Beziehungen  zu  Graf 
Hardenberg  bekannte  F.  A.  v.  Zwanziger,  der  außerdem  noch  die  Ver- 
tretung von  6  andern  Kreisständen  auf  sich  vereinigte.  Süßheim,  Preußens 
Politik  in  Ansbach-Bayreuth  1791—1806  S.  99  f. 
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wohl  überhaupt  als  bey  den  Partikularämtern,  hohen  gnädigsten 
Sammtherrsehaften  verpflichtet  seyen1)." 

Mit  der  Schätzung  selbst,  dieser  wichtigsten  landesherr- 
lichen direkten  Steuer,  war  auch  die  Finanzverwaltung,  soweit 
sie  sich  auf  die  Veranlagung,  Erhebung,  Verrechnung  und  Fest- 
setzung der  Höhe  der  Schätzung  bezog,  Gesamthausangelegenheit 
geblieben. 

Im  übrigen  jedoch  war  die  volle  Ausübung  der  Landes- 
hoheit den  einzelnen  Spezialhäusern  innerhalb  ihrer  Landesteile 
überlassen,  auf  den  Gebieten  der  Verwaltung  und  Rechtsprechung 
nicht  minder  als  auf  dem  der  Gesetzgebung,  und  ebenso  war 
der  Bezug  der  hauptsächlich  in  den  Ämtern  radizierten  Reve- 
nüen,  ihre  Verwaltung  und  Erhebung  den  einzelnen  Linien  für 
die  einer  jeden  zugeteilten  Ämter  überwiesen. 

Demgemäß  besaß  jedes  Spezialhaus  seine  eigenen  Zentral- 
behörden: eine  Regierung  oder  Justizkanzlei  und  eine  Rent- 
oder Hofkammer. 

Die  Regierung,  eine  aus  einem  Kanzleidirektor  und  zwei 
bis  drei  Hof-  oder  Regierungsräten  bestehende  Kollegialbehörde, 
war  in  Zivilrechtsstreitigkeiten  im  allgemeinen  zweite,  für  die 
Privilegierten  erste  Instanz;  in  peinlichen  Prozessen  fällte  sie 
das  Urteil,  während  das  Amt  die  Untersuchung  führte.  Das 
Institut  der  Aktenversendung  bestand  auch  hier.  Auf  dem  Ge- 
biete der  inneren  Verwaltung  war  sie  oberste  Polizeibehörde, 
konnte  jedoch  ohne  vorherige  Relation  an  den  Landesherrn 
und  dessen  Genehmigung  in  wichtigen  Gegenständen  der  Polizei 
nicht  selbständig  handeln. 

In  Regierungs-  und  Gnadensachen  hatte  sie  die  Manu- 
missionen,  Dispensationen,  Rezeptionsdekrete,  Judensch utzbriefe, 
Privilegien  zu  erteilen,  Förster  und  Ortsschultheissen  anzu- 
nehmen und  zu  verpflichten,  die  Annahmedekrete  der  Räte, 
Pfarrer,  Forst-  und  sonstigen  Beamten  auszustellen  u.  dgl.  m. 
Wenn  sie  sodann  den  Betrag  des  Manumissionsgeldes  und  der 

x)  vgl.  Decisio  auf  Verschickung  der  Akten  von  der  gräfl.  Regierung 
zu  Erbach,  im  Namen  der  Gotting.  Juristen-Fakultät  abgefaßt  im  Aug. 
1763  bei  Pütter,  Auserles.  Rechtsfälle  III  (1767)  732  f. 
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Nachsteuer  im  Einzelfalle  anzusetzen  hatte,  so  war  sie  auch  als 
Finanzbehörde  tätig  in  Sachen,  welche  auf  das  politische  Ver- 
hältnis zu  anderen  Territorien  von  Einfluß  waren. 

Neben  der  Regierung  stand  als  oberste  Finanzbehörde  die 
Rent-  oder  Hofkammer,  mit  einem  Kammerdirektor,  mehreren 
Räten  und  einem  Assessor.  Ihr  oblag  die  Verwaltung  der  landes- 
herrlichen Kameralrevenüen,  welche  sich  zusammensetzten  teils 
aus  dem  Ertrage  der  Domänen,  landwirtschaftlich  genutzten 
Gütern,  Waldungen,  Jagd  und  Fischerei,  Schäfereien,  teils  aus 
leib-,  grund-,  gerichts-  und  zehntherrlichen  Abgaben  aller  Art. 
Damit  trat,  indem  die  Schätzung  und  ihre  gesonderte  Verwaltung 
dem  gräflichen  Gesamthause  vorbehalten  blieb,  in  unserem  Ge- 
biete eine  für  den  Staatshaushalt  der  deutschen  Territorien  des 
18.  Jahrhunderts  charakteristische  Erscheinung  besonders  deutlich 
zutage:  die  Zusammensetzung  der  landesherrlichen  Einnahmen 
einerseits  aus  den  Kammereinkünften,  andrerseits  aus  dem  Ertrage 
der  Steuern,  eine  nicht  auf  technisch-wirtschaftlichen,  sondern 
lediglich   auf  historischen  Gründen  beruhende  Zweiteilung1). 

Entsprechend  der  Verfassung  der  lutherischen  Kirche  und 
gemäß  JPO.  Art.  V,  §  48  bestand  das  landesherrliche  Kirchen- 
regiment und  die  Konsistorialverfassung.  Seit  1747  besaß  jedes 
Spezialhaus  sein  eigenes  Konsistorium  als  kirchliche  Oberbehörde 
im  weiteren  Sinne;  insbesondere  war  es  zuständig  für  Dispen- 
sationen, sowie  als  Gericht  zur  Entscheidung  von  Ehe-  und 
sonstigen  damals  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfenen 
Sachen;  die  Untersuchung  führten  die  Ämter.  Die  wenigen 
katholischen  Untertanen  unterstanden  in  kirchlichen  Dingen  dem 
Erzbischof  von  Mainz. 

Zur  Leitung  des  Forstwesens  und  Ausübung  der  „Forstei- 
lichkeit"  bestand  ein  Forstamt,  welchem  die  herrschaftlichen 
Jäger  unterstellt  waren  (Erlaß  von  Waldverboten,  Bestrafung  der 
Forstfrevler  und  Abhaltung  von  Forstrügegerichten,  Territorial- 
holzzehnt, Forstfronen  usw.).  Sodann  gab  es  Hof-  und  Zent- 
physici  und  für  den  Hofhalt  eine  Hofdienerschaft. 

v)  Schröder,  Rechtsgeschichte  (1902)  862.  Darmstädter,  Großherzogt. 
Frankfurt  (1900)  159  f. 
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Den  Mittelpunkt  der  lokalen  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
organisation bildeten  auch  in  unserm  Gebiete  die  Ämter.  Das 
Amt  war  an  sich  ein  Inbegriff  von  der  Verwaltung  nach  zu- 
sammengehörigen herrschaftlichen  Gerechtsamen  verschiedenster 
Art,  gerichts-,  leib-,  grundherrlicher  und  sonstiger  Natur,  welcher 
häufig  als  Pertinenz  einer  Burg  behandelt  und  nach  ihr  benannt 
wurde.  Mit  der  Verwaltung  dieses  Inbegriffes  herrschaftlicher 
Gerechtsame,  der  Wahrnehmung  der  Rechte  und  Pflichten  war 
der  „Beamte",  Amtmann,  Amtsverweser  betraut.  Die  Ämter  als 
die  zur  Wahrnehmung  der  herrschaftlichen  Gerechtsame  be- 
stellten Behörden  vereinigten  daher  jurisdiktionelle,  polizeiliche 
und  finanzielle  Befugnisse;  sie  waren  Organe  der  Herrschaft  in 
ihren  grund-  und  leibherrlichen  Befugnissen  nicht  minder  als 
in  ihren  gerichts-  und  landesherrlichen. 

In  judicialibus  war  das  Amt  zunächst  das  ordentliche  Ge- 
richt erster  Instanz  in  Zivil  Streitigkeiten  aller  Art  für  die  Nicht- 
privilegierten,  es  war  Vollstreckungs-  und  Konkursgericht.  In 
criminalibus  hatte  der  Amtmann  die  Anzeigen  zu  Protokoll  zu 
nehmen  und  die  Untersuchung  unter  Zuziehung  des  Zentgrafen 
als  Aktuarius  und  von  2  oder  4  Zentschöffen  als  Beisitzern 
und  Urkundspersonen  durchzuführen,  den  Reinigungseid  und 
die  Urfehde  abzunehmen,  die  Akten  an  die  vorgesetzte  Regierung 
zur  Urteilsfällung  abzugeben,  für  die  Vollziehung  des  peinlichen 
Urteiles  zu  sorgen  und  in  allen  Fällen  das  Protokoll  zu  führen, 
soweit  dies  nicht  Sache  des  Zentgrafen  war.  In  niederen  Straf- 
sachen besaß  das  Amt  eine  mit  den  Zent-  und  Untergerichten 
immer  mehr  konkurrierende  Gerichtsbarkeit,  die  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  mit  dem  allmählichen  Aufhören 
dieser  Gerichte  zur  ausschließlichen  wurde;  doch  war  bei  der 
Untersuchung  von  Zentfreveln  der  Zentgraf  mit  2,  wenn  nötig 
4  Zentschöffen  zuzuziehen.  Sodann  oblag  dem  Amte  die  Hand- 
habung der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  soweit  sie  nicht  den 
Ortsschultheißen  und  den  Untergerichten,  in  der  Herrschaft 
Breuberg  den  Zentschultheißen  und  den  Zentschöffen  über- 
lassen war. 

Das  Amt  war  sodann  lokale  Verwaltungsbehörde.  In  dieser 
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Eigenschaft  hatte  der  Amtmann  die  Zent-  und  Untergerichte 
neben  dem  Zentgraten,  Schultheißen  und  den  Schöffen  abzu- 
halten, die  Gerichtsschöffen,  Untertanen  und  Beisassen,  die 
Waldförster,  Flurschützen  usw.  zu  verpflichten,  die  Schultheißen 
vorzustellen  und  zu  instruieren,  die  Gemeinden,  Zenten,  Zünfte 
zu  beaufsichtigen,  insbesondere  die  Bürgermeister-,  Zent-,  Zunft- 
und  Kirchenrechnungen  abzuhören,  die  Proklamationsscheine, 
Attestate  und  Paßbriefe  auszustellen,  hinsichtlich  der  Rezeption 
neuer  Untertanen  an  die  Regierung  zu  berichten,  an  die  er 
sich  überhaupt  in  allen  wichtigen  Dingen  wenden  sollte. 

Umfangreich  sind  die  finanziellen  Befugnisse  des  Amt- 
mannes, und  gerade  auf  diesem  Gebiete  tritt  jene  Yerquickung 
von  öffentlichrechtlichen  und  privatrechtlichen  Institutionen  deut- 
lich zutage.  Führt  er  einerseits  das  Schatzungsbuch,  in  welchem 
das  Schatzungskapital  eines  jeden  Amtsuntertanen  verzeichnet 
war,  so  hat  er  andrerseits  das  Besthaupt  zu  thaidigen,  das  Manu- 
missionsgeld  und  die  Nachsteuer,  welche  auf  Grund  seines  Be- 
richtes von  der  Regierung  angesetzt  wurde,  zu  erheben,  den 
herrschaftlichen  Anteil  an  den  Zent-  und  Untergerichtsbußen  zu 
berechnen  u.  drgl.  m. 

Häufig  war  der  Amtmann  auch  mit  der  Erhebung  der  son- 
stigen herrschaftlichen  Gefälle  und  Renten,  und  der  Nutzungen 
von  den  herrschaftlichen  Hofgütern  und  Schäfereien  sowie  der 
Rechnungsführung  hierüber  betraut.  Oft  aber  waren  diese  Funk- 
tionen abgesondert  und  einem  besonderen  Bedienten  zur  Ver- 
waltung übertragen,  dem  Rentmeister,  Renteibeamten,  Amtskeller 
u.  dgl.  Er  hatte  die  erfolgte  Leistung  der  Abgaben  und  Gefälle 
ordentlich  in  den  von  den  Untertanen  zu  haltenden  Lieferungs- 
büchlein zu  quittieren,  für  ordentlichen  Eingang  besonders  der 
Naturaleinkünfte  und  ordentliche  Rechnungsführung  zu  sorgen, 
seine  Rechnungen  vierteljährlich  einzusenden  und  sich  monatlich 
bei  Amte  einen  Auszug  aus  dem  Amtsprotokoll  geben  zu  lassen,  um 
die  angesetzten  Strafgelder  usw.  erheben  zu  können.  Yor  allem  war 
ihm  das  Ökonomiewesen  unterstellt,  die  Aufsicht  über  die  Instand- 
erhaltung der  herrschaftlichen  Gebäude,  der  Höfe,  Schäfereien, 
Weinberge,  Weiher,  Speicher,  über  die  Hofbauern  und  deren 
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Gesinde,  die  Schäfer,  den  Weingartsnianu  und  andere  Bediente 
dieser  Art,  die  Fröner  und  Arbeiter  in  der  Heu-  und  Frucht- 
ernte, die  Drescher  usw.  anvertraut1).  Einzelne  Funktionen 
hatten  Amtmann  und  Rentmeister  gemeinschaftlich  zu  versehen. 

Bei  der  Kleinheit  der  Ämter  war  trotz  der  zahlreichen 
dem  Amtmann  zugewiesenen  Obliegenheiten  nicht  jedes  Amt 
mit  einem  besonderen  Amtmanne  besetzt,  vielmehr  zwei  oder 
drei  kleine  Ämter  nicht  selten  demselben  Beamten  unterstellt. 

Auch  war  häufig  das  Amt  des  Amtmannes  mit  dem  eines 
Regierungsrates,  selbst  mit  dem  des  Kanzleidirektors,  in  Personal- 
union verbunden.  Andrerseits  bestellte  jede  Kondominatherr- 
schaft  der  Herrschaft  Breuberg  ihren  besonderen  Amtmann  und 
Rentbeamten  auf  Schloß  Breuberg,  welche  die  Rechtsprechung, 
die  innere  und  Finanzverwaltung  teils  gesondert,  teils  gemein- 
schaftlich, teils  alternierend  versahen,  während  die  fürstl.  Löwen- 
steinische  Regierung  in  Wertheim  und  die  gräfl.  Erbach- 
Schönbergische  Regierung  in  König  in  Gemeinschaft  diejenigen 
Angelegenheiten  bearbeiteten,  welche  zur  Zuständigkeit  der 
Zentralinstanz  gehörten. 

Als  der  Geist  der  französischen  Revolution  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  die  Bevölkerung  unsrer  Gebiete  ergriff, 
wurden  mehrfach  Beschwerden  über  die  Beamtenschaft  vorge- 
bracht. Man  klagte  namentlich  über  Willkür  und  Ungerechtigkeit 
im  Tax-  und  Sportelwesen 2),  über  ungewöhnliche  Prozeßver- 
schleppung3), allgemeine  Regierungsvernachlässigung4),  unge- 
bührlich hohe  Diäten  und  Reisekosten 5).  Inwieweit  diese  Klagen 
berechtigt  waren  und  ähnliche  für  die  frühere  Zeit  berechtigt 
gewesen  wären,  steht  dahin.  Auch  die  Herrschaft  selbst  hatte 
bisweilen  durch  Untreue  ihrer  Beamten  zu  leiden.  Eingriffen 
in  hergebrachte  Rechte  traten  die  Untertanen  durch  Beschwerden 


*)  vgl.  z.  B.  die  Instruktion  des  Rentmeisters  Heyl  v.  1738,  F. 
Reichenb.  Amt. 

2)  Häberlin,  Teutsches  Staatsarchiv  VIII  (1802)  308  f. 

3)  Häberlin  a.  a.  0.  VIII  309. 

4)  Häberlin  a.  a.  0.  VIII  64  f.,  bes.  305  f. 

5)  Häberlin  a.  a.  0.  VIII  307. 
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an  die  Herrschaft,  wenn  nötig  durch  Klage  bei  den  Reichsge- 
richten entgegen. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  den  einzelnen  Abhängigkeits- 
verhältnissen zu,  welchen  die  ländliche  Bevölkerung  unsrer 
Gebiete  im  18.  Jahrhundert  unterworfen  war.  Es  sind  die 
Gerichtsherrschaft  in  ihren  beiden  Erscheinungsformen  als  Zent 
und  als  Vogtei,  die  an  letztere  sich  räumlich  anschließende 
Leibherrschaft,  die  Grund-  und  die  Zehntherrschaft. 


I.  Kapitel. 


DIE  GERICHTSHERRSCHAFT. 

ZENT  UND  VOGTEI. 
Im  Allgemeinen. 

Der  allgemein  bestehenden  Scheidung  der  Gerichtsbarkeit 
in  die  Hoch-  und  Niedergerichtsbarkeit  entsprach  in  Franken 
ihre  Teilung  in  die  Zent  und  Vogtei,  eine  Unterscheidung,  welche 
auch  dort  festgehalten  wurde,  wo  beide  Arten  von  Gerichtsbar- 
keit in  derselben  Hand  vereinigt  waren.  Jede  dieser  Gerichts- 
barkeiten bildete  den  Kernpunkt  eines  besonderen  öffentlich- 
rechtlichen Herrschaftsverhältnisses,  der  Zent-  und  der  Vogtei- 
herrschaft,  worin  für  die  Herrschaft  und  die  Untertanen  bestimmte 
Rechte  und  Pflichten  begründet  waren. 

Trotz  zahlreicher  Abweichungen,  immerhin  in  Überein- 
stimmung mit  der  Mehrheit  der  Fälle  in  der  Praxis,  verstand 
man  unter  Yogteigerichtsbarkeit  allgemein,  beeinflußt  insbesondere 
auch  durch  die  aufKompetenzerweiterung  gerichteten  Bestrebungen 
der  Yogteiherrn  gegenüber  den  Zentherrn,  die  gesamte  Gerichts- 
barkeit, mit  Ausnahme  der  peinlichen  Kriminalgerichtsbarkeit, 
seit  dem  der  fränkischen  Ritterschaft  1609  von  Kaiser  Rudolf  II. 
erteilten  Privileg  allgemein  die  sog.  Zivilgerichtsbarkeit  mit  Aus- 
nahme der  auf  die  Haupt-  oder  Zentfälle,  die  (meist  4)  hohen 
Rügen1),  gewöhnlich  Mord,  Brand,  Diebstahl,  Notzucht,  be- 
schränkten peinlichen  Gerichtsbarkeit2)3). 

*)  Sie  bedeuteten  in  und  vor  dem  16.  Jahrh.  sehr  häufig  nur  eine 
Beschränkung  der  Rügepflicht,  nicht  der  Gerichtsbarkeit.  Vgl.  H.  Knapp, 
Zenten  des  Hochstifts  Würzburg  II  (1907)  288  f.,  292. 

2)  vgl.  die  unten  S.  25  zitierte  Litteratur. 

3)  Vogteiherrschaften  mit  derart  weitgehender  Kompetenz  standen 
jedoch  nicht  selten  solche  mit  erheblich  geringeren  Befugnissen  gegen- 
über. So  umfaßte  die  Vogtei  der  Frh.  v.  Prettlack  (Rechtsnachfolger  der 
Herrn  v.  Rodenstein)  über  ihre  Vogteiuntertanen  (die  zugleich  ihre  Grund- 
Killinger,  Die  ländl.  Verfassung.  2 


L8 


ZENT  UND  VOGTEI. 


Auf  letztere  beschränkte  sich  daher  gegenüber  diesen 
Vogteidistrikten  die  Kompetenz  des  Zentgerichtes,  und  hieraus 
erklärt  sich  die  übertragene  Bedeutung  des  Wortes  Zent  im 
Sinne  von  peinlicher  Gerichtsbarkeit1);  je  nachdem  sie  auf  be- 
stimmte Verbrechen  eingeschränkt  war  oder  alle  Verbrechen  und 
auch  geringere  Delikte  im  konkreten  Falle  umfaßte,  unterschied 
man  die  centena  limitata  und  omnigena  (universalis,  illimitata), 
erstere  bisweilen  auch  als  Fraißzent  bezeichnet2). 

holden  waren)  in  den  zur  gräfl.  erbach.  Zent  Reichelsheim  gehörigen  Orten 
Laudenau,  Kleingumpen  und  Winterkasten  lediglich  einerseits  die  Steuer 
und  Schätzung  zur  Reichsritterschaft  (Ritterort  Odenwald),  andrerseits 
die  Mitberechligung  an  dem  zwischen  Prettlack  und  Erbach  gemeinschaft- 
lichen sog.  Untergericht  in  Laudenau,  indem  an  dieses  Gericht  außer  den 
Prettlack'schen  Untertanen  noch  einige  Erbachische  Untertanen  aus 
Laudenau  gehörten.  Die  Kompetenz  dieses  mit  dem  erbach.  Beamten 
gemeinschaftl.  Untergerichtes  erstreckte  sich  a)  auf  die  Entscheidung  von 
Gutsstreitigkeiten,  soweit  sie  sich  durch  Hebung  und  Setzung  der  Mark- 
steine schlichten  ließen,  weshalb  aus  den  Gerichtsschöffen  auch  ein  ge- 
meinschaftliches Vier-  oder  Steinsetzergericht  gebildet  wurde;  b)  Wehr- 
schaftserteilung über  Güterkäufe;  c)  Bestrafung  geringer  Frevel  oder  sog. 
Ungeschicke  mit  Geldbußen  bis  zu  3  lb  Heller,  wovon  xjs  Erbach,  l/s  Prett- 
lack, 73  den  Untergerichtsverwandten  gebührte.  Gegen  die  Urteile  des 
Untergerichles  konnte  an  die  Zent  appelliert  werden.  Im  übrigen  stand 
die  geistliche,  die  hohe  und  niedere  Straf-  wie  die  Gerichtsbarkeit  in 
bürgerlichen  Sachen  auch  hinsichtlich  der  Streitigkeiten  zwischen  Vogtei- 
herrschaft  und  Untertanen  der  Zentherrschaft  Erbach  zu,  ebenso  wie  alle 
sonstigen  landesherrlichen  Rechte.  Gleichwohl  prätendierten  auch  hier 
die  „adeligen  Gutsherrn"  die  Landeshoheit  über  diese  ihre  „Junkerbauern", 
(„Hintersassen",  „Censiten").  —  Heyl,  SLB.  (Reichenb.) ;  Graf  Franz 
S.  131  f.,  149. 

*)  Ein  Analogon  bietet  der  Begriff  „Landgericht",  „Landgerichtsfälle" 
in  Österreich;  vgl.  Luschin  von  Ebengreuth,  Gesch.  d.  ält.  Gerichtswesens 
in  Östr.  (1869)  111,  150,  157.  Vgl.  jedoch  E.Mayer,  Würzburg.  Herzogt. 
207.  Auch  Eichhorn,  Rechtsgesch.  III  (1844)  323  §  429  e.  Zent  =  peinl. 
Gerichtsb.  bisw.  im  Gegens.  zur  Praxis:  vgl.  Röder,  Von  Erbgerichten  und 
Lehnsvogteyen  in  der  Pflege  Coburg  (1782)  74  f.,  151;  Deductio  in  Sachen 
Löwenstein  contra  Würzburg  bei  Pütter,  Auserles.  Rechtsfälle  II  1  (1779), 
p.  93  f.,  172  f.  (Grfsch.  Werth.). 

2)  vgl.  die  häufig  wiederkehrende  Definition  z.  B.  bei  Wehner,  Ob- 
servat.  pract.  (1735),  p.  524.  Schneidt,  thesaur.  jur.  franc.  I  3369.  Leucht, 
Tract.  acad.  (1700),  p.  372. 
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Allein  die  „Zent"  in  diesem  übertragenen  und  —  der 
Praxis  gegenüber  häufig  zu  unrecht  —  eingeschränkten  Sinne 
von  Hochgerichtsbarkeit,  peinlicher  Gerichtsbarkeit,  Blutbann, 
merum  imperium1),  bildete  nur  den  Kern,  um  welchen  sich 
regelmäßig  noch  sonstige  aus  der  mittelalterlichen  Territorial- 
verfassung stammende  Hoheitsrechte  in  der  Hand  des  Zent- 
herrn  zur  Zentherrschaft  im  weiteren  Sinne  vereinigten.  Der 
Zentherr  war  für  sein  Zentgebiet  regelmäßig  Inhaber  nicht 
nur  der  peinlichen  (häufig  auch  einer  weiter  greifenden  mitt- 
leren) Gerichtsbarkeit,  sondern  auch  des  Heerbannes,  des  Wild- 
bannes, von  Zoll  und  Geleit,  Maß  und  Gewicht,  forsteilicher 
Hoheit  und  anderer  Regalien.  In  diesem  Sinne  war  die  „Zentu 
—  zusammen  mit  den  seit  dem  Mittelalter  regelmäßig  damit 
verbundenen  Regalien  als  Zentherrschaft  i.  w.  S.  —  für  die 
sog.  Landeshoheitsstreitigkeiten  der  fränkischen  Praxis  wie  der 
staatsrechtlichen  Literatur  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  vou 
größter  Bedeutung. 

Allein  neben  der  Zent  in  jener  übertragenen  Bedeutung 
des  Wortes  stand  die  Zent  nach  wie  vor  als  Organisation  der 
Gesamtheit  der  Insassen  eines  größeren  demselben  Zentherrn 
unterworfenen  Bezirkes  zu  bestimmten,  später  zu  bezeichnenden 
Zwecken.  In  diesem  Sinne  gehörten  zur  Grafschaft  Erbach  sieben y 
zur  Herrschaft  Breuberg  vier  Zenten. 

Die  erbachischen  und  breubergischen  Zenten  umfaßten 
im  allgemeinen  je  8  bis  16  Ortschaften,  welchen  allerdings  die 
Zenten  König  mit  2,  Oberkeinsbach  mit  3,  Eschau  mit  4,  der 
Gerichtsstab  (Zent)  Neustadt  mit  nur  2  Orten  und  2  Höfen 
gegenüberstanden. 

Diese  Zenten  waren  territorial  geschlossene,  durch  die  sog. 
Zentsteine  abgegrenzte  Bezirke2).  Da  auch  hier  ihre  Grenzen 
nicht  immer  mit  denen  der  Dorfgemarkungen  übereinstimmten, 

*)  Über  merum  imperium  und  dessen  gradus  (vgl.  D  (2,  1)  3  Ulp.) 
außer  Schröder,  Rechtsgesch.  (1902)  587  n:  Zeumer,  Histor.  Ztschr.  Bd.  82, 
S.  492 f.;  J.  J.  Beck,  Praxis  aurea  von  der  Gent  (1720)  11  f.;  17 f.;  Pütter, 
Spec.  jur.  publ.  (1784)  223 f.;  Luschin  v.  Ebengreuth  a.  a.  0.  174  u.  a. 

2)  Graf  Franz  S.  137. 

2* 
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gehörte  bisweilen  ein  Teil  einer  Gemarkung  zu  einer  anderen 
Zent  als  der  übrige  Teil1). 

Abgesehen  von  der  im  Spessart  gelegenen  Zent  Eschau, 
bildeten  die  erbachischen  mit  den  nördlich  sich  anschließenden 
breubergischen  Zenten  ein  zusammenhängendes  Ganze.  Im  Süden 
und  Südwesten  grenzten  kurpfälzische,  im  Westen,  Norden  und 
Osten  kurmainzische,  im  Nordwesten  hessendarmstädtische  Zenten 
und  die  reichsritterschaftliche  Zent  Fränkisch-Krumbach  an  das 
erbachische  und  breubergische  Zentgebiet  an. 

Unabhängig  von  dieser  Einteilung  des  Landes  in  Zenten 
war  hier  wie  in  ganz  Franken  die  Gliederung  in  Unter-  oder 
Vogteigerichtsbezirke. 

In  den  östlichen  Teilen  Frankens  war  sehr  häufig,  wohl 
regelmäßig2),  in  einigen  Territorien  anscheinend  ausschließlich3), 
das  räumliche  Substrat  der  Yogtei  die  Grundherrschaft,  und 
zwar  der  Regel  nach  in  der  Weise,  daß  der  Grundherr  eines 
Gutes  die  Gerichtsherrschaft  innerhalb  des  Bauernhofes  im 
Dorfe  besaß ;  dies  war  die  sog.  mit  Tür  und  Angel  beschlossene 
Vogtei,  vogteia  particularis,  „welche  einer  nur  auf  einem  ge- 
wissen Lehen  und  dessen  Hofraith  und  Güter  hat,  soweit  diese 
den  Lehenmann  mit  Tür  und  Angel  beschließen";4)  seltener 
dagegen  in  der  Art,  daß  der  Grundherr  die  Yogtei  außerdem 
auch  auf  den  einzelnen  zu  dem  betr.  Gute  gehörigen  Grund- 


1)  Beispiele  bei  Simon,  85,  107,  111,  133,  146,  224 f.,  229  u.  a. 
Sodann  H.  Knapp,  Würzburg.  Zenten  II  279,  323  usf.  Auch  Fabricius. 
Über  die  Stabilität  der  Gemarkungsgrenzen  in  Westdeutsche  Zeitschr.  XIX 
(1900)  Korresp.  Nr.  77. 

2)  z.  B.  Nürnberg,  J.  J.  Beck,  De  jurisdict.  vogt.  (1738)  10,  491  f. 
Ansbach,  Rothenburg  u.  a.,  Th.  Knapp,  Beiträge  419.  Auch  im  würzburg. 
Zentgebiete  überwiegt  dieses  System,  vgl.  H.  Knapp,  Die  Zenten  des 
Hochstiftes  Würzburg  I.  Ruoff,  Ländl.  Verf.  des  Nordostens  des  Königr. 
Württemb.  im  18.  Jahrb.  in  Württemb.  Jahrb.  f.  Statist,  u.  Landesk.  1909 
S.  207  f.,  210,  214  f.,  218,  224,  228. 

3)  So  ausdrücklich  Röder,  Von  Erbgerichten  u.  Lehnsvogteyen  in 
der  Pflege  Coburg  (1782)  484. 

4)  z.  B.  Beck,  De  jurisd.  vogt.  484  f.  Schneidt,  Thes.  jur.  franc.  I 
3315  u.  a. 
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stücken,  bei  Gemengelage  der  Äcker  auf  den  einzelnen  zuge- 
hörigen Äckern  besaß1). 

In  den  westlichen  Teilen  von  Franken  bildete  ein  Zu- 
sammenfallen von  Gerichts-  und  Grundherrschaft  die  Ausnahm  e2). 
Aus  der  Praxis  der  Grafschaft  Erbach  und  der  Herrschaft  Breu- 
berg finden  sich  etwa  10  hierher  gehörige  Beispiele3). 

Das  regelmäßige  Substrat  der  Vogteiherrschaft  im  west- 
lichen Franken  war  dagegen  das  Gebiet  eines,  selten  mehrerer4) 
Dörfer,  entweder  die  ganze  Gemarkung  oder  nur  der  innerhalb 
der  Bannzäune,  des  Etters,  der  Falltore  gelegene  Teil  derselben, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Grundherrschaft5).  Im  Gegensatze  zu 
der  mit  Tür  und  Angel  beschlossenen  Vogtei  war  dies  die  vogteia 
generalis  oder  allgemeine  Vogtei,  welche  jemandem  in  einem 
ganzen  Distrikt  zu  Dorf,  Feld  und  Straßen  zustehet6). 

Von  größter  politischer,  aber  auch  wirtschaftlicher  Be- 
deutung war  der  Umstand,  daß  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
der  Zentherr  über  alle  Zentuntertanen  auch  die  Vogtei  besaß, 
vielmehr  in  der  Regel  ein  größerer  oder  kleinerer  Teil  der  Zent- 
untertanen einem  oder  mehreren  vom  Zentherrn  verschiedenen 
Vogteiherren  unterworfen  war,  daß  Zent-  und  Vogteiherrschaft 
über  denselben  Bezirk  sehr  häufig  in  verschiedenen  Händen 
lagen.  Zent  und  Vogtei  gingen  auseinander.  Zur  gegenseitigen 

*)  z.  B.  kraft  besondern  Privilegs  v.  J.  1612  unter  best.  Vorauss. 
in  der  Pflege  Coburg,  vgl.  Röder  a.  a.  0.  385  f.,  433,  -483  f. 

2)  vgl.  insbes.  Th.  Knapp,  Beiträge  188f.,  203,  418. 

3)  s.  Tabelle  oben  S.  7  f.  Sodann  das  später  erb.  Heubach,  Guden, 
Cod.  dipl.  I  (1743)  S.  853  d.  a.  1291. 

4)  z.  B.  Löwe,  Rechll.  Stellung  d.  fränk.  Bauern  im  Mittelalter 
(Diss.  1888)  44. 

5)  z.  B.  Weistum  der  Zent  Heppenheim  1430  bei  Dahl,  Beschreib, 
d.  Fürstent.  Lorsch  (1812)  Urk.  S.  79 ;  dazu  Weist,  v.  Zotzenbach  u.  v. 
Reichenbach  (ganze  Gemarkung,  desgl.  z.  B.  Grimm,  Weist.  III  578  f.  u.  a.) 
bei  Schneider,  Erbach.  Historie  (1736)  Urk.  III  S.  563,  562,  u.  Vertrag  zw. 
Kurmainz  u.  Erbach  v.  1607,  unten  S.  81  n.  1.  Auch  Vertr.  zw.  Epp- 
stein, Wertheim  u.  Catzenelnbogen  v.  1270  bei  Aschbach,  Gesch.  d.  Gr. 
Wertheim  II  38.  Baur,  Hess.  Urk.  IV  (1866)  III.  Sodann  v.  Epplen, 
Gesch.  d.  Landeshoheitsstreitigk.  (1795)  151  f. 

6)  z.  B.  Beck,  de  jurisd.  vogt.  484. 
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Durchkreuzung  von  Leib-,  Grund-,  Zehnt-  und  Gerichtsherrschaft 
trat  innerhalb  der  letzteren  die  Durchkreuzung  von  Zent  undVogtei. 

Eine  Zent  umfaßte  somit  regelmäßig  a)  Gemarkungen  oder 
sonstige  Distrikte,  über  welche  die  Yogtei  dem  Zentherrn  selbst 
zustand;  b)  fremdvogteiliches  Gebiet;  bisweilen  außerdem  c) 
Zentmarkgebiet. 

Betrachten  wir  kurz  die  Einwirkung  dieser  Durchkreuzung 
von  Zent  und  Yogtei  auf  die  lokale  Behördenorganisation,  das  Amt. 

Indem  zu  allen  erbachischen  Ämtern  auch  Gerichtsbarkeit 
über  bestimmte  Distrikte  gehörte,  besaß  das  Amt  insoweit  eine 
territoriale  Grundlage.  Da  aber  die  zu  den  meisten  Ämtern 
gehörende  herrschaftliche  Gerichtsbarkeit  von  doppelter  Natur 
war,  teils  Zent-,  teils  Yogteigerichtsbarkeit,  und  deren  räumliches 
Substrat  sich  keineswegs  überall  deckte,  so  war  auch  der  Amts- 
bezirk von  zweifacher  Art:  er  umfaßte  einerseits  das  Zent- 
gebiet,  andrerseits  das  Yogteigebiet,  griff  daher  in  ersterer 
Hinsicht  häufig  auf  fremdes  „Territorium"  hinüber,  während 
umgekehrt  nicht  selten  erbachisches  Yogteigebiet  hinsichtlich 
der  Zent  zu  fremdherrischen  Ämtern  gehörte.  Dem  entsprechend 
waren  die  jurisdiktionellen  und  polizeilichen  Befugnisse  der 
Ämter  in  den  einzelnen  Teilen  des  Amtsbezirkes  sehr  verschieden, 
derart  daß  ein  Amt  in  einem  Teile  nur  die  Zent,  in  einem 
andern  nur  die  Yogtei,  in  einem  dritten  aber  beide  Gerichts- 
barkeiten ausübte ;  daneben  gab  es  Ämter,  zu  welchen  nur 
Yogteidistrikte  gehörten,  während  die  Zent  hierüber  fremden 
Herrschaften  gehörte. 

Damit  stimmt  die  Ämterverfassung  unsrer  Gebiete  mit  der- 
jenigen der  übrigen  fränkischen  Territorien  im  wesentlichen 
überein.  Im  ganzen  fränkischen  Kreise  unterschied  man  zwei 
Hauptklassen  von  Ämtern  r  die  Zent-  oder  Fraischämter  für  die 
Ausübung  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  und  die  Ämter  im 
engeren  Sinne  (Yogtei-,  Yogt-,  Kasten-,  Kloster-,  Stift-,  Yer- 
walterämter),  welchen  die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  die  eigent- 
liche Verwaltung  übertragen  war.  Beide  Arten  von  Ämtern 
bestanden  jedoch  nicht  selbständig  nebeneinander,  sondern  waren 
miteinander  kombiniert,  derart,  daß  dasselbe  Amt  beide  Arten 
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von  Gerichtsbarkeit  ausübte,  jede  innerhalb  ihres  selbständigen 
Bezirkes,  eine  Folge  der  sog.  „Vermischungen"1). 

Zahlenmäßig  tritt  die  Bedeutung  dieser  sog.  „Vermischungen" 
in  unsern  Gebieten  folgendermaßen  in  Erscheinung. 
A.  Es  betrug  die  Zahl  der  Ortschaften,  über  welche  ganz  oder 
nur  zu  einem  anteilsmäßigen  oder  räumlich  abgegrenzten 


Teile  bloß  die  Vogtei  besaßen,  im  Jahre 

I.  für  die  Grafschaft  Erbach  W002)  1700  1800 

a)  fremde  Herrschaften  in  den  erbachi- 
schen Zenten   9      7  6 

b)  Erbach  in  fremden  Zenten  c.  55    38  25 

II.  für  die  Herrschaft  Breuberg 

a)  fremde  Herrschaften  in  den  breuber- 
gischen Zenten  c.  20      6  4 

b)  Breuberg  in  fremden  Zenten   3      3  3 

B.  Dagegen  betrug  die  Zahl  der  Ortschaften, 
über  welche 

I.  Erbach  die  Zent  und  Yogtei  besaß  .  .  c.  44    51  54 
IL  Breuberg  die  Zent  und  Yogtei  besaß  .  c.  27     38  40 

C.  Demnach  waren  von  allen  Orten,  an  welchen 
sei  es  als  Zentherr  oder  als  Yogteiherr  be- 
teiligt war 

Erbach  59°/o  46o/0  37°/o 

Breuberg  46°/o  19°/o  14°/o 

den  „Vermischungen"  unterworfen. 


D.  Eine  Vereinigung  von  Zent  und  Vogtei  trat  zwischen  1400 
und  1800  dadurch  ein,  daß 
I.  Erbach 

a)  5  fremdvogteiliche  Orte  innerhalb  seiner  Zenten,  und 


*)  vgl.  F.  Härtung,  Hardenberg  und  die  preuß.  Verwaltung  in  Ans- 
bach-Bayreuth  v.  1792—1806  (1906)  S.  20  f. 

2)  Diese  Angaben  beruhen  hauptsächlich  auf  Simon.  Nicht  be- 
rücksichtigt sind  in  ob.  Tabelle  die  5 — 15  Zent-  bzw.  Vogteiortschaften 
des  Amtes  Wildenstein,  der  Zenten  Eschau  und  Kleinheubach  im  Spessart, 
das  Vogteidorf  Erlabrunn  (würzb.  Zent  Retzbach,  vgl.  H.  Knapp,  Zenten 
d.  Hochstifts  Würzb.  I  1012  f.),  die  Herrschaft  Rothenberg  (Zent  Hirschhorn). 
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b)  die  Zent  über  5  seiner  in  fremden  Zenten  gelegenen 
Vogteiorte  erwarb; 

c)  von  den  26  veräußerten  erb.  Vogteiorten  in  fremden 
Zenten  17  von  deren  Zentherrschaft  erworben  wurden. 

Demnach  zusammen  in  27  Fällen  =  ca.  42o/o  der 
„Vermischungen"  vom  J.  1400. 
II.  Breuberg 

a)  15  fremde  Vogteiortschaften  innerhalb  seiner  Zenten 
erwarb ; 

b)  die  Zent  über  3  fremdvogteiliche  Orte  seiner  Zenten 
veräußerte. 

Demnach  zusammen  in  18  Fällen  =  c.  78°/o  der 
„Vermischungen"  vom  J.  1400. 
E.  Demgegenüber  steht  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts eine  Vermehrung  der  fremdvogteilichen  Distrikte 
innerhalb  der  erbachischen  Zenten  um  2,  innerhalb  der  breu- 
bergischen um  4  durch  Usurpation  von  Grundherren l). 
Insoweit  bestand  jedoch  im  Grunde  genommen  keine  Be- 
sonderheit gegenüber  vielen  anderen  deutschen  Territorien;  fast 
überall  gab  es  zahlreiche  Niedergerichtsherren,  welche  nicht 
auch  den  Blutbann  erlangt  hatten.   Auch  die  zahlreichen  Kom- 
petenzstreitigkeiten zwischen  Nieder-  und  Hochgerichtsherren 
waren  keine  Eigentümlichkeit  unsrer  Gebiete;  sie  finden  sich 
vielmehr  überall,  wo  jene  Durchkreuzung  von  Nieder-  und  Hoch- 
gerichtsbarkeit bestand. 

Wohl  aber  war  es  eine  Besonderheit  Frankens,  welche  es 
mit  den  andern  sog.  vermischten  Reichslanden  im  Gegensatze 
zu  den  geschlossenen  Territorien  teilte,  daß  jene  Konflikte  die 
Bedeutung  bloßer  Kompetenzstreitigkeiten,  wie  sie  in  den  ge- 
schlossenen Territorien  zwischen  Landsassen  unter  ein  and  er  und 
zwischen  diesen  und  den  Landesherren  bestauden  und  durch 
landesherrliche  Gerichte  nach  im  allgemeinen  gesetzlich  oder 
durch  einheitliche  Verträge  feststehenden  Normen  zur  Entschei- 
dung gelangten,  überragten.  Denn  bei  der  Reichsunmittelbarkeit 


l)  nach  Behauptung  von  erbach.  Seite;  vgl.  u.  S.  146  n. 
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der  meisten,  in  unserm  Gebiete  im  18.  Jahrhundert  aller  Yogtei- 
herren  hing  die  Entscheidung  der  Mehrzahl  der  die  Ausübung 
öffentlicher  Kechte  betreffenden  Streitigkeiten  ab  von  der  Be- 
antwortung der  sehr  bestrittenen  Präjudizialfrage,  ob  der  Zent- 
herr  oder  der  Vogteiherr  in  dem  konkreten  streitigen  Vogtei- 
bezirke  zur  Vindikation  der  Landeshoheit  und  der  Geltendmachung 
der  aus  diesem  politisch  sehr  bedeutsamen  Begriffe  sich  ergeben- 
den rechtlichen  Folgerungen  berechtigt  sei.  Darin  lag  die  Natur 
der  sog.  Landeshoheitsstreitigkeiten. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  die  Zentherrschaft 
unter  einem  doppelten  Gesichtspunkte  zu  betrachten  ist :  zunächst 
in  ihrem  Verhältnisse  und  Gegensatze  zu  den  fremden  Vogtei- 
herrschaften,  deren  Vogteidistrikt  innerhalb  der  Zent  gelegen 
war;  sodann  in  ihrem  Verhältnisse  zu  der  Gesamtheit  der  Zent- 
untertanen;  ersteres  eine  Frage  von  überwiegend  territorial- 
politischer, letzteres  eine  solche  von  hauptsächlich  Staats-,  ver- 
waltungsrechtlicher und  wirtschaftlicher  Natur. 

A. 

ZENT,  VOGTEI  UND  LANDESHOHEIT 

IN  FRANKEN1). 

Das  erbachische  und  das  breubergische  Territorium  haben 
wir  nach  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  kennen  gelernt  als 
ein  Konglomerat  von  Gerichtsbezirken,  von  Zenten  und  von 

*)  Über  den  Umfang  des  Begriffes  Franken  und  dessen  mehrfache 
Verengerungen  vgl.  F.  Härtung,  Gesch.  d.  fränk.  Kreises  I  (1910)  104  f. 
In  der  folgenden  Darstellung  ist  jedoch  der  Begriff  Franken  nicht  auf 
die  Territorien  des  fränkischen  Kreises  beschränkt,  sondern  auch  auf 
das  Gebiet  zu  beiden  Seiten  des  Unterlaufes  von  Main  und  Neckar  aus- 
gedehnt, insoweit  als  dieses  Gebiet  die  Erscheinung  der  auf  die  Durch- 
kreuzung von  Zent  und  Vogtei  zurückgehenden  Landeshoheitsstreitigkeiten 
mit  den  eigentlich  fränkischen  Territorien  gemeinsam  hat.  —  Als  Quellen 
kommen  hauptsächlich  in  Betracht  die  verschiedenen  Abhandlungen  von 
Ertel,  Willius,  Maier  u.  a.  bei  Schneidt,  Thesaurus  juris  franconici,  Würzb. 
1789,  I  S.  3266 f.,  von  Lündenspür,  Mingius,  Linckius,  Leipold,  Herpfer, 
Mulichius,  Jobin  bei   Chr.  L.  Leuchtius,   Tractatus  academici  de  juris- 
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Vogteidistrikten  in  fremden  Zenten.  Die  Einheit  des  Territoriums 
beruhte  lediglich  in  der  Zugehörigkeit  der  Gerichtsbarkeit  über 
die  einzelnen  Bezirke  zu  dem  Stammgute  des  gräfl.  Hauses, 
und  trat  äußerlich  in  der  Behördenorganisation  zutage.  Allein 
die  Frage,  in  welchen  dieser  Gerichtsbezirke  das  Haus  Erbach 
und  die  Kondominatherrschaften  zu  Breuberg  auf  Grund  ihrer 
Gerichtshoheit  zur  Ausbildung  der  Landeshoheit  zu  gelangen 
vermochten  oder  auf  Grund  ihrer  Unmittelbarkeit  den  politisch 
so  bedeutsamen  Begriff  der  Landeshoheit  für  sich  zu  vindizieren 
berechtigt  waren,  die  Frage  nach  dem  Umfange  ihres  „territorii" 
im  techn.  Sinne  der  späteren  Zeiten  des  alten  Reiches  ist  damit 

dictione  selecti,  Nürnb.  1700.  J.  J.  Beck,  Traktat  von  der  ohnmittelbaren 
vogteyl.  Obrigkeit,  Nürnb.  1738;  Ders.,  Praxis  aurea  von  der  Cent  1720; 
A.  W.  Ertel,  Praxis  aurea  von  der  Niedergerichtsbark.  1722.  Praebes,  De 
injusta  centenae  extensione  1722  (zuerst  1618?).  A.  Knichen,  De  jure 
territoriali  (1622)  S.  206  f.,  233  f.  J.  M.  Wehnerus,  Practicarum  juris  obser- 
vationum  select.  cum  addit.  Schilteri,  Straßb.  1735  (zuerst  1608),  s.  v.  Cent 
undVogtei.  Grupen,  Observationes  rer.  et  antiqu.  1763  S.427f.  (Von  Zent- 
gerichten).  Kopp,  Ausführl.  Nachr.  von  d.  Verf.  d.  geistl.  u.  Zivilgerichte 
in  d.  Fürst!  Hessen-Kassel.  Landen  1769 f.  Gerstlacher,  Samml.  Wirtemb. 
Gesetze  I  1760.  Röder,  Von  Erbgerichten  u.  Lehnsvogteyen  in  der  Pflege 
Coburg  1782.  Kerner,  Staatsr.  d.  Reichsrittersch.  I— III  1768—89.  Frh.  v. 
Cramer,  Wetzlarische  Nebenstunden,  68.  Teil  1767  S.  1  f.  J.  J.  Moser,  Von 
der  Landeshoheit  in  Justizsachen  1773;  Ders.,  Teutsches  Nachbarl.  Staats- 
recht. (Frh.  v.  Tröltsch),  Gedanken  von  dem  ächten  Begriff  und  Grunde 
der  Unmittelbarkeit  u.  Territorialgerechtigkeit  in  d.  vermischten  Reichs- 
landen, 1786.  v.  Epplen,  Gesch.  d.  Landeshoheitsstreitigkeiten  1795.  — 
Alef,  Gemma  juris  Palatini  oder  über  den  sog.  Zentvertrag  v.  1560, 
Heidelb.  1740.  J.  C.  Hallwachs,  Comment.  de  centena  illimitata  sive  terri- 
toriali, Frankf.  1746.  C.  F.  Hesse,  Exercitatio  juris  publ.  de  centena 
sublimi,  Göttingen  1746.  —  Gutachten  der  Gießener  Jurist.  Fakult.  bei 
Hertius,  J.  N.,  Consilia  et  Responsa,  1729,  resp.  LVI  p.  134f.  u.  a.  — 
Thomas,  E.,  System  aller  fuldischen  Privatrechte  I— III  (1788  -1790). 
Pütter,  Auserles.  Rechtsfälle  II  1  (1773)  S.  74 f :  Deductio  in  Sachen  Löwen- 
stein contra  Würzburg.  —  Eine  neuere  Darstellung  fehlt ;  außer  lokal- 
geschichtl.  Abhandlungen  kommen  besonders  in  Betracht:  Süßheim, 
Preußens  Politik  in  Ansbach-Bayreuth  1791—1806  (1902)  und  Härtung, 
Hardenberg  und  die  preuß.  Verwaltung  in  Ansbach-Bayreuth  1792 — 1806 
(1905).  Zoepfl,  Frank.  Handelspolitik  1894.  Herrn.  Knapp,  Zenten  des 
Hochstiftes  Würzburg,  2  Bde.,  1907.  Fellner,  Gesch.  d.  fränk.  Ritterschaft 
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noch  keineswegs  beantwortet.  Wir  stoßen  hier  auf  eine  der  in 
Literatur  und  Praxis  der  letzten  Jahrhunderte  des  Reiches 
meistumstrittenen  Fragen  des  fränkischen  Staatsrechtes. 

Überall  in  Franken,  wo  Zent  und  Vogtei  in  verschiedenen 
Händen  lagen,  wo  eine  Herrschaft  nur  die  Zent  oder  nur  die 
Vogtei  besaß,  bestanden  die  heftigsten  Streitigkeiten  über  den 
Umfang  der  beiderseitigen  Befugnisse.  Der  Grund  lag  einer- 
seits in  der  häufig  ungenauen  Abgrenzung  der  Kompetenzen, 
andrerseits  aber,  und  dies  in  erster  Linie,  in  den  beiderseitigen 
territorialpolitischen  Tendenzen,  in  dem  auf  beiden  Seiten  vor- 
handenen Bestreben  nach  Gewalterweiterung.  Die  Präjudizial- 
frage aber  für  die  Berechtigung  der  meisten  beiderseitigen 

v.  1495-1524  (1905).  Eichhorn,  Rechtsgesch.  III  (1844)  323  §  439  n.  e. 
Wirschinger,  Patrimonialgerichtsbark.  in  Bayern  1837.  P.  Albert,  Stein- 
bach bei  Mudau  (1899).  W.  Schultze,  Die  fränk.  Gaugrafschaften  (1897) 
S.  295 f.  Darmstädter,  Großherzogt.  Frankfurt  (1900)  55.  Zoepfl,  Deutsche 
Rechtsaltert.  I  (1860).  J.  G.  Weiß,  Reichsrittersch.  am  Ende  des  alten 
Reiches  in  Ztschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins  N.  F.  VIII  (1893)  303  f.,  sodann 
das.  .  III  (1888)  226  f.  J.  A.  Zehnter,  Gesch.  d.  Dorfes  Messelhausen  1902. 
Archiv  d.  histor.  Vereins  für  Unterfranken  u.  Aschaffenb.  passim.  Wintter- 
lin,  Niedere  Vogtei  im  16.  Jahrh.  in  Würtemb.  Vierteljahrsh.  f.  Landes- 
gesch.  N.  F.  IX  (1900).  —  Sodann  sei  verwiesen  auf  die  bekannten  Werke 
von  Rosenthal  (Baiern),  Luschin  von  Ebengreuth  (Ostreich),  Bluntschli, 
v.  Wyß  (Schweiz),  v.  Thudichum,  E.  Mayer  u.  a.  —  F.  Ruoff,  Ländl.  Ver- 
fassung des  Nordostens  des  Königreichs  Württemberg  im  18.  Jahrh.  in 
Württemb.  Jahrbücher  f.  Statistik  u.  Landeskunde  1909  S.  209  f.,  216  f., 
219  f.  —  Glauß,  Lehre  von  den  Staatsdienstbarkeiten  1894.  Jellinek,  Allg. 
Staatslehre  1900,  S.  394f.  —  Fr.  Stein,  Geschichte  Frankens,  2  Bde., 
1885/86.  —  Die  aktenmäßige  Grundlage  der  oben  im  Texte  für  Franken 
überhaupt  geschilderten  Verhältnisse  bietet  speziell  für  unser  Gebiet  das 
Gräfl.  Gesamthausarchiv  zu  Erbach  i.  O.,  dessen  Bestand  an  Prozeß-  und 
Beschwerdeakten  mit  und  gegen  Kurmainz,  Kurpfalz,  Hessen-Darmstadt, 
Reichsritter  u.  a.,  zum  großen  Teile  unter  dem  Namen  der  einzelnen 
vermischten  Ortschaften  (s.  obige  Gebietstabelle  in  der  Einleitung  S.  7 f.) 
registriert,  für  die  Zeit  vom  16.  bis  19.  Jahrhundert  sehr  umfangreich 
ist.  Dazu  insbesondere  der  ,, Bericht  des  regierenden  Herrn  Grafen  Franz 
von  Erbach-Erbach  an  das  Kais.  Reichskammergericht",  d.  d.  Erbach  den 
26.  Juli  1800,  abgedruckt  in  Häberlin,  Deutsches  Staatsarchiv  XI  (1803) 
S.  129 f.,  als  „Beispiel  eines  Induktionsbeweises  teutscher  Landeshoheit 
gegen  die  Reichsritterschaft".    Archiv  f.  hess.  Gesch.  u.  Altert,  passim. 


28 


I.  DIE  GERICHTSHERRSCHAFT. 


Ansprüche  wie  für  die  Entscheidung  der  großen  Mehrzahl  der 
den  Jurisconsulti  zur  rechtlichen  Beurteilung  und  Begutachtung 
aus  der  Praxis  vorgelegten,  die  Ausübung  öffentlicher  Rechte 
in  den  streitigen  Distrikten  berührenden  Einzelfälle  war  die 
Frage  nach  der  Landeshoheit. 

Wie  bestritten  auch  die  Formulierung  dieses  Begriffes 
hinsichtlich  seines  positiven  Inhalts  unter  den  JCti  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  war,  so  wurde  doch  seine  negative  Seite  über- 
einstimmend nach  Analogie  des  römisch-rechtlichen  Eigentums- 
begriffes in  der  grundsätzlich  ausschließlichen  Berechtigung  des 
Inhabers  der  Landeshoheit  erblickt,  zu  dessen  Gunsten  dem- 
nach bei  Kompetenzstreitigkeiten  die  Vermutung  stritt,  welcher 
die  fundatam  in  jure  intentionem  auf  seiner  Seite  hatte.  Dem- 
gemäß wurde,  falls  man  dem  unmittelbaren  Vogteiherrn  die 
Landeshoheit  zuschrieb,  die  Zent  samt  den  übrigen  Hoheits- 
rechten, soweit  sie  ein  anderer  als  der  Vogteiherr  besaß,  als 
ein  jus  singulare,  als  servitus,  seit  Vitriarius  (f  1719?)  als 
servitus  juris  publici  in  alieno  territorio,  als  Staatsrechtsdienst- 
barkeit  aufgefaßt,  welche  daher  strikte  zu  interpretieren  und 
nicht  über  den  nachweislich  hergebrachten  Umfang  zu  exten- 
dieren  war;  und  umgekehrt  war  die  Yogtei,  falls  man  dem 
Zentherrn  die  Landeshoheit  zuerkannte,  nur  eine  ebenfalls  nicht 
über  das  hergebrachte  Maß  zu  extendierende,  der  Gebietsherr- 
schaft des  Zentherrn  unterworfene  sog.  Erb-  oder  Medervogtei, 
unbeschadet  der  etwaigen  persönlichen  Reichsunmittelbarkeit 
ihres  Inhabers. 

Indem  der  Zentherr  auf  Grund  seiner  Zenthoheit  und 
seiner  sonstigen  Hoheitsrechte,  der  Vogteiherr  auf  Grund  seiner 
auch  auf  seinen  Vogteidistrikt  ausgedehnten  persönlichen  Un- 
mittelbarkeit die  Landeshoheit  über  diesen  in  Anspruch  nahm, 
„das  territorium  p  raetendierte",  forderte  jeder  Teil  vom  andern, 
daß  er  nur  seine  nachweislich  hergebrachten  Rechte  und  diese 
nur  in  dem  nachweislich  hergebrachten  Umfange  ausübe  (tantum 
concessum  quantum  praescriptum).  Andrerseits  aber  hielt  sich 
jeder  Teil  auf  Grund  seiner  Landeshoheit  für  berechtigt,  seiner 
aktuellen  Kompetenz  neue  Gebiete  hinzuzufügen;   und  gerade 
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dieser  letztere  Umstand  war  seit  dem  15.  Jahrhundert  von  be- 
sonderer Bedeutung :  auch  in  den  fränkischen  Territorien  läßt 
sich  seitdem  eine  reichere  Betätigung  der  öffentlichen  Gewalt 
verfolgen  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Polizei,  ins- 
besondere auf  dem  der  Besteuerung,  sodann  hinsichtlich  des 
jus  reformandi,  der  Organisation  der  Handwerkszünfte  auf  dem 
Lande,  des  Novalzehnten,  zahlreicher  Abgaben,  der  Kriegsdienst- 
pflicht der  Untertanen  usw.  Aber  man  suchte  nicht  nur  den 
andern  Teil  auf  seine  hergebrachten  Kechte  zu  beschränken 
und  begnügte  sich  nicht,  neue  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens 
seiner  staatlichen  Aufsicht  und  Einwirkung  zu  unterwerfen, 
sondern  man  griff  auch  offensiv  in  die  Rechtssphäre  des  andern 
Teiles  hinüber,  indem  man  bestimmte  Rechte  als  der  Landes- 
hoheit wesentlich  bezeichnete  und  die  Ausübung  derselben 
durch  den  Gegner  als  Eingriff  in  die  eigene  Machtsphäre  ansah. 
Im  Hinblick  auf  dieses  Merkmal  der  Ausschließlichkeit,  worin 
die  politische  Bedeutung  des  „territorii"  für  die  fränkische  Praxis 
lag,  war  die  Landeshoheit  nichts  anderes  als  die  juristische  Formu- 
lierung der  in  der  Praxis  rivalisierenden  territorialpolitischen  Be- 
strebungen der  Reichsstände  untereinander  wie  zwischen  diesen 
und  der  Reichsritterschaft. 

In  welchem  Maße  es  sich  hierbei  in  erster  Linie  um  eine 
Frage  der  Territorialpolitik  der  fränkischen  Territorialherrn 
handelte,  geht  insbesondere  aus  der  allgemein  bezeugten  Tat- 
sache hervor,  daß  die  Zentherren  einerseits  auf  Grund  ihrer 
Zenthoheit  über  die  innerhalb  ihres  Zentgebietes  gelegenen 
Vogteien,  andrerseits  aber,  soweit  sie  selbst  Yogteien  in  fremden 
Zentbezirken  besaßen,  gleichwohl  auf  Grund  ihrer  Unmittelbar- 
keit die  Landeshoheit  auch  über  diese  ihre  Yogteibezirke  bean- 
spruchten und  nach  den  soeben  formulierten  Grundsätzen  die 
Rechte  des  Gegners  einzuschränken  suchten. 

Im  Grunde  genommen  handelte  es  sich  daher  im  wesent- 
lichen um  eine  Machtfrage,  welche  zu  einer  sehr  mannigfaltigen 
Yerteilung  der  einzelnen  Hoheitsrechte  unter  die  Zent-  und 
Yogteiherren  führte,  wobei  sich  die  geeinte  Reichsritterschaft  oft 
in  günstigerer  Lage  befand  als  mancher  kleine  Reichsstand. 
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Diese  Mannigfaltigkeit  wurde  noch  erheblich  vermehrt  durch 
den  Umstand,  daß  infolge  des  Fehlens  einer  übergeordneten 
kraftvollen  Territorialstaatsgewalt  eine  Regelung  der  beiderseitigen 
Kompetenzen  nur  vertragsmäßig  und  nur  zwischen  den  einzelnen 
jeweils  beteiligten  Streitteilen  erfolgte;  denn  es  handelte  sich 
um  eine  Frage  des  „nachbarlichen  Staatsrechts",  nicht  um  die 
Eegelung  einer  innerterritorialen  Angelegenheit  wie  etwa  in 
Baiern  oder  den  herzoglich  sächsischen  Gebieten,  wo  die  Be- 
fugnisse der  Hofmarksherrn  oder  Erbherrn  durch  Landtags- 
abschiede, Freibriefe  u.  drgl.  im  großen  und  ganzen  einheitlich 
und  meist  sehr  genau  geregelt  waren,  wo  die  auch  hier  häufigen 
Streitigkeiten  dieser  Art  nur  durch  Nichtbeachtung  bestehender 
gesetzlicher  Vorschriften  entstehen,  Übergriffe  durch  die  Terri- 
torialstaatsgewalt zurückgewiesen  werden  konnten,  die  ein- 
schlagenden Prozesse  vor  das  eigene  Hof-  oder  Landesgericht, 
nicht  vor  das  im  petitorischen  Verfahren  auch  in  diesen  Sachen 
nur  selten  zu  Ende  kommende  Reichskammergericht  oder  den 
der  Politik  des  Kaisers  entsprechend  von  vornherein  die  Partei 
der  Reichsritterschaft  und  damit  der  Vogteiherrn  ergreifenden 
Reichshofrat  gelangten. 

Diese  Mannigfaltigkeit  war  außerordentlich  groß;  abgesehen 
davon,  daß  häufig,  besonders  in  den  östlichen  Teilen  von  Franken, 
aber  auch  im  Westen,  die  einzelnen  Angehörigen  einer  wirt- 
schaftlichen Dorfgemeinde  politisch  unter  mehreren  Vogteiherren 
standen,  alle  aber  wieder  einen  andern  als  Zentherrn,  als  Wild- 
bannsherrn, Geleitsherrn  usw.  anerkannten,  war  die  Kompetenz- 
verteilung insbesondere  zwischen  Vogteiherrn  und  Zentherrn  sehr 
verschieden:  ein  Hoheitsrecht,  welches  an  dem  einen  Orte  dem 
Zentherrn  zustand,  konnte  im  Nachbarorte  dem  Vogteiherrn  ge- 
hören; innerhalb  derselben  Zent,  ja  in  demselben  Orte  konnte 
der  Inhalt  der  Zentherrschaft  und  dementsprechend  derjenige 
der  Vogteiherrschaft  verschieden  abgestuft  sein;  während  ein 
Vogteiherr  an  einem  Orte  die  volle  Staatsgewalt,  beschränkt 
nur  noch  durch  die  peinliche  Gerichtsbarkeit,  diese  zudem  noch 
auf  die  vier  hohen  Rügen  eingeschränkt,  ausübte,  ist  es  in  einem 
andern  Orte  desselben  Vogteiherrn  der  Zentherr,  der  alle  Terri- 
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torialjura  geltend  machte.  Es  herrschte  „ein  Durcheinander,  für 
das  man  keinen  Namen  hat",  das  bis  zum  Ausgange  des  alten 
Keiches  dauerte,  soweit  nicht  ein  Ausgleich  dieser  Vermischungen, 
eine  Yereinigung  von  Zent  und  Yogtei,  in  einer  Hand  stattfand1), 
—  Ausgleichungen,  welche  jedoch  bei  weitem  nicht  alle  Ver- 
mischungen beseitigten2). 

Ein  treues  Abbild  dieser  verwirrten  Verhältnisse  der  Praxis 
gewährt  die  umfangreiche  Literatur.  Laut  tönen  die  Klagen 
der  Jurisconsulti,  materiam  centenae  in  pelago  versari  u.  dgl., 
man  ist  genötigt,  auf  die  Aufstellung  allgemeiner  Prinzipien  zu 
verzichten  und  begnügt  sich  schließlich  mit  dem  Satze:  in 
Franconia  non  est  jus,  sed  observantia,  allein  das  jeweilige 
Herkommen  sei  entscheidend,  tantum  concessum  quantum  prae- 
scriptum. 

Nur  ein  Satz  von  allerdings  prinzipieller  Bedeutung  ge- 
langte seit  dem  16.  Jahrhundert  in  der  Litteratur  zu  wohl  all- 
gemeiner Geltung:  die  Theorie  von  den  ungeschlossenen  Territorien, 
den  territoria  non  clausa  und  der  unmittelbaren  Vogtei,  die  staats- 
rechtliche Formel  für  die  maßlose  territoriale  Zersplitterung 
Frankens.  Den  Unterschied  zwischen  den  geschlossenen  und 
den  ungeschlossenen  Territorien  fand  man  darin,  daß  der  Satz: 
quicquid  est  in  territorio  est  etiam  de  territorio  nur  für  die 
ersteren  Geltung  habe,  daß  man  also  a  situ  rei  auf  die  Sub- 

*)  So  beseitigte  z.  B.  Graf  Hardenberg,  gedeckt  durch  die  Macht 
des  preußischen  Staates,  in  den  90er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  diese 
Vermischungen  im  ansbach- bayreuthischen  Fraischgebiete  durch  seine 
„Revindikationen";  oder  eine  Zentherrschaft  erwarb  fremde  Vogteien  durch 
Kauf  oder  Tausch ;  oder  es  tauschten  zwei  Herrschaften,  indem  sie  das 
Vogteigebiet  als  Grundlage  des  Territoriums  betrachteten,  wie  z.  B.  Kur- 
mainz und  Kurpfalz  zu  Anfang  des  18.  Jahrh.,  ihre  ,,Zenten  in  alieno" 
gegenseitig  aus;  oder  es  wußte  sonst  ein  Vogteiherr  die  Zenthoheit  käuf- 
lich, bisweilen  in  Form  der  Erlangung  des  Blutbannes  seitens  des  Kaisers, 
oder  in  anderer  Weise  an  sich  zu  bringen. 

2)  Dagegen  gab  es  links  des  Rheines  im  Herzogt.  Pfalz-Zweibrücken 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  eine  „Zent-  und  Fraischgerechtigkeit 
extra  territorium,  es  seye  aktive  oder  passive",  nicht,  „die  Grenzen  des 
,Territoriums'  sind  auch  die  Grenzen  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit." 
Bachmann,  Pfalz-Zweibrück.  Staatsrecht  (1784)  270. 
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jektion  argumentieren  könne,  dergestalt,  daß  alle,  welche  in  den 
geschlossenen  Territorien  sich  befinden,  Untertanen  seien,  und 
also  derjenige,  welcher  eine  Exemtion  daselbst  praetendiert, 
diese  gehörig  erweisen  müsse,  quia  res  in  eodem  Semper  statu 
mansisse  praesumitur;  in  den  ungeschlossenen  Territorien  da- 
gegen cessierte  diese  Praesumtion,  es  galt  vielmehr  als  Regel: 
potest  aliquis  esse  in  territorio,  qui  tarnen  non  est  de  territorio, 
so  daß  umgekehrt  derjenige,  welcher  behauptete,  daß  ein  andrer 
sein  Untertan  sei,  dieses  angebliche  Recht  zu  beweisen  hatte. 

Die  Theorie  von  den  ungeschlossenen  Territorien  stammte 
her  von  der  Einteilung  des  Reiches  in  mittelbare  und  unmittel- 
bare Provinzen  und  fand  hierin  ihre  Begründung.  Es  waren 
die  Gebiete,  von  welchen  nicht  erwiesen  werden  konnte,  daß 
sie  ehemals  der  Territorialsuperiorität  eines  Fürsten  unterworfen 
waren,  und  aus  der  geographischen  Lage  eines  Territoriums  in 
einer  unmittelbaren  Provinz  folgerte  man  eine  rechtliche  Prae- 
sumtion für  die  Unmittelbarkeit  bis  zum  Beweise  des  Gegen- 
teils. Zu  den  ungeschlossenen  Gebieten  zählte  man  Schwaben, 
die  Lande  am  Rhein,  in  der  Wetterau,  im  Elsaß  und  Franken. 

Insbesondere  diente  die  Theorie  zur  Verteidigung  der  In- 
stitution der  Reichsritterschaft,  deren  Mitglieder  einen  erheb- 
lichen Teil  der  Vogteiherrn  bildeten,  und  in  enger  Verknüpfung  mit 
der  Frage  der  Anerkennung  der  Unmittelbarkeit  der  fränkischen 
Ritterschaft  gelangte  in  der  Literatur  auch  das  Verhältnis  von 
Zent  und  Vogtei  zur  Erörterung. 

Allein  auch  in  Franken  lag  wie  in  den  geschlossenen 
Territorien  in  der  alten  Reichsordnung  die  Gerichtsgewalt  der 
fränkischen  Fürsten  über  die  innerhalb  ihrer  Amtsgebiete  Ge- 
sessenen begründet,  und  aus  der  Amtsgewalt  hatte  die  Landes- 
hoheit auch  in  Franken  bereits  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
sich  entwickelt.  Das  „alte  Herkommen",  das  so  vielfach  von 
der  Ritterschaft,  auch  von  der  fränkischen,  ins  Feld  geführt 
worden  ist,  sprach  im  Grunde  hier  fraglos  gegen  sie  und  ihre 
Ansprüche.  Aber  die  ganze  spätere  Entwicklung  (vgl.  Fellner 
a.  a.  0.  S.  103  f.)  hatte  die  Ritterschaft  bis  1450  zu  einer  tat- 
sächlich selbständigen,  der  fürstlichen  ebenbürtigen  Macht  er- 
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starken  lassen.  Das  ganze  15.  Jahrhundert  haben  sich  die 
ständischen  Kämpfe  hingezogen  und  zuletzt  mit  der  Reichs- 
unmittelbarkeit  der  gesamten  fränkischen  Ritterschaft  geendet. 

Aber  auch  die  Anerkennung  der  Reichsunmittelbarkeit 
der  fränkischen  Ritterschaft  war  zunächst  ohne  Einfluß  auf  die 
seitens  der  Fürsten  ihr  wie  ihren  Vogteiuntertanen  gegenüber 
hergebrachten  Rechte.   Es  blieben  die  durch  Amts-  und  Dienst- 
verhältnisse begründeten  rechtlichen  Folgen,  es  blieb  das  Lehns- 
verhältnis mit  seinen  Verpflichtungen  und  rechtlichen  Beschrän- 
kungen, es  blieb  ihre  rechtliche  Unterordnung  unter  das  Land- 
gericht des  Fürsten,  soweit  nicht  eine  ausdrückliche  Exemtion 
von  dem  Kaiser  erlangt  war  und  die  Kammergerichtsordnungen 
von  1521  und  1555  seine  Kompetenz  zugunsten  des  Adels  ein- 
schränkten, und  es  blieb  vielfach,  wenn  auch  von  der  Ritter- 
schaft bestritten,  der  Anspruch  des  Fürsten,  daß  auch  der  nicht 
durch  Dienste  oder  Amt  gebundene  Reichsritter  der  fürstlichen 
Kriminalgerichtsbarkeit  unterworfen  sei.   Andrerseits  blieb  der 
adelige  Vogteiuntertan  der  fürstlichen  Zent  unterworfen,  soweit 
nicht  die  durch  Herkommen,  Vertrag,  Privileg  sachlich  und 
räumlich  bestimmte  Vogteijurisdiktion  des  Ritters  entgegenstand 
(Fellner  103  f.,  301  f.);  er  leistete  dem  Zentherrn  die  in  der 
Zenthoheit  begründeten  Abgaben  und  Dienste  wie  der  unmittel- 
bare Zentuntertan,  soweit  er  nicht  besonders  eximiert  war,  und 
war  reiß-,  folge-  und  musterungspf lichtig;  der  Vogteidistrikt  blieb 
dem  Zoll  und  Geleit  des  Fürsten,  dessen  Wildbann  und  forst- 
licher Hoheit  und  andern  Regalien  nach  wie  vor  unterworfen. 
Die  Anerkennung  ihrer  Reichsunmittelbarkeit  bedeutete  lediglich 
die  prinzipielle  Negation  einer  ihnen  und  ihren  Vogteiuntertanen 
übergeordneten  universellen  Territorialstaatsgewalt:  allein  positiv 
ergab  sich  daraus  der  bedeutungsvolle  Satz,  daß  die  Territorial- 
gewalt in  ihrer  Universalität,  daß  prinzipiell  und  in  dubio  alle 
staatlichen  Hoheitsrechte  dem  unmittelbaren  Vogteiherrn  zustän- 
dig seien,  soweit  nicht  ausdrücklich  ein  anderer  einzelne  Re- 
galien hergebracht  hatte;  die  Konsequenz  war,  wie  oben  aus- 
geführt wurde,  deren  restriktive  Interpretation,  die  wichtigste 
Stütze  für  die  auf  weitere  Machterweiterung  gerichteten  Ten- 

Killinger,  Die  ländl.  Verfassung.  3 
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denzen.  Diese  beschränkte  Staatsgewalt  der  Mitglieder  der  frän- 
kischen Ritterschaft  nannte  man  wegen  des  meist  sehr  kleinen 
Umfanges  ihres  Yogteidistriktes  nicht  Landeshoheit,  territorium, 
sondern  „unmittelbare  Yogtei"  im  techn.  Sinne,  im  Gegensätze 
zur  gewöhnlichen  Yogteijurisdiktion,  Erb-,  Unter-,  Niedergerichts- 
barkeit, welcher  die  Universalität  der  Staatsgewalt  infolge  der 
NichtUnmittelbarkeit  ihres  Inhabers  nicht  zur  Seite  stand,  welche 
vielmehr  der  Gebietsherrschaft,  dem  Territorium  des  Zentherrn 
unterworfen  war. 

Die  Kämpfe  um  die  Bewahrung  der  Reichsunmittelbarkeit 
und  die  Geltendmachung  der  daraus  sich  ergebenden  Konse- 
quenzen füllten  die  ganze  spätere  Reichszeit  an.  Die  Gleich- 
stellung der  Ritterschaft  mit  den  Reichsständen  hinsichtlich  des 
jus  reformandi  durch  den  Religionsfrieden  von  1555,  das  Privi- 
leg Ferdinands  II.  von  1559,  dessen  Bestätigung  und  Erwei- 
terung durch  das  Privileg  Rudolfs  II.  1609,  die  Bestimmungen 
des  J.  P.  0.  art.  Y.  §  44  (allerdings  §  28  l) !),  die  ihr  günstigen 
Entscheidungen  der  Reichsgerichte,  vor  allem  des  Reichshofrats, 
brachten  die  oben  dargelegten  Prinzipien  hinsichtlich  der  per- 
sönlichen Unmittelbarkeit  der  Ritterschaft,  wie  derjenigen  ihrer 
Yogteiuntertanen,  erneut  zur  Anerkennung.  Und  auf  dem  Boden 
dieser  Bestimmungen  fußte  die  in  der  Literatur  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  allgemein  anerkannte  Theorie  der  ungeschlos- 
senen Territorien,  wie  sie  zum  erstenmale  (?)  klar  zum  Ausdrucke 
gelangte  in  den  „Gravamina,  Klagen  und  Beschwerden,  so  Grafen, 
Herren,  gefreyete  Ritterschaft  und  Reichsstädte  über  die  höhere 
Stände  in  Franken  haben",  vom  J.  1558:  „So  hat  auch  kein 
Fürst  in  Franken  ein  beschlossen  Land  oder  Fürstentum,  sondern 
wo  und  an  welchem  Ort,  mitten  oder  zu  End  derselben  Fürsten 
Land,  die  Grafen,  Herren,  vom  Adel  und  Reichs-Städt  wohnen, 
ihre  Grafschafften,  Herrschaft,  Schlösser,  Sitz,  Häußer,  Dörffer, 
Unterthanen  und  Güter  haben,  da  ist  das  Land  nicht  derselbigen 

*)  Über  die  Bedeutung  dieser  Stelle  vgl.  v.  Epplen,  Gesch.  d.  Landes- 
hoheitsstreitigk.  (1795)  68  f.;  Siebenkees,  J.  Chr.,  Beitr.  z.  teutschen 
Rechte  IV  (1789)  105  f.;  Häberlin,  Deutsches  Staatsarchiv  XI  Heft  43 
(1804)  p.  308,  315,  318,  365,  376,  379,  383. 
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Fürsten,  sondern  des  geringeren  Stands,  so  daselbst  wohnet,  ob- 
gleich die  hohe  peinliche  Obrigkeit  an  etlichen  Orten  einem 
Fürsten  zustehet,  wie  der  Nebel  auf  eins  andern  Herrn  Wald 
oder  Weiher",  ein  Satz,  der  seit  dem  Erscheinen  von  Wehners 
Observationes  (1608)  häufig  zitiert  wurde. 

In  der  Praxis  dagegen  vermochte  sich  dieser  Grundsatz 
gegenüber  den  Fürsten  und  sonstigen  Zentherren  nur  mit  Mühe 
Geltung  zu  verschaffen.  Fehlt  es  einerseits  nicht  an  Beispielen, 
daß  die  Fürsten  die  Keichsunmittelbarkeit  des  fränkischen  Adels 
nicht  anerkannten  und  ihn  und  damit  ihre  Yogteiuntertanen 
ihrer  Staatsgewalt  zu  unterwerfen  suchten,  so  sind  die  Fälle,  in 
welchen  sie  die  Landeshoheit  über  die  Yogteiuntertanen  auf 
Grund  ihrer  Zenthoheit  und  ihrer  sonstigen  Hoheitsrechte  be- 
anspruchten, ohne  gleichzeitig  auch  die  Landsässigkeit  des  un- 
mittelbaren Vogteiherrn  selbst  zu  behaupten,  zahllos. 

Und  gerade  in  dieser  letzteren  Beziehung  beschränkte  sich 
die  streitige  Frage,  wem  die  Landeshoheit  zustehe,  nicht  auf  das 
Yerhältnis  der  Bitterschaft  zu  den  fränkischen  Fürsten,  sondern 
sie  war  von  allgemeiner  Bedeutung  für  Franken,  indem  sie  nicht 
weniger  auf  das  gegenseitige  Yerhältnis  der  Fürsten,  wie  auf 
dasjenige  der  sonstigen  Beichsstände  untereinander  sich  bezog, 
hier  aber  die  Frage  nach  der  persönlichen  Beichsunmittelbarkeit 
von  vornherein  ausschied.  Die  Frage  nach  der  Landeshoheit  über 
eine  im  Zentgebiete  eines  Beichsstandes  gelegene  Yogtei  eines 
andern  Beichstandes  erlangte  damit  eine  selbständige,  nicht  wie 
bei  der  Beichsritterschaft  mit  der  Anerkennung  der  persönlichen 
Unmittelbarkeit  zusammenhängende  Bedeutung. 

Die  Befugnis  eines  Beichsstandes,  über  seine  in  der  Zent 
eines  andern  Beichsstandes  oder  Beichsritters  gesessenen  Yogtei- 
untertanen auf  Grund  seiner  Beichsunmittelbarkeit  die  Landes- 
hoheit des  Zentherrn  zu  verneinen,  sie  vielmehr  für  sich  zu 
vindizieren,  wurde  in  der  Literatur  im  allgemeinen  gemäß  der 
Theorie  von  den  ungeschlossenen  Territorien  ebenfalls  bejaht, 
ohne  daß  hierbei  zwischen  der  unmittelbaren  Yogtei  eines  Beichs- 
standes und  derjenigen  eines  Beichsritters  unterschieden  worden 
wäre,  obgleich  die  der  Bitterschaft  hinsichtlich  ihrer  Untertanen 

3* 


36 


I.   DIE  GERICHTS!!  ERRSCHAFT. 


erteilten  Privilegien  auf  jene  an  sich  keine  Anwendung  fanden. 
Allein  die  Auffassung  war  im  allgemeinen  die,  daß  schon  im 
15.  Jahrhundert  die  Vogtei  und  das  nicht  fremdvogteiliche  Zent- 
gebiet  unter  den  Keichsunmittelbaren  als  Substrat  der  in  der 
Ausbildung  begriffenen  Landeshoheit  betrachtet  wurde,  nicht 
mehr  das  Zentgebiet,  daß  demgemäß  die  Anerkennung  der  Reichs- 
unmittelbarkeit  der  Ritterschaft  im  Verhältnis  zu  ihren  Unter- 
tanen nur  eine  Gleichstellung  mit  den  Reichsständen  bedeutete, 
uod  die  der  Ritterschaft  hinsichtlich  ihrer  Untertanen  später 
erteilten  Privilegien,  insbesondere  die  reichsgerichtliche  Aner- 
kennung der  Auffassung  der  Zent  und  der  sonstigen  Hoheits- 
rechte des  Zentherren  als  bloßer  Servituten,  für  die  in  fremden 
Zenten  gelegenen  Vogteidistrikte  der  Reichstände  um  so  mehr 
Geltung  besäßen. 

Soweit  dagegen  in  der  Literatur,  wie  in  der  Praxis,  die 
Landeshoheit  des  Zentherrn  bejaht  wurde,  gründete  man  sie 
positiv  auf  Zahl  und  Natur  der  dem  Zentherrn  erweislich 
in  concreto  zustehenden  Hoheitsrechte.  Die  Kriminalgerichts- 
barkeit allein  war  nach  J.  P.  0.  Y  §  44  nicht  genügend;  allein 
in  den  wenigsten  Fällen  nur  waren  die  Hoheitsrechte  des  Zent- 
herrn tatsächlich  auf  diese  beschränkt,  und  keinerlei  Bestimmung 
entschied  über  die  Zahl  und  Natur  der  sonstigen  Regalien,  die 
ein  Zentherr  außer  dem  Blutbanne  besitzen  mußte,  um  als  Inhaber 
der  Landeshoheit  gelten  zu  können ;  infolgedessen  wurde  in  ein- 
zelnen Fällen  schon  der  Besitz  des  Wildbannes  in  Verbindung 
mit  der  Kriminaljurisdiktion  als  ausreichend  betrachtet,  und  es 
wird  als  allgemeine  Erscheinung  berichtet,  daß  der  ruhige  Besitz 
einiger  beliebiger  Hoheitsrechte  und  Herrlichkeiten  zur  Vindi- 
kation der  Landeshoheit  den  Zentherren  als  genügend  galt. 

Als  Beispiel  für  die  Art  der  Begründung  der  Landeshoheit 
der  Zentherren  gegenüber  den  in  ihren  Zenten  begüterten  un- 
mittelbaren Vogteiherren,  Reichsständen  wie  Reichsrittern,  seien 
die  Ausführungen  von  Hesse  in  seiner  Schrift:  de  centena  sublimi 
(1746)  erwähnt,  welcher  insbesondere  die  Ansprüche  der  Land- 
grafen von  Hessen  auf  die  Landeshoheit  in  dem  gesamten  Hessen- 
Darm  städtischen  Zentgebiete,  also  auch  über  die  erbachischen, 
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löwensteiuischen,  reichsritterschaftlichen  Vogteiuntertanen  in 
jenen  Zenten  zu  verteidigen  und  auf  Grund  der  positiv  her- 
gebrachten zentherrlichen  Gerechtsame  zu  begründen  sucht,  Ge- 
danken, welche  in  ähnlicher  Form  bereits  seit  dem  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts  in  zahlreichen  Prozessen  wiederkehren1). 
Hesse,  welcher  zunächst  die  Zent,  soweit  sie  als  Effekt  der 
Landeshoheit  erscheine,  als  centena  sublimis  der  centena  simplex, 
der  Zent  als  der  bloßen  Kriminalgerichtsbarkeit  und  bloßer  ser- 
vitus  in  alieno  gegenüberstellt,  argumentiert  folgendermaßen : 
Sublimis  sei  die  Centhoheit,  wenn  sie  cum  superioritate  con- 
juncta  sei,  also  die  essentialia  superioritatis  territorialis  jura  in 
sich  begreife.  Die  superioritas  territorialis  aber  sei  summ  um 
jus  statuum  imperii,  in  territorio  omnia  in  salutem  et  securi- 
tatem  eius  dirigendi,  legibus  imperii  determinatum.  Aus  den 
Zentweistümern,  Saalbüchern  usw.  aber  gehe  hervor,  daß  dem 
Zentherrn  als  solchem  das  jus  homagii  exigendi,  nicht  bloß  die 
Leistung  der  Zentpflicht,  legum  ferendarum  potestatem,  supre- 
mam  jurisdictionem,  sequelae  (judicialis,  territorialis,  militaris) 
sublimis  jus,  und  jura  collectarum  zustehen.  Quae  cum  jura 
superioritatis  territorialis  essentialia  sint,  ad  sublime  illud  om- 
nia in  territorii  salutem  et  securitatem  dirigendi  jus  inprimis 
pertinentia:  recte  inde  colligimus,  bis  positis  essentialibus  su- 
perioritatis territorialis  juribus,  cetera  omnia  ejusdem  jura  su- 
blimi  centenae  inesse,  et  supremo  centenae  domino  tamdiu  com- 
petere,  donec  ab  altero  particularia  quaedam  superioritatis  jura 
in  territorio  centenico  adquisita  esse  probetur2),  —  eine  Beweis- 
führung, die  sich  als  Anwendung  der  auf  Bodin  zurückgehenden 
Lehre  von  den  Majestäts-,  Souveränitäts-,  wirklichen  Hoheits- 
rechten, den  regalia  majora,  auf  die  speziell  fränkischen  Ver- 
hältnisse charakterisiert, 

*  *)  Ähnlich  die  obengen.  Schriften  von  Hallwachs  und  für  die  Pfalz 
von  Alef;  sodann  das  zuungunsten  der  Grafen  Erbach  als  Vogteiherr- 
schaft  des  in  der  hess.  Zent  Jugenheim  gelegenen  Amtes  Seheim  lautende 
Gutachten  der  Jurist.  Fakultät  in  Gießen  bei  Hertius;  ein  ähnliches  Bei- 
spiel bei  Scriba,  Zur  Gesch.  d.  ehem.  reichsriüerschaftl.  Herrsch.  Franken- 
stein im  Archiv  f.  hess.  Gesch.  u.  Altert.  VI  463  f. 
z)  Hesse  S.  39  f.,  83  f. 
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Diesem  von  den  Zentherrn  vertretenen  Prinzipe  hätte  es 
konsequenterweise  ensprochen,  wenn  sie  darauf  verzichtet  hätten, 
die  Landeshoheit  auch  über  ihre  in  fremden  Zentdistrikten 
gelegenen  Vogteien  auf  Grund  ihrer  Unmittelbarkeit  zu  prä- 
tendieren. Demgemäß  handelte  Graf  Hardenberg  als  preußischer 
Minister  des  Innern  für  die  fränkischen  Fürstentümer  Ansbach 
und  Bayreuth  bei  den  Revindikationen  in  den  90er  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts.  Die  1796  durch  Friedrich  Wilhelm  II.  voll- 
zogene „Instruktion  für  das  Kgl.  Landesministermm  wegen  der 
Landeshoheitsstreitigkeiten  mit  Nachbarn  und  Insassen"  erklärte 
die  fränkischen  Fürstentümer  „für  ein  völlig  geschlossenes 
Land";  über  alle  darin  gelegenen  Gebiete  und  Menschen  wurde 
die  volle  Landeshoheit  beansprucht.  Andrerseits  aber  verzichtete 
Preußen  darauf,  irgend  welche  staatlichen  Rechte  über  seine 
außerhalb  des  Territoriums  (Fraischgebietes)  gelegenen  Unter- 
tanen auszuüben;  es  überließ  die  Landeshoheit  über  diese  Vogtei- 
untertanen  in  fremdem  Zentgebiete  an  deren  Zentherrn. 

Im  übrigen  aber  war  es,  wie  schon  hervorgehoben,  eine 
allgemeine  Erscheinung,  daß  derselbe  Reichsstand,  ohne  Unter- 
schied, ob  es  sich  um  geistliche  Stände  untereinander  oder  um 
solche  gegenüber  weltlichen  oder  um  das  gegenseitige  Ver- 
hältnis der  letzteren  handelte,  beide  Prinzipien  mit  derselben 
Ausdauer  verfocht:  über  seine  in  fremdem  Zentgebiete  gelegenen 
Vogteien  beanspruchte  er  die  Landeshoheit  kraft  seiner  Un- 
mittelbarkeit, erkannte  aber  denselben  Grundsatz,  der  ihm  gegen- 
über hinsichtlich  der  in  seinen  eigenen  Zenten  befindlichen 
Vogteidistrikte  von  Seiten  eines  anderen  Reichsstandes  geltend 
gemacht  wurde,  auch  wenn  dies  unter  ausdrücklicher  Berufung 
auf  seine  Inkonsequenz  geschah,  keineswegs  an,  sondern  prä- 
tendierte hier  das  Territorium  auf  Grund  seiner  verschiedenen 
Hoheitsrechte.  Wer  über  die  erforderlichen  Machtmittel  ver- 
fügte, setzte  seine  Ansprüche  schließlich  mit  Gewalt  durch,  dem 
Gegner  blieb  lediglich  das  flebile  beneficium  protestationis.  Auf 
friedlichem  Wege,  durch  Erwerb  der  Zenthoheit,  des  Blutbannes 
einerseits,  durch  Erwerb  von  Vogteien  durch  Kauf,  Austausch, 
Verleihung  des  Blutbannes  seitens   des  Kaisers  andrerseits, 
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kam  infolge  des  außerordentlich  zähen  Festhaltens  beider  Teile 
an  den  hergebrachten  Gerechtsamen  ein  Ausgleich,  eine  Be- 
seitigung dieser  „Vermischungen"  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
zustande,  und  die  Landeshoheitsstreitigkeiten  dauerten  bis  zum 
Ende  des  alten  Reiches  fort.  Sie  füllten  das  politische  Leben 
in  den  fränkischen  Territorien  nahezu  völlig  aus. 

Ein  typisches  Beispiel  dieser  Verhältnisse  bieten  die  Graf- 
schaft Erbach  und  die  Herrschaft  Breuberg. 

Im  unbestrittenen  Besitze  der  Landeshoheit  fand  sich 
seit  dem  16.  Jahrhundert  das  Haus  Erbach  nur  in  dem- 
jenigen Teile  seiner  Zentbezirke,  in  welchem  nicht  ein  Reichs- 
stand oder  ein  Reichsritter  die  Vogtei  besaß;  nur  dort  hatte 
sich  auf  Grund  der  Zentherrschaft  seine  Landeshoheit  unge- 
hemmt und  ohne  Einschränkung  zu  entwickeln  und  zu  ent- 
falten vermocht. 

Fast  überall  jedoch,  wo  ein  unmittelbarer  Stand  oder  Ritter 
die  Vogtei  über  ein  Dorf  oder  einzelne  Güter  besaß,  war  die 
kraft  der  Zenthoheit  und  der  sonstigen  Hoheitsrechte  seitens 
der  Grafen  beanspruchte  Landeshoheit  bestritten;  die  Vogtei- 
herrn  prätendierten  kraft  ihrer  Unmittelbarkeit  ihrerseits  das 
Territorium. 

Und  umgekehrt  beanspruchten  die  Grafen  zu  Erbach  auf 
Grund  ihrer  Unmittelbarkeit  die  Landeshoheit  über  ihre  in 
fremden  Zenten  gelegenen  Vogteidistrikte,  während  dieselben 
Stände,  die  Erbach  gegenüber  hinsichtlich  ihrer  Vogteien  das 
Prinzip  der  ungeschlossenen  Territorien  vertraten,  nunmehr 
ihre  Zenthoheit  und  sonstigen  Hoheitsrechte  als  Essentialia 
der  Landeshoheit  ansahen  und  demgemäß  diese  geltend 
machten. 

Infolgedessen  bestanden  hinsichtlich  der  Schätzung,  der 
Kontributionen,  des  Einquartierungsrechtes,  der  Kriegsdienst- 
pflicht der  Untertanen,  sonstiger  Militärleistungen,  des  Ungeldes, 
bisweilen  der  Nachsteuer,  des  Beisaßgeldes,  sodann  des  Um- 
fanges  der  Strafgerichtsbarkeit,  der  zweiten  oder  einer  dritten 
Instanz  in  Zivilstreitigkeiten,  des  Zunftwesens,  des  Umfanges 
der  Zentfronen  und  Zentabgaben,  des  Konfessionszwanges,  der 
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Territorialisierung  der  Leibeigenschaft,  der  Fronen  usw.  in  den 
meisten  der  von  der  Durchkreuzung  von  Zent  und  unmittel- 
barer Yogtei  betroffenen  Orte  mehr  oder  weniger  zahlreiche, 
im  Grunde  auf  jenen  Kardinalgegensatz  zurückgehende  bestän- 
dige Streitigkeiten1). 

Daß  aus  dieser  Rivalität  zwischen  Zent  und  Yogteiherrn 
für  die  davon  betroffenen  Untertanen  die  größten  Nachteile 
erwuchsen,  liegt  auf  der  Hand.  Ein  Untertan  setzte  sich,  wenn 
er  die  Anordnungen  seines  Zentherrn  auf  Befehl  seines  Yogtei- 
herrn nicht  befolgte,  der  Gefahr  aus,  vom  Zentherrn  mit  Strafen 
belegt  zu  werden,  die  unerbittlich,  wenn  nötig  durch  ein  auf- 
gebotenes Zentkommando  von  20  bis  30  Mann  unter  Führung 
des  Zentgrafen  exequiert  zu  werden  pflegten;  richtete  er  sich 
aber  nach  den  Weisungen  des  Zentherrn,  so  drohten  ihm  die- 
selben Nachteile  von  Seiten  des  Yogteiherrn;  der  Bestrafung 
und  Pfändung  durch  die  eine  Obrigkeit  folgten  nicht  selten 
Repressalien  seitens  der  andern,  die  sich  gegen  den  „unge- 
horsamen" Untertanen  selbst,  bisweilen  auch  gegen  unschuldige 
Untertanen  der  andern  Obrigkeit  richteten;  bis  man  sich  über 
die  Freilassung  oder  die  Freigabe  gepfändeter  Güter  einigte, 
konnte  lange  Zeit  vergehen.  Derartige  Yorkommnisse  waren 
nicht  nur  in  unseren  Gebieten  und  ihrer  Nachbarschaft,  sondern 
auch  im  übrigen  Franken  häufig. 

Besonders  litt  die  Rechtspflege.  In  Zivilrechtsstreitigkeiten 
wenigstens  dort,  wo  die  zweite  Instanz  bestritten  war,  wie  z.  B. 
in  den  hessen-darmstädtischen  Zenten.  Nicht  weniger,  und  zwar 
allgemein,  gilt  dies  von  der  Straf  rech  tspf  lege;  ihre  in  Franken 
an  sich  schon  in  der  Kleinheit  und  Zersplitterung  der  Terri- 
torien begründeten  Mängel  wurden  nicht  selten  erheblich  ver- 
schärft durch  die  Rivalität  von  Zent  und  Yogtei,  sei  es  zuun- 
gunsten der  Yerbrecher,  sei  es  zu  ihren  Gunsten,  aber  zum 
Nachteile  der  Gesamtheit,  und  zwar  auch  dort,  wo  es  wie  in 


l)  vgl.  die  meist  nach  den  betr.,  aus  dem  Überblick  auf  S.  7  f. 
ersichtlichen  Dörfern  geordneten,  teils  in  gesonderten  Prozeßakten  be- 
findl.  Faszikel  des  Gesamthausarchives.  —  Graf  Franz  S.  129 f. 
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unseren  Gebieten  zentfreie  Örtlichkeiten1)  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert nicht2)  gab. 

Äußerten  schon  die  bisher  genannten  Mängel  nachteilige 
Folgen  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht,  so  wurde  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Untertanen  in  vermischten  Ortschaften 
nicht  selten  auch  direkt  durch  Doppelbesteuerung  u.  dergl.  ge- 
schädigt. 

Andererseits  aber  wußten  die  Untertanen  gerade  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  aus  der  Rivalität  beider  Obrigkeiten  häufig 
auch  Vorteil  zu  ziehen.  Die  Einführung  neuer  Abgaben  und 
Lasten,  die  Erhöhung  bestehender  seitens  der  einen  Obrigkeit 
wurde  häufig  dadurch  vereitelt,  daß  die  Untertanen  sich  an  die 
andere  wandten,  und  diese  die  Gelegenheit  ergriff,  ihre  Herr- 
schaft auf  Kosten  der  anderen  durch  Gegenmaßregeln  oder 
Widerspruch  zu  stärken3).  So  wenig  wie  die  Rivalität  zwischen 

*)  Über  das  im  östlichen  Franken  weit  verbreitete  Institut  der 
Zentfreiheit,  ihren  Begriff  und  im  einzelnen  oft  sehr  verschiedenen  In- 
halt, vgl.  jetzt  H.  Knapp,  Würzburg.  Zenten  II  8  f.,  307 f.  und  Register 
(Freigüter,  Freiung,  Zentfreiheit).  Auch  J.  U.  Röder,  Von  Erbgerichten  und 
Lehnsvogteyen  in  der  Pflege  Coburg  73 f.,  83 f.,  498. 

2)  Dagegen  besaß  die  Herrsch.  Breub.  in  Wörth  a.  M.  ,,ihre  sonder- 
bare gräfl.  Freyhöffe,  die  nicht  nur  von  aller  Beht,  Steuer,  Schätzung 
u.  a.  Burgeii.  Beschwehrnuss  gefreyet,  sondern  auch  von  aller  Wörther 
u.  Mainzer  Jurisdiktion  dermassen  eximiert  u.  entledigt,  dass  Mainz  in 
dens.  nichts  zu  gebieten  oder  zu  verbieten,  dass  kein  Wörther  Schergant 
oder  Büttel  von  altersher  mit  s.  Stab  u.  Gebot  in  dieselben  kommen 
dürfen,  und  dass  ein  Stein  in  dens.  Hof  gestanden  u.  dermassen  befreit, 
dass  wer  über  denselben  kommen  oder  nur  angerührt,  dens.  die  Wörther 
nit  mehr  fangen  oder  angreifen  dürfen  u.  wann  er  gleich  d.  Leben  ver- 
würkt  od.  ander  Übeltat  begangen  hatte.  Libellus  artic.  (Zif.  19—21)  in 
Sachen  d.  H.  v.  Breub.  geg.  d.  Erzbisch,  v.  Mainz,  d.  d.  Mergenth.  30.  5. 
1617,  F.  Breub.  Differ.  VI. 

;J)  So  wollten  z.  B.  die  etwa  17  pfälzischen  Vogteiuntertanen  in 
der  breuberg.  Zent  Kirchbrombach,  so  oft  für  Breuberg  Praestanda  erhoben 
werden  sollten,  pfälzisch,  wenn  sie  aber  bei  milizischen  u.  a.  Vorfallen- 
heiten  von  der  Pfalz  angegangen  wurden,  breubergisch  sein.  F.  Kirch- 
bromb.  I  (1763).  Es  scheiterte  z.  B.  am  Widerspruche  der  Zentherrschaft 
Erbach  der  Versuch  der  Herren  v.  Burckhausen,  ein  Hubgut  in  ein  Ritter- 
gut zu  verwandeln  und  den  übrigen  Vogteiuntertanen  die  zur  Bewirt- 


42 


I.  DIE  GERICHTSIIERRSCHAFT. 


Vogtei-  und  Niedergerichtsherrschaft1),  darf  in  Franken  auch 
diejenige  zwischen  Niedergerichts-  und  Zentherrschaft  hin- 
sichtlich ^hres  Einflusses  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des 
Bauernstandes  unterschätzt  werden.  Jedenfalls  muß  jene  terri- 
torialpolitische  Kivalität  zwischen  Zent  und  Yogtei  als  eines 
der  wichtigeren  Momente  bezeichnet  werden,  welche  seit  dem 
15.  und  16.  Jahrhundert  in  Franken  einer  Weiterentwicklung 
der  alten  Villikations Verfassung  hemmend  im  Wege  standen2). 

B. 

ZENTHERR  UND  ZENTGEMEINDE. 

I.  BEGRIFF  UND  JURISTISCHE  NATUR  DER  ZENT. 

Wenn  im  Eingange  dieses  Kapitels  der  Zent  in  der  ab- 
strakten Bedeutung  dieses  Wortes  als  der  peinlichen  Gerichts- 
barkeit die  einzelnen  Zenten  als  Organisationen  mehrerer  Ge- 
meinden, soweit  sie  demselben  Zentherrn  unterworfen  waren, 
gegenüber  gestellt  wurden,  so  gilt  es  nunmehr,  die  rechtliche 
Natur  dieser  Organisation  näher  zu  bestimmen. 

Die  einzelnen  Zenten  wurden  zwar  als  organisatorische 
Einheiten  aufgefaßt,  jedoch  nicht  in  dem  Sinne,  daß  man  den 
Zentherrn  und  die  ihm  unterworfene  Gesamtheit  der  Zent- 
männer  als  Glieder  einer  abstrakten  Einheit  betrachtete;  Herr 
und  Gesamtheit  erschienen  vielmehr  als  selbständige,  nur  durch 

schaftung  desselben  erforderlichen  Fronen  aufzubürden,  s.  u.  S.  185. 
Fronakkorde,  welche  Erbach  mit  seinen  Untertanen  in  Brensbach,  Nieder- 
keinsbach,  Wersau,  Mömmlingen  im  16.  Jahrhundert  abgeschlossen  hatte, 
konnten  später  mit  Erfolg  nicht  mehr  aufgekündigt  werden,  weil  die 
Untertanen  der  Leistung  ungemessener  Dienste  in  natura  die  bisherige 
Entrichtung  eines  mäßigen  Frongeldes  vorzogen  und  in  ihrer  Weigerung 
durch  die  Zentherrschaft  unterstützt  wurden.  Bisweilen  wurde  ausdrück- 
lich eine  Beschränkung  der  Fronen  oder  der  Schätzung  durch  beide 
Herrschaften  vereinbart  u.  drgl.  m. 

1)  Unten  S.  78. 

2)  Nach  P.  Darmstädter,  Großherzogt.  Frankfurt  (1900)  52  f.  er- 
streckte sich  die  nordwestdeutsche  sog.  neuere  Grundherrschaft  bis  in 
das  Gebiet  des  Bistums  Fulda. 
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eine  Summe  von  Einzelbeziehungen  verbundene  politische  Sub- 
jekte, ohne  daß  jedoch  eine  grundsätzliche  Auflösung  des  or- 
ganischen Verbandes  in  reine  Individualrechtsverhältnisse  zwischen 
verschiedenen  physischen  oder  juristischen  Personen  stattge- 
funden hätte1). 

Nicht  als  unverbundene  Einzelne  waren  die  Zentverwandten 
der  Herrschaft  unterworfen. 

Vielmehr  standen  die  Zenten  unserer  beiden  Territorien 
im  Mittelalter  als  genossenschaftliche  Gesamtgemeinden  mit 
politischen  Gesamtrechten  und  Gesamtpflichten  dem  Zentherrn 
gegenüber.  Sowohl  die  Zent  als  solche  wie  jeder  einzelne  Zent- 
mann  besaß  gegenüber  der  Herrschaft  Anspruch  auf  Rechts- 
und sonstigen  Schutz,  sowohl  die  Zent  wie  jeder  Zentmann 
galt  der  Herrschaft  zur  Erfüllung  bestimmter  Verbindlichkeiten 
als  verpflichtet,  sowohl  die  Herrschaft  als  die  Zent  als  solche 
galt  dem  einzelnen  gegenüber  als  berechtigt2). 

Diese  Auffassung  lag  in  gewissem  Umfange  und  nicht 
nur  dem  Sprachgebrauche  nach  auch  der  Zentverfassung  des 
18.  Jahrhunderts  zugrunde.  Schon  auf  Grund  der  Tatsache,  daß 
die  Erfüllung  der  den  Zenten  und  Zentverwandten  obliegenden 
Verbindlichkeiten  nicht  sowohl  im  Interesse  der  Herrschaft  als 
in  dem  der  Zenten  selbst  begründet  lag,  indem  sie  überwiegend 
die  Aufrechterhaltung  von  Ordnung,  Sicherheit  und  Wohlfahrt 
im  Zentbezirke  bezweckten,  kam  sie  insbesondere  darin  zum 
Ausdrucke,  daß  die  Zenten  als  weitere  Gemeinden,  als  über 
den  Stadt-  und  Landgemeinden  stehende  Kommunalverbände 
galten  3). 

*)  Vgl.  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  II  (1873)  433. 
2)  Vgl.  Gierke,  Genossensch.  II  bes.  434  f. 

s)  Abgesehen  davon,  daß  bisweilen  schlechthin  der  Gentgemeine'' 
gedacht  wird  —  regelmäßig  wurde  zur  Bezeichnung  der  Gesamtheit  der 
Zentmänner  lediglich  „die  Cent"  gebraucht  — ,  heißt  es  z.  B.  in  einem 
Amtsbericht  d.  d.  Reichelsheim  4.  Jan.  1773  (Fasz.  Erbach  Amt,  Polizeis.  II) : 
„Zu  den  Gemeinen  Lasten  werden  aber  nicht  nur  diejenigen  Unkosten, 
die  zur  Erhaltung  gemeiner  Gebäude,  als  Hirten-  und  Schulhäuser  und 
überhaupt  zum  Besten  der  Gemeinen  Güter  und  der  Gemeinde  selbst 
verwendet  werden  müssen,  gerechnet,  sondern  es  gehören  auch  hierzu 


44 


I.  DIE  GERICHTSHERRSCHAFT. 


Als  Konsequenz  der  Auffassung  der  Zent  als  eines  weiteren 
Kommunalverbandes  erschien  es,  daß  der  Kreis  der  Zentunter- 
tanen  (Zentmänner,  Zentverwandten)  sich  mit  demjenigen  der 
Mitglieder  der  Landgemeinde,  der  Gemeindsleute,  deckte1). 

Ob  den  Zenten  juristische  Persönlichkeit2),  wenigstens 
Anstaltspersönlichkeit,  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Kechtes 

hauptsächlich  alle  Gent-Praestationen.  Ein  Gemeinds-  und  Centmann  sind 
daher  unzertrennlich  miteinander  verbunden.  Es  kann  niemand  in  eine 
Gemeinde  aufgenommen  werden,  der  nicht  auch  zugleich  ein  Zentmann 
wird,  und  niemand  kann  zu  letzterem  gelangen,  der  kein  Gemeinds- 
mann ist." 

*)  s.  vorige  Note.  Eine  Ausnahme  hiervon  bestand  jedoch  in  der 
Zent  Erbach.  Da  hier  grundsätzlich  nur  Hübner  zu  Gemeindsleuten  und 
„Untertanen"  rezipiert  wurden,  stand  diejenige  Klasse  der  ländlichen 
Bevölkerung,  welche  wirtschaftlich-sozial  den  sog.  kleinen  Untertanen, 
den  Einlezzigen  oder  Einläuffigen  der  übrigen  Ämter  und  Zenten  ent- 
sprach, außerhalb  des  Gemeindeverbandes.  Gleichwohl  mußten  zunächst 
wenigstens  die  Erbschutzverwandten  als  Inländer  im  Gegensatze  zu  den 
fremden  Beisassen  im  18.  Jahrhundert  Zentmänner  w.  (LTA.  X  p.  40 
d.  a.  1731),  und  nach  ausdrücklicher  herrschaftlicher  Verordn.  v.  10.  Sept. 
1787 -sollten  „alle  und  jede  Beisassen  des  Amtes,  sie  mögen  auf  herr- 
schaftlichem Grund  und  Boden  oder  anderswo  sitzen  und  wohnen, 
schlechterdings  verbunden  sein,  den  Zenteid  abzuschwören,  folglich  Zent- 
männer zu  werden,  und  also  auch  Zentlasten  auf  hergebrachte  Weise  zu 
tragen.  Als  dagegen  die  Beisassen  der  erb.-vogteilichen,  zur  pfälz.  Zent 
Eberbach  gehörenden  Orte  Untersensbach  und  Heebstahl  vom  pfälz.  Zent- 
hauptmann  zur  Leistung  des  Zenteides,  der  Zentwachten,  Zentkosten 
usw.  herangezogen  wurden,  wurde  von  Seiten  Erbach-Fürstenaus  dem 
widersprochen  unter  .  Geltendmachung,  daß  die  lediglich  vom  Vogteiherrn 
in  den  Schutz  aufgenommen  Beisassen  zur  Zent  überhaupt  in  keiner 
Beziehung  ständen,  soweit  sie  nicht  ein  zentmäßiges  Delikt  begingen, 
vielmehr  nur  die  Hübner  und  Gemeindsleute  „wirkliche"  Zentmänner  seien ; 
Pfalz  machte  geltend,  daß  nach  dem  Eberbacher  Zentweistume  lediglich 
das  häusliche  Wohnen  im  Zentbezirk  entscheide,  dies  aber  bei  den  meisten 
der  betr.  Beisassen  zutreffe,  da  sie  teils  mit  Haus  und  Grundstücken  an- 
gesessen, teils  als  Maurer,  Leinenweber,  Schneider,  Schuhmacher  sich 
durch  Handwerk  ernährten,  also  bürgerl.  Nahrung  trieben,  daß  es  sich 
also  um  „eigentliche"  Beisassen  gar  nicht  handelte.  F.  Untersensbach. 
Über  Territorialangehörigkeit  s.  u.  S.  90  f. 

2)  „Die  „juristische  Person"  ist  eine  juristische  Begriffskategorie 
und  deshalb  ebensowenig  eine  Schöpfung  des  Staates  oder  des  Gesetz- 
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im  18.  Jahrhundert  zuzuerkennen  sei,  könnte  zweifelhaft  er- 
scheinen. Abgesehen  davon,  daß  sie  bisweilen  allgemein  als 
Polizei-  oder  Sicherheitsanstalten  bezeichnet  wurden,  scheint 
dafür  der  Umstand  zu  sprechen,  daß  die  Zenten  als  solche  als 
verpflichtet  galten  zur  Erfüllung  bestimmter  kommunaler  Auf- 
gaben, zur  Aufbringung  der  hierfür  wie  zu  andern  Zwecken 
erforderlichen  Mittel,  daß  sie  sich  demnach  als  selbständige 
Trägerinnen  von  Pflichten  darstellten,  wie  ihnen  als  solchen 
andrerseits  gegenüber  den  einzelnen  Zentmännern  die  ent- 
sprechenden Kechte  zugeschrieben  wurden.  Doch  würde  die 
Anerkennung  selbständiger  Persönlichkeit  der  Zent  in  unserem 
Gebiete  eine  Ausnahme  von  der  Entwicklung  bedeuten,  welche 
derartige  mittelalterliche  politische  Gesamtgemeinden  im  17. 
und  18.  Jahrhundert  mit  der  stärkeren  Ausbildung  der  obrig- 
keitlichen Idee  im  allgemeinen  genommen  haben  !). 

Jedenfalls  lassen  sich  die  Zenten  als  Vereinigungen  mehrerer 
Gemeinden,  genauer,  da  bisweilen  einzelne  Teile  einer  Gemeinde 
zu  verschiedenen  Zenten  gehörten,  der  Insassen  des  Zentbezirks, 
zu  gemeindlichen  Zwecken2)  bezeichnen,  Vereinigungen,  welche 
ihren  Anteil  an  den  öffentlichen  Lasten  mit  vereinigten  Kräften 
trugen,  ihre  gemeinschaftlichen  Zwecke  mit  vereinigter  An- 
strengung auf  gemeinschaftliche  Kosten  verfolgten3). 

gebers  wie  der  Begriff  des  Vertrages,  des  dinglichen  Rechtes,  der  Obligation. 
Sie  dient  nur  dazu,  um  einen  Komplex  von  Rechtssätzen  logisch  zu  be- 
greifen, einheitlich  zu  erfassen"  (Laband,  Deutsches  Reichstaatsrecht 
(1907)  S.  24). 

*)  Vgl.  Gierke,  Genossensch.  I  (1868)  648,  II  456  usw. 

2)  Vgl.  Großherz.  hess.  Ges.  die  Gemeindeordn.  betr.  v.  9.  Juli 
1821  Art.  9. 

3)  Vgl.  Gierke,  Genossensch.  I  799.  —  In  der  Grafschaft  hatte  jede 
Zent  ihre  besonderen  eignen  Kosten  allein  zu  tragen.  In  der  Herrschaft 
Breuberg  dagegen  wurden  die  Inquisitions-,  Gefängnisbau-  und  sonstige 
hier  allen  Zenten  gemeinsame  Kosten  in  einer  Versammlung  der  vier 
Zent-  bzw.  Stadtschultheißen  in  Neustadt  vom  gemeinschaftlichen  Amte 
auf  die  vier  Zenten  nach  der  Zahl  der  Zentmänner  —  Witwen  und  Leib- 
gedingsmänner  als  halbe  Zentmänner  berechnet,  —  repartiert,  während 
die  einzelnen  Zentschultheißen  den  ihrer  Zent  zugeteilten  Betrag  auf  die 
einzelnen  subrepartierten.  F.  Breub.  Meliorat.  Spec. 
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Zu  den  den  Zenten  obliegenden  gemeindlichen  Zwecken 
gehörten  insbesondere  diejenigen  Aufgaben,  zu  deren  Erfüllung 
die  Zentfronen  und  die  Zentabgaben  geleistet  wurden,  nicht 
weniger  die  Aufbringung  der  zu  diesen  und  andern  Zwecken 
erforderlichen  Zentkosten,  welche  im  Wege  der  Zentausschläge 
erhoben  wurden. 

Mcht  nur  für  die  bisher  umschriebenen  Zwecke  gemeind- 
licher Natur  im  engeren  Sinne  war  die  Zent  von  Bedeutung; 
sie  war  vielmehr  daneben  auch  die  organisatorische  Einheit 
zur  Mitwirkung  bei  der  Ausübung  der  Kriminalgerichtsbarkeit, 
auf  dem  Gebiete  der  Miliz  Verfassung  und  dem  wichtiger 
Funktionen  der  Landespolizei.  Denn  auch  diese  Aufgaben  er- 
schienen nicht  als  Landes-  oder  staatliche  Angelegenheiten, 
sondern  als  solche  der  einzelnen  Zenten  und  ihrer  Organe,  und 
wenn  auch  auf  diesen  Gebieten  der  Einfluß  der  Herrschaft  und 
ihrer  Beamten  überwog,  und  diese  Aufgaben  selbst  nur  auf 
Grund  des  für  die  Herrschaft  und  die  Zent  an  ihrer  Erfüllung 
bestehenden  gemeinschaftlichen  Interesses  als  solche  gemeind- 
licher Natur  im  weiteren  Sinne  bezeichnet  werden  können,  so 
griffen  sie  doch,  soweit  sie  finanziell  von  Bedeutung  waren, 
in  das  engere  gemeindliche  Gebiet  der  Zent  hinüber. 

Während  die  Bedeutung  der  Zent  im  Mittelalter  vorwiegend 
auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsverfassung  lag,  stehen  im  18.  Jahr- 
hundert die  kommunalen  Aufgaben  der  Zent  neben  den  polizei- 
lichen Funktionen  des  Zentgrafen  und  der  Zentschöffen  im 
Vordergründe.  Wenn  die  Zent  daher  bisweilen  als  Polizei- 
anstalt bezeichnet  wurde,  so  war  unter  Beachtung  des  weiten 
Begriffes  der  Polizei !)  im  18.  Jahrhundert  der  Zweck  jener 
Organisation  im  allgemeinen  gekennzeichnet,  umsomehr  als  auch 
die  militärische  Organisation  der  Zent  hauptsächlich  sicherheits- 
polizeilichen Zwecken  diente,  und  die  Zuständigkeit  des  Zent- 
gerichtes  auf  die  Yerhängung  von  Geldstrafen  in  mittleren  und 
geringeren  „Polizeidelikten"  sich  beschränkte. 

Juristische  Persönlichkeit  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechtes kam  unzweifelhaft  denjenigen  Zenten  zu,  welche  noch 

*)  Vgl.  z.  B.  Gierke,  Genossensch.  I  643. 
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auf  markgenossenschaftlicher  Grundlage  beruhten1).  Ein  solches 
Zusammentreffen  von  politischer  Zentgemeinde  und  wirtschaft- 
licher Zentmarkgenossenschaft  bestand  im  18.  Jahrhundert  in 
den  breubergischen  Zenten  Höchst  und  Kirchbrom bach  und  in 
der  erbachischen  Zent  König2).  Ihre  Zentmarken  bestanden 
hauptsächlich,  aber  nicht  (mehr)  ausschließlich  in  Wald3).  Zum 
Zwecke  der  Verwaltung  und  Verwertung  ihrer  Zentallmenden 
traten  sie  durch  Vermittlung  ihrer  Organe,  Zentschulheiß  und 
Zentschöffen,  vielfach  handelnd  auf,  sie  schlössen  Kauf-,  Dienst-, 
Pacht-  und  andere  Verträge,  konnten  als  solche  klagen  und  verklagt 
werden;  ihr  forum  war  wie  bei  den  sonstigen  Korporationen 
nicht  das  Amt,  sondern  die  Justizkanzlei  oder  Regierung4). 
Allein  auch  die  Zenten  ohne  Zentallmenden  finden  wir 

*)  Über  die  juristische  Persönlichkeit  der  Markgenossenschaften 
überhaupt  vgl.  jetzt  Fr.  Varrentrapp,  Rechtsgeschichte  und  Recht  der  ge- 
meinen Marken  in  Hessen  I  (1909)  S.  203  f.,  über  Zusammentreffen  von 
Gerichts-  und  Markgenossenschaft  das.  S.  74  f.,  E.  Mayer,  Deutsche  u. 
französ.  Verfass.-Gesch.  I  (1899)  S.  436  f. 

2)  Sodann  wird  1790  den  beiden  Orten  des  Amtes  Schönberg  Ritsch- 
weiher und  Kanzelbach  die  Mitberechtigung  an  der  Zentallmende  der 
pfälzischen  Zent  Schriesheim  bestritten,  obwohl  sie  nach  dem  Schries- 
heimer Zentbuche  v.  J.  1592  „wie  alle  andere  Allimentgenossene  das 
äckerich  und  was  sonsten  darinnen  zu  gemessen  theilhafftig  seyndt",  und 
wie  alle  anderen  zentbaren  zur  „Allimentwaldung"  zugelassenen  Orte 
ihren  Teil  an  den  Zentkosten  trügen.   F.  Ritschweiher  und  Canzenbach. 

3)  Die  Zentwaldung  Höchst  zählte  bei  ihrer  Teilung  unter  die  Zent- 
gemeinden  (1791  f.)  ca.  400  Morgen,  die  der  Zent  Kirchbrombach  (geteilt 
1797  f.)  ca.  500  M. 

4)  Beispiele:  1637  verhypotheziert  die  Z.  Höchst  mit  Verwilligung 
des  Amtes  einen  best.  Teil  ihres  Markwaldes  gegen  ein  Darlehen  von 
200  fl.  —  1783  beliefen  sich  die  Zentschulden  der  Z.  Kirchbr.  auf  1200  fl. 
—  1731  verliehen  Zentschultheiß  mit  versammeltem  Gericht  und  andern 
Zentmännern,  zus.  33  Mann,  auf  d.  Rathause  zu  Höchst  einige  Zentalmen- 
stücke,  darunter  2  Zentäcker,  usw.  F.  Höchst  u.  F.  Kirchbr.  —  Nach 
Breub.  Lagerb.  v.  J.  1557  p.  1 :  ,,Wäldt  in  Höchster  Cent.  Die  Wäldt  in 
der  Höchster  Cent,  die  Marek  gen.,  brauchen  die  Unterthanen  in  der 
Cent,  doch  allwegen  mit  Vorwissen  der  Obrigkeit  Bau  undt  brennholz 
usw."  —  handelt  es  sich  scheinbar  allerdings  nur  um  Nutzungsrechte 
der  Untertanen,  ebenso  nach  einem  Memoriale  der  Z.  Höchst  v.  1657 : 
„Dass  alle  u.  jede  Centhverwandten  der  Cent  H.  ein  gewiss  bezürck  an 
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nicht  selten  als  Schuldner  und  demgemäß  als  juristische  Personen 
des  Privatrechtes  überhaupt.  Wenn  eine  Zent  z.  B.  ein  Dar- 
lehen aufnahm,  so  hafteten  weder  der  Zentgraf  noch  die  Schöffen, 
noch  einzelne  Zentuntertanen,  noch  die  Gemeinden,  noch  die 
Herrschaft;  drängte  der  Gläubiger  auf  Bezahlung,  so  wurde  er 
regelmäßig  auf  den  nächsten  Zentausschlag  verwiesen,  jedoch 
nicht  in  dem  Sinne,  daß  nunmehr  jeder  einzelne  Zentmann 
persönlich  nach  seiner  Quote  zugleich  mit  der  ganzen  Zent- 
gemeinde  dem  Gläubiger  gehaftet  hätte,  eine  Gesamtverpflichtung, 
wie  sie  bei  vertragsmäßig  übernommenen  Gemeindeschulden 
im  Mittelalter  eintrat1);  da  aber  ein  Schuldner  als  gedacht 
vorhanden  sein  mußte2),  so  ergibt  sich,  daß  die  Zent  als  solche 
als  Rechtssubjekt  aufgefaßt  wurde3).  Nach  einer  Verordnung 
der  gemeinherrschaftl.  Regierung  v.  24.  Sept.  1737,  wonach 
„kein  in  die  Zentkosten  einschlagender  accord",  wenn  er  5  fl. 
überstiege,  ohne  der  dazu  gehörigen  Zentschöffen  deutliches 
Yorwissen  abgeschlossen  werden  dürfe,  scheint  die  Rechts- 
fähigkeit der  Zenten  anerkannt4);  und  tatsächlich  schlössen  sie 

Gehülz,  die  Mark  gen.,  vor  unvordenkl.  Jahren  zwar  mit  u.  neben  dero 
hochgräfl.  Gnaden  hohen  herrschaftl.  Jurisdiktion  zu  ihrer  Nothdurft  u. 
Gefallen  genossen  u.  innegehabt",  allein  wie  der  Wald  1637  mit 
amtl.  Bewill,  verpfändet  wurde,  so  galt  er  auch  sonst  als  Eigentum  der 
Zent  bzw.  ,,der  sämtl.  Höchster  Centunterthanen  salvo  jure  territoriali 
et  regali';  (1739)  u.  wurde  1791  f.  an  die  beteiligten  Gemeinden  verteilt. 
Justific.  Appell,  der  Z.  Höchst  c.  Neustadt  pcto  zu  Unrecht  prätend.  Mit- 
märkersch.  z.  3.  Teile,  in  F.  Höchst.  —  Über  die  Streitfrage  betr.  Eigen- 
tum an  Allmend  und  gemeiner  Mark  vgl.  v.  Below  in  Elsters  Wörterb.  f. 
Volkswirtsch.  II  (1907)  457  und  Fuchs  das.  I  (1906)  79. 
')  Gierke,  Genossensch.  II  404. 

a)  Stammler,  Unbestimmtheit  des  Rechtssubjektes  in  d.  Festschr. 
f.  d.  Jurist.  Fakultät  Gießen  (1907)  455. 

3)  Für  diese  Argumentation  vgl.  Laband,  Beiträge  zur  Dogmatik 
der  Handelsgesellschaften,  in  Zeitschr.  f.  d.  Gesamte  Handelsrecht  Bd.  30 
(1885)  469  f.,  498  f. 

4)  Ebenso  wurde  1752  für  die  Herrschaft  Breuberg  vorgeschlagen, 
den  Zentschultheißen  zu  verbieten,  irgend  welche  Geldanlage  auf  die 
Untertanen  zu  machen  oder  Kapital  auf  die  Centh  zu  entlehnen,  ohne 
zuvor  von  beiderseitigen  Regierungen  die  schriftliche  Erlaubnis  dazu 
erlangt  zu  haben.    F.  Breub.  Meliorat.  Spec. 
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nicht  selten  mit  Handwerkern  und  sonstigen  Personen  Werk-, 
Kauf-  und  andere  Verträge  und  nahmen  bisweilen  nicht  un- 
bedeutende Darlehen  auf;  ebenso  konnten  sie  Eigentum  besitzen. 
Ein  Unterschied  zwischen  Zenten  mit  und  ohne  Zentmarken 
wurde  hinsichtlich  der  Rechtsfähigkeit  nicht  gemacht1). 

Standen  auch  die  den  Zenten  obliegenden  Aufgaben  her- 
kömmlich fest,  so  entstammte  der  die  Art  ihrer  Ausführung- 
beherrschende  Wille  gleichwohl  weniger  der  daran  allerdings 
iu  demselben  Maße  interessierten  Zentgemeinde  als  vielmehr 
der  Zentherrschaft.  Das  starke  Überwiegen  der  obrigkeitlichen 
Idee,  das  nahezu  völlige  Fehlen  eines  kommunalen  Lebens  in 
der  Zent  trat  äußerlich  zutage  in  der  Natur  des  Amtes  des 

*)  z.  B.  Acta  in  Sachen  des  Bürgers  u.  Schmidtmeisters  L.  u.  des 
Wagnermeisters  R.  zu  Michelstadt  ca  den  Centgrafen  W.  das.  pcto  einer 
Forderung  an  die  Gent  für  verfertigte  Arbeit  d.  a.  1797.  —  Acta,  die 
Consentierung  eines  von  der  Cent  Michelstadt  bei  Jud  Speier  aufge- 
nommenen Kapitals  ad  150  fl.  betr.  d.  a.  1790.  —  Zahlreiche  andere 
Beispiele  für  Darlehen  und  Handwerkerforderungen  in  den  Zentrech- 
nungen  der  einzelnen  Zenten.  —  Als  Eigentümerin  des  Richtplatzes 
(Galgens)  in  Beerfelden  war  bis  1891  die  „Cent"  im  Flur  und  Grund- 
buche eingetragen,  bei  dessen  Legalisierung  die  Parzelle  kraft  Beschlusses 
des  Großherzogl.  Minist,  f.  Finanzen  auf  „das  Großherzogtum  —  Landes- 
eigentum" überschrieben  wurde,  einmal  weil  als  Rechtsnachfolger  der 
Cent  der  Staat  anzusehen  sei,  sodann  auf  Grund  der  Annahme  und  in 
andern  Fällen  bereits  gehandhabten  Praxis,  daß  kraft  des  Gesetzes, 
welches  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  auf  den  Staat  übertragen  habe, 
nicht  nur  die  damit  verknüpften  Lasten,  sondern  auch  die  Rechte  seiner 
Rechtsvorgänger  in  der  Gerichtsbarkeit  auf  ihn,  nicht  auf  die  Standes- 
herrschaft, übergegangen  seien.  Schreiben  v.  12.  1.  1891  in  F.  Amt 
Freienstein  Cent.  Wiederaufrichtung  des  Hochgerichtes  zu  Beerf.  1737. 
—  Im  Schreiben  der  großh.  hess.  Reg.  d.  Prov.  Starkenb.  an  d.  großh. 
Justizamt  Erbach  v.  2.  6.  1821  betr.  die  Aufhebung  der  Amts-  u.  Cent- 
kasse und  Verteilung  der  Schulden  an  die  bisher  beitragspflichtigen 
Gemeinden,  insbesondere  den  Exigenzetat  der  Erb.  Amtskasse  für  d.  J. 
1821,  wird  u.  a.  zur  Einreichung  des  Status  activorum  et  passivorum, 
dem  ein  Inventar  über  das  dem  Amte  (=  der  Zent)  in  corpore  zu- 
stehende mobile  und  immobile  Vermögen  beizulegen  sei,  ersucht.  —  Als 
mutmaßl.  Eigentum  der  Zenten  erscheinen  Zentwege,  Zenthäuser  (das 
der  Z.  Kirchbr.  w.  im  18.  Jahrh.  verkauft),  Zentturm  (?) ;  einen  Heerhag 
erwähnen  die  Zentartikel  der  Z.  Reichelsh.,  wie  ihn  z.  B.  die  mainz. 

Killinger,  Die  ländl.  Verfassung. 
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Zentgrafen  oder  Zentschultheißen  l).  Er  war  der  seitens  der 
Herrschaft  der  Zerit  vorgesetzte  Beamte,  als  solcher  Organ 
einerseits  der  Herrschaft,  andererseits  der  Zent.  Allein  seine 
Stellung  als  ..Vorstand  der  Zent"  trat  dort,  wo  eine  markge- 
nossenschaftliche Grundlage  fehlte,  fast  völlig  zurück  und  be- 
schränkte sich  auf  ihre  Vertretung  in  vereinzelten  Privat- 
rechtsgeschäften. 

Immerhin  wurde  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Zent- 
vorstand  das  Zentkassenwesen  zugeschrieben,  die  Aufstellung 
der  Zentrechnung,  die  Repartition  der  Zentkosten  durch  den 
Zentausschlag,  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  erhobenen 
Zentgelder.  Hierbei  unterlag  der  Zentgraf  einer  doppelten 
Beschränkung:  gegenüber  der  Zent  bedurfte  er  der  Prüfung 
und  Genehmigung  mindestens  der  Zentschöffen,  außerdem  war 
die  Ratifikation  der  Regierung  oder  des  Amtes  nach  Zulässig- 
keit  und  Höhe  der  einzelnen  zu  repartierenden  Posten  kraft 
ihres  Oberaufsichtrechtes  erforderlich.  Äußerlich  trat  seine 
Natur  als  Zentvorstand  in  Erscheinung  beim  Zentgericht,  welches 
der  Amtmann  „neben"  dem  Zentgrafen  abzuhalten  hatte:  nach 
der  Vereidigung  der  neuen  Zentmänner  gelobten  dieselben  dem 
Amtmann  an  durch  Handschlag,  sodann  auch  durch  Berührung 
„an  den  Centstab,  den  der  Centgraf  führt"2).  Das  Amt  des 
Zentgrafen  oder  Zentschultheißen  besaß  daher  in  dem  ge- 
schilderten Umfange  dieselbe  Natur  wie  das  Amt  des  seitens 
der  Vogteiherrschaft  den  einzelnen  Gemeinden  vorgesetzten 
Ortsschultheißen.  Im  übrigen  handelte  er  als  Beamter  der  Herr- 
schaft für  die  Zent,  und  dadurch,  daß  seine  Tätigkeit  auf 
diesem  Gebiete  auf  den  bis  ins  einzelne  gehenden  ihm  seitens 
der  Herrschaft  und  Regierung  erteilten  Instruktionen,  Verord- 
nungen, Dekreten  beruhte,  trat  eine  selbständige  kommunale 


Z.  Mudau  (P.  Albert,  Steinbach  bei  Mudau  (1899)  96.  Zentwallhag), 
und  einige  koburgische  Zenten  besaßen  (J.  U.  Röder,  Von  Erbgerichten 
u.  Lehnsvogteyen  (1782)  84). 

1)  vgl.  E.  Mayer,  Deutsche  u.  französ.  Verfass.-Gesch.  I  (1899)  445  n.  34. 

2)  vgl.  Ordnung,  wie  das  Cent-  und  Landgericht  zu  Eschau  ge- 
halten wird,  in  F.  Wildenst.  Amt,  Centgerichte,  desgl.  in  der  Zent  Erbach  u.  a. 
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Betätigung  der  Zent  in  dem  Maße,  d.  h.  nahezu  völlig  zurück, 
in  welchem  die  Natur  des  Zentgrafen  als  eines  herrschaftlichen 
Beamten  überwog. 

Gleichwohl  hatten  die  Zentgemeinden  einige  Ansätze  zu 
einer  kommunalen  Verfassung  bewahrt:  ein  Präsentationsrecht 
zwar  nicht  mehr  hinsichtlich  des  Zentgrafen  und  des  Zent- 
büttels1),  wohl  aber  noch  der  Zentschöffen,  vor  allem  aber  das 
bereits  erwähnte  Prüfungs-  und  Genehmigungsrecht  der  Zent- 
schöffen als  „der  Repräsentanten  der  Zent"2),  vereinzelt  der 
ganzen  Zentgemeinde 3),  gegenüber  dem  Zentgrafen  in  bezug 


1)  vgl.  Weist,  d.  Zent  Beerfelden  v.  14-57  bei  Grimm  Weist.  I  448 : 
der  Herr  soll  den  Zentgrafen,  Büttel  und  Glöckner  aus  3  durch  Wahl 
Präsentierten  wählen;  gefällt  ihm  keiner,  so  werden  die  Vorschläge 
wiederholt;  doch  nie  soll  er  sie  anders  setzen  als  mit  der  zentschöffen 
u.  landvolcks  wissen  und  willen;  .  .  .  dan  es  hab  etwan  ein  herre  z. 
Erb.  mit  gewalt  one  willen  der  zent  u.  landvolkes  einen  zentgraven 
geben,  davon  der  zent  u.  dem  lantvolck  grosser  schaden  entstanden  sie. 
Vgl.  dazu  Gierke,  Genossensch.  II  428  n.  79.  Thudichum,  Gau-  u.  Mark- 
verfass.  (1860)  51.  Ebenso  bestimmt  Graf  Joh.  v.  Wertheim  für  die 
Herrschaft  Breuberg  1413:  Das  Kiesen  des  Centgrafen  und  der  Schöffen 
im  Landgericht  Höchst  soll  geschehen  mit  unserem  Willen  und  Rat  oder 
unsrer  Amtleute  zu  Breuberg  von  unsretwegen.  Aschbach,  Gesch.  d. 
Grafen  Wertheim  II  (Urk.  1843)  S.  190. 

2)  So  in  Bericht  von  1811  an  die  großh.  hess.  Reg.  in  Darmst. 
in  F.  Reichenb.  Amt  Gent. 

3)  In  der  Zent  Lützelbach  wurde  die  Zentrechnung  jederzeit  vom 
Zentschultheißen  dem  ganzen  Gericht  und  etlichen  vom  Umstand  aus 
jeder  Gemeinde  vorgelegt  und  namens  der  Zent  abgehört  (Bericht  v. 
J.  1752).  —  In  der  Zent  Kirchbrombach  wurden  jährlich  um  Petri  ,,mit 
Beisein  des  Gerichts  und  Bürgermeister  die  Waldförster  mit  ihren  Holz- 
büchern, Zetteln  und  dem  Holzgeld  zu  liefern  bestellt,  und  was  im  ab- 
gelaufenen Jahr  nicht  einkommen  ist,  alsdann  zur  Einnahm  und  Ausgabe 
eingetragen  und  geschlossen,  welche  alsdann  gerichtlich  unterschriebener- 
massen  liegen  bleiben,  bis  2  Jahrgang  zusammen  kommen,  da  ordinair 
das  Gericht  gehalten  wird,  so  examiniert  et  confirmirt  solche  das  ge- 
meinschaftl.  Amt  Breuberg,  welche  Rechnung  zwar  nur  wenige  Bau  und 
Brennholz  betreffen,  so  etliche  100  fl.  jährlich  auswerfen" ;  Bericht  v. 
1752,  während  nach  Bericht  v.  1763  (F.  Kirchbr.  I)  die  Zentrechnungen 
sowohl  vom  gemeinschaftl.  Amt  bei  jeder  Zentgerichtshegung  als  auch 
vom  ganzen  Gericht  und  Umstand  revidiert  und  justifiziert  wurden. 

4* 
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auf  die  von  ihm  aufzustellende  Zentkostenrechnung,  und  damit 
im  Zusammenhange  nach  einer  Kegierungs Verordnung  von 
1737  die  Bindung  des  Zentgrafen  bei  Abschluß  von  in  die 
Zentkosten  einschlagenden  Verträgen  im  Betrage  von  mehr  als 
5  fl.  an  das  „deutliche  Vorwissen"  der  Schöffen. 

Eine  weitergehende  körperschaftliche  Verfassung  und  eine 
reichere  Betätigung  kommunalen  Lebens  bestand  in  den  drei 
Zenten  mit  Zentmarken.  Hier  fanden  sich  den  Haingerichten 
der  Dorf  Schäften  entsprechende  Zentallmendgerichte  zur  Be- 
strafung der  „Waldrugen  aus  den  Zentwäldern",  welche  nicht 
im  Namen  der  Herrschaft,  sondern  „von  Zentgerichtswegen" 
gehegt  wurden  x),  wie  die  Haingerichte  im  Namen  der  Nachbarn2), 
deren  Küge-  und  Strafgelder  ausschließlich  in  die  Zentkasse 
flössen  und  nicht  zu  3A  der  Herrschaft  gebührten  wie  bei  den 
auch  im  Namen  der  letzteren  gehegten  Zent-  und  Landge- 
richten3), auch  darin  in  Übereinstimmung  mit  den  Hainge- 
richten im  Gegensatze  zu  den  Vogtei-  oder  Herrengerichten 

l)  12.  Dez.  1792  bittet  die  Zent  Kirchbrombach,  daß  sie,  da  die 
Zentwaldfrevel  nach  jüngster  Verordnung  der  Regierungen  im  Beisein  des 
Justiz-  und  Forstamtes  abgestraft  werden  sollen,  bei  dem  Herkommen  be- 
lassen würden,  weil  der  Zent  damit  eine  alte  Gerechtsame  entzogen 
werde,  indem  bisher  jene  Rüge  stets  von  Zentgerichtswegen  abgehalten 
w.  sei.  F. :  Breub.  Forstsachen. 

*)  vgl.  die  Haingerichtsordn.  art.  1  in  Erb.  Ldr.  122. 

3)  Die  Höchster  Zentwaldung  stand  bis  zur  Teilung  1791  f.  unter 
der  Verwaltung  des  Zentschultheißen  und  Gerichtes,  welche  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  verrechneten;  die  Frevler,  welche  in  diesem  Wald  durch 
bestellte  Schützen  angebracht,  wurden  vom  Zentschultheiß  u.  Gericht 
abgerügt  und  die  Rüggelder  in  der  Zentrechnung  verrechnet.  Als  die 
Herrschaft  in  den  90  er  Jahren  des  18.  Jahrh.  3/4  dieser  Waldrügegelder 
beanspruchte  mit  Berufung  auf  eine  eidliche  Aussage  des  Zentgrafen 
und  mehrerer  Schöffen  v.  J.  1593,  beanspruchte  die  Zent  auf  Grund  alten 
Herkommens  im  Bezüge  der  gesamten  Frevel  aus  ihrem  Zentwalde  ge- 
lassen zu  werden.  F.  Breub.  Forstsachen,  d.  a.  1792,  1796.  —  1593 
Juli  24  beschloß  das  Zentgericht  Kirchbromb.  einhellig,  um  besserer 
Aufsicht  wegen  in  den  Centhwalden,  einen  Förster  zu  ziehen;  von  den 
in  den  Centhwälden  fallenden  Rügen  sollte  der  Gentgraff  oder  Centh- 
schultz  ein  Teil  haben,  das  andere  Teil  das  Gericht,  das  dritte  Teil  der 
Förster.    Acta  betr.  Beschwerden  der  Cent  Kirchbr.  d.  a.  1712. 
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der  Dorfschaften.  Außerdem  gab  es  Markförster1)  und  Schützen 
im  Dienste  der  Zent,  und  überhaupt  verlieh  die  Mark  und 
ihre  Verwaltung,  welche  dem  Zentschultheißen  und  Gericht 
oblag,  der  Holzverkauf,  das  jährlich  den  Zentverwandten  zu- 
kommende Los-  oder  Weihnachtsholz  usw.  der  Zentverfassung 
eine  festere  Grundlage  und  einen  engeren  Zusammenhang. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  auf  den  interterritorialen  Charakter 
der  Zent  hingewiesen. 

Indem  der  Zentverband  in  Franken  im  allgemeinen  er- 
halten blieb,  indem  ferner  die  Zent  mit  den  übrigen  Hoheits- 
rechten und  Eegalien,  soweit  sie  sich  über  unmittelbare  Vogteien 
erstreckte,  gemäß  der  Theorie  von  den  ungeschlossenen  Terri- 
torien als  bloße  Staatsrechtsdienstbarkeit  über  fremdes  Gebiet, 
nicht  aber  als  Ausfluß  der  Landeshoheit  des  Zentherrn  betrachtet 
wurde,  ist  auch  die  Zent  als  Organisation  nicht  als  einheitlich- 
landesherrliche, sondern  als  interterritoriale  Institution  aufzu- 
fassen. Und  je  nach  der  häufig  sehr  verschiedenen  Kompetenz- 
verteilung zwischen  den  Yogteiherren  innerhalb  einer  Zent 
und  dem  Zentherrn  waren  auch  die  Funktionen  der  Zent  als 
einer  Organisation  gegenüber  solchen  Yogteidistrikten  mehr 
oder  weniger  weitgehend  und  umfassend;  während  die  Zent 
gegenüber  vielen  Yogteien  sich  lediglich  auf  die  Mitwirkung 
bei  Ausübung  der  auf  die  vier  hohen  Rügen  eingeschränkten 
peinlichen  Gerichtsbarkeit  beschränkte,  die  Insassen  dieser 
Yogteien  zu  den  Zentkosten  nicht  oder  nur  in  beschränktem 
Umfange  beisteuerten,  ist  gegenüber  anderen  Vogteien  die  Zent 
zur  Ausübung  einer  weitergehenden  Straf gerichtsbarkeit  berufen, 
umfaßt  sie  dieselben  auch  als  organisatorische  Einheit  auf  dem 

*)  In  der  Z.  Höchst  wurden  die  3  Markförster  (2  aus  dem  Gericht, 
1  aus  dem  Umstand  oder  der  Gemeine)  vom  Centhschultheißen  mit  Vor- 
wissen des  Gerichtes  auf  je  3  Jahre  bestellt,  nach  deren  Ablauf  sie 
über  ihre  Amtstätigkeit  Rechnung  abzulegen  hatten;  es  oblag  ihnen  die 
Aufsicht  über  den  Zentwald,  die  Einnahme  und  Beitreibung  der  Gelder 
für  verkauftes  Holz  und  die  Aushändigung  desselben  an  die  Berechtigten 
(daher  auch  Holzgeber  gen.).  F.:  Höchst,  Justific.  appellationis  der  Z. 
Höchst  ca.  die  Gemeinde  Neustadt  pcto  der  von  letzterer  zu  unrecht 
prätendierten  Mitmärkerschaft  zum  3.  Teile  am  Zentwalde  v.  11.  Mai  1739. 
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Gebiete  der  Milizverfassung  und  der  Landespolizei  wie  als 
weiterer  Kommunalverband,  sind  die  Insassen  dieser  Yogteien 
mehr  oder  weniger  auch  zur  Leistung  der  Zentabgaben,  der 
Zentfronen,  der  Zentkosten  verbunden,  ist  den  Zentorganen 
eine  direkte  oder  nur  indirekte  Einwirkung  auf  das  fremd- 
vogteiliche  Zentgebiet  gestattet.  Während  hier  der  Vogteiherr 
seine  jeweilige  Kompetenz  durch  seine  eigenen  Organe  (Amt- 
mann, Schaffner,  Schultheiß,  Vogteigericht)  ausüben  läßt,  sind 
in  dem  nicht  fremdvogteilichen  Teile  des  Zentbezirkes  die 
Funktionen  der  Zent,  die  hier  als  landesherrliche  Organisation 
erscheint,  meist  einheitlich  und  im  Verhältnisse  zu  den  fremden 
Vogteien  viel  weitergehend  erhalten  geblieben,  —  soweit  sie 
nicht  durch  die  landesherrliche  Behürdenorganisation  absorbiert 
wurden. 

IL  DIE  ORGANISATION  DER  ZENT. 

Organe  der  Zent  waren  der  Zentgraf  oder  Zentschultheiß, 
die  Zentschöffen,  der  Zentbüttel  und  das  Zentgericht.  Ihre 
Funktionen  sollen  hier  im  einzelnen  dargestellt  werden. 

1.  Der  Zentgraf  oder  Zentschultheiß.  Wurde  die  Natur 
des  Zentgraf enamtes  im  allgemeinen  bereits  im  vorigen  Abschnitte 
geschildert,  so  sind  hier  seine  Funktionen  im  einzelnen  zu 
betrachten. 

Besaß  regelmäßig  jede  Zent  ihren  besonderen  Zentgrafen1), 
so  bekleidete  dieser  häufig  noch  ein  anderes  Amt2),  und  wurde 

*)  Dagegen  gab  es  1657  für  die  vier  breuberg.  Zenten  zusammen 
nur  einen  Zentgrafen,  der  sich  manchen  Übergriff  hinsichtlich  der  Zent- 
marken  zuschulden  kommen  ließ.  —  Andrerseits  war  in  der  Z.Kirchbromb.. 
seitdem  sie  im  15.  Jahrh.  zu  dreiviertel  wertheimisch,  später  löwensteinisch 
zu  ein  viertel  erbachisch  geworden  war,  von  Seiten  jedes  der  beiden  Mit- 
herren ein  besonderer  Zentschultheiß  bestellt ;  beide  besorgten  im  18.  Jahrh. 
die  Geschäfte  gemeinschaftlich  und  teilten  sich  in  die  dem  Zentschultheißen 
ausgeworfene  Besoldung;  erst  seit  1807  gab  es  auf  Grund  Vereinbarung 
nur  noch  einen  gemeinschaftlichen  Zentschultheißen  in  dieser  Zent.  (Be- 
richt vom  10.  Aug.  1810.) 

2)  z.  B.  das  Amt  eines  Kammerassessors,  Rentmeisters,  Stadt- 
schultheißen. 
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auch  die  Stelle  meist  einem  Kanzlisten  übertragen,  so  finden 
sich  andrerseits  nicht  selten  Gemeindsleute  als  Zentschultheißen, 
welche  ihr  bürgerliches  Gewerbe  als  Wirt,  Handwerker,  Bauer 
daneben  weiter  betrieben  und  bisweilen  schreibensunkundig 
waren. 

Im  allgemeinen  war  der  Zentgraf  dem  Amte  unterstellt, 
zu  welchem  die  Zent  gehörte,  in  einzelnen  Zenten  in  gewissem 
Umfange  unmittelbar  der  Regierung  in  ihrer  Eigenschaft  als 
oberster  Polizeibehörde.  War  der  Zentgraf  auch  hinsichtlich  seiner 
„polizeilichen"  Funktionen  nicht  viel  mehr  als  ein  Exekutiv- 
organ des  Amtes,  so  besaß  er  doch  im  übrigen  immerhin  noch 
in  gewissem  Umfange  einen  selbständigen  Wirkungskreis,  in 
dessen  Grenzen  das  Amt  nur  Aufsichtsbehörde  war.  Doch  drohte 
der  Zentgraf  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts immer  mehr  ein  bloßer  Polizeikommissarius  oder  besserer 
Amtsbüttel  zu  werden.  Dem  Sinken  seiner  sozialen  Stellung 
entsprach  der  Verlust  des  privilegierten  Gerichtsstandes  und  seine 
Unterstellung  unter  das  Amt  als  das  Gericht  erster  Instanz1). 

Der  Zentgraf  hatte  zunächst  die  Rechte  des  Zentherrn  zu 
wahren,  innerhalb  seiner  Kompetenz  zu  handhaben  und  sich  in 
allen  vorfallenden  Nöten  der  Zentuntertanen  anzunehmen.  Ein- 
griffe in  die  zentherrlichen  Gerechtsame  hatte  er  ev.  mit  Hilfe 
der  aufgebotenen  Zentmannschaft  abzuwehren.  Deshalb  war  er 
Chef  der  Zentmannschaft,  hatte  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  Zent- 
mann  mit  tüchtigem  Ober-  und  Untergewehr  versehen  war,  er 
hatte  sie  wie  zur  Abwehr  von  Angriffen,  so  auch  zur  Festnahme 
von  Verbrechern  aufzubieten,  an  den  Zentgerichtstagen  zu 
mustern  und  in  den  Waffen  zu  üben. 

Als  Vorsitzender  des  Zentgerichtes,  allerdings  „neben"  dem 
Amtmann,  übte  er  ein  gewisses  Aufsichtsrecht  über  die  Schöffen 
und  den  Umstand,  über  dessen  Vollzähligkeit  er  sich  durch  Ab- 
lesen zu  vergewissern  hatte;  neue  Schöffen  und  Untertanen 
hatte  er  zu  beeiden;  letztere  gelobten  sowohl  ihm  durch  Be- 
rührung seines  Stabes  wie  dem  Amtmanne  oder  Regierungs- 

l)  vgl.  hierzu  Acta  betr.  die  Unterstellung  des  Centgrafen  H.  unter 
das  Jurisdiktionalamt  d.  a.  1782  in  F.  Erb.  Amt.  Gent. 
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kommissar  durch  Handschlag  an.  Er  hatte  das  Gericht  zu  hegen, 
wobei  er  das  Yorliegen  der  vorgeschriebenen  Voraussetzungen 
der  Hegung:  richtige  Besetzung,  Tageszeit,  Verkündigung  des 
Gerichtes  durch  die  Schöffen  ausdrücklich  konstatieren  lassen 
mußte1).  Er  „leitete"  —  unter  „Direktion"  des  Amtmannes  —  die 
Gerichtsverhandlung  und  „publizierte"2)  das  durch  die  Schöffen 
gefundene  Urteil. 

In  peinlichen  Prozessen  hatte  er  die  Festnahme  zu  be- 
wirken, bei  der  Untersuchung  durch  den  Amtmann  mitzuwirken 
und  als  Aktuarius  das  Protokoll  zu  führen.  Das  von  der  Re- 
gierung gefällte  Todesurteil  hatte  er,  wenigstens  noch  in  der 
ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  drei  Tage  vor  der  Exekution 
mit  zwei  Schöffen  dem  Verurteilten  zu  eröffnen,  sodann  am 
Exekutionstage  in  dem  von  ihm  gehegten  Zent-  und  Halsgericht 
zu  publizieren,  den  Verurteilten  dem  Scharfrichter,  der  dieses 
Amt  mit  der  Wasenmeisterei  für  die  ganze  Grafschaft  in  Erb- 
bestand besaß,  zu  übergeben,  diesem  den  Frieden  wirkend,  ihn 
zur  Richtstatt  zu  geleiten  und  die  Exekution  zu  überwachen. 
Bei  sonstigen  peinlichen  Urteilen,  die  auf  Rutenausstreichen,  an 
den  Pranger  stellen,  auf  Landesverweisung  lauteten,  wurde  nicht 
mehr  das  ganze  Zentgericht  zusammen  gefordert,  sondern  das 
Urteil  im  Beisein  einiger  Schöffen  im  Zenthause  publiziert. 

Ihm  oblag  die  Aufsicht  über  Maß  und  Gewicht  jeder  Art; 
er  hatte  dafür  zu  sorgen,  daß  das  in  der  Zent  herkömm- 
liche Maß  und  Gewicht  nicht  durch  ausländisches  verdrängt, 
und  das  einheimische  richtig  angewendet  werde,  worüber  er 
sich  persönlich,  in  den  Städten  unter  Zuziehung  des  Stadt- 
schultheißen, der  verpflichteten  Brotwieger  und  Fleischschätzer, 
durch  Visitationen  bei  den  Bäckern,  Krämern,  Metzgern,  Bier- 
und  Wein wirten  zu  überzeugen  hatte;  ferner  daß  nur  gutes 
Fleisch,  und  dieses,  wie  auch  der  Wein  und  das  Bier,  zu  billigem 
Preise  verkauft  werde;  wichtigere  Veränderungen  der  öffentlich 
auszuhängenden  Fleischverkaufstaxe  bedurften  der  Genehmigung 
durch  die  Regierung.  Sodann  war  ihm  die  jährliche  Besichtigung 

*)  Gemäß  Tit.  6  der  Zentgerichtsordn.  von  1572,  in  Erb.  Ldr.  82. 
2)  vgl.  H.  Knapp,  Zenten  des  Hochstiftes  Würzburg  II,  192  f. 
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der  Gebäude  im  Interesse  der  Feuerpolizei,  die  Visitation  der 
Mühlen,  die  Wirtshauspolizei  und  die  Sorge  für  die  Nachtruhe, 
die  Abhaltung  von  Streifzügen  auf  Gesindel  und  von  Wolfsjagden 
übertragen. 

Weiterhin  werden  als  Obliegenheiten  des  Zentgrafen  ge- 
nannt die  Jahrmarktspolizei,  die  Sorge  für  die  erforderlichen 
Veranstaltungen  gegen  Feuer-  und  Wassersgefahr,  gegen  Seuchen 
an  Menschen  und  Vieh,  Handhabung  des  Verbotes  des  Schießens, 
Erhaltung  der  Ordnung  in  der  Kirche,  überhaupt  „allgemeine 
Aufsicht  und  Handhabung  der  Polizei  und  der  dieserhalb  er- 
gehenden Verordnungen",  jedoch  nicht  prinzipaliter,  sondern 
unter  Aufsicht  und  Direktion  des  Amtes,  dessen  Befehlen  er  in 
dieser  Hinsicht  unterstellt  war1). 

Sodann  war  ihm  die  Sorge  für  die  Instanderhaltung  und 
Anlegung  der  Zentwege,  von  Brücken  und  Chausseen,  des  Zent- 
hauses,  des  Hochgerichtes  übertragen. 

Wir  finden  den  Zentgrafen  ferner  damit  betraut,  neben 
einem  besonders  hierfür  ernannten  Kommissar  für  eine  gerechte 
Verteilung  der  aus  Anlaß  von  Durchmärschen  und  Einquartie- 
rungen von  Truppen  entstandenen  Lasten  innerhalb  der  einzelnen 
Zentortschaften  zu  sorgen. 

Er  war  verpflichtet,  alle  strafbaren  Handlungen,  welche 
aus  eigener  Wahrnehmung  oder  durch  Anzeige  von  Schöffen 
oder  Untertanen  zu  seiner  Kenntnis  gelangt  waren,  zu  proto- 
kollieren und  dem  Amte  zur  weiteren  Untersuchung  und  Be- 
strafung anzuzeigen,  auch  in  dem  Falle,  daß  sich  die  Parteien 
untereinander  verglichen  hätten. 

Auch  die  Insinuation  und  Bekanntmachung  der  herrschaft- 
lichen und  behördlichen  Dekrete  und  Verordnungen  war  Sache 
des  Zentgrafen. 

Ihm  oblag  ferner  die  Aufsicht  über  das  Gefängniswesen,  die 
Ausschreibung  und  Visitation  der  Zentwacht,  die  Aufsicht  über  die 
Verpflegung  der  Inquisiten  und  die  Instanderhaltung  des  Zent- 
turmes  oder  sonstigen  Zentgefängnisses,  die  angemessene  Beschäfti- 
gung der  zu  Schanzarbeiten  Verurteilten  mit  Wegebauarbeiten. 

*)  F.  Reichenb.  Amt.  Zent.  Instrukt.  d.  a.  1743  f. 
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Wo  er  Vorstand  des  Viergerichtes  war1),  hatte  er  den 
Steinsetzungen  beizuwohnen  und  die  Steinsetzer  zu  beauf- 
sichtigen; wenn  durch  deren  Vermittlung  ein  gütlicher  Vergleich 
nicht  zustande  kam,  hatte  er  die  streitigen  Parteien  ans  Amt 
zu  verweisen,  ferner  über  die  Verrichtungen  der  Steinsetzer 
Protokoll  zu  führen,  und  in  Güterstreitigkeiten  Augenschein  ein- 
zunehmen. 

Endlich  gehörte  zu  seinen  Obliegenheiten  die  Berechnung 
und  Festsetzung  der  Zentkosten,  deren  Kepartition,  die  Verwaltung 
und  Verrechnung  der  eingenommenen  Zentgelder,  ferner  die 
Erhebung  der  jährlichen  Zentabgaben.  Er  schließt  im  Namen 
der  Zent  Verträge  und  vertritt  sie  vor  Gericht,  er  führt  die 
Zentkasse  und  verrechnet  alle  Einnahmen  und  Ausgaben. 

Außer  den  bisher  genannten  Funktionen  oblag  den  Zent- 
schultheißen  in  der  Herrschaft  Breuberg  auch  die  Handhabung 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit:  sie  hatten  die  Inventuren, 
Teilungen,  Versteigerungen  vorzunehmen,  Hypotheken,  Kauf- 
briefe, Ehepakten,  Obligationen  auszufertigen  u.  drgl.,  Todesfälle 
zum  Zwecke  der  Theidigung  des  Besthauptes  anzuzeigen  und 
sonstige  in  der  Grafschaft  den  Ortsschultheißen  obliegende  Ver- 
richtungen auszuüben.  Der  Grund  lag  darin,  daß  Ortsschult- 
heißen in  der  Herrschaft  Breuberg  nur  vereinzelt  vorhanden 
waren. 

Als  Besoldung  erhielt  z.  B.  ein  Zentgraf  der  Zent  Erbach 
zu  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  150  fl.,  5  Malter  Korn,  2  M. 
Heydekorn;  den  Zenthaber  mit  Ausnahme  eines  Dorfes,  den 
Forsthaber  zu  Würzberg;  die  Freiheit  von  60  fl.  Schatzungs- 
kapital; ferner  Holz,  einige  Grundstücke  zur  Nutzung,  endlich 
zahlreiche  Akzidentien  und  Sportein  für  seine  einzelnen  Dienst- 
verrichtungen auf  Kosten  der  Zent  und  von  Privatpersonen.  In 
andern  Zenten  verhielt  es  sich  in  der  Hauptsache  ähnlich,  doch 
fehlte  nicht  selten,  insbesondere  in  der  Herrschaft  Breuberg, 
die  feste  Geldbesoldung. 

*)  z.  B.  in  den  Zenten  Erb.  u.  Mich  eist.  —  Die  Kontrole  der  Zent- 
und  Landesgrenzsteine  oblag  dem  Viergericht  des  Zenthauptortes,  nicht 
dem  jeweiligen  Ortsviergerichte;  Graf  Franz  S.  138. 
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2.  Unter  und  neben  dem  Zentgrafen  standen  die  Zent- 
schöffen,  8  bis  14  an  der  Zahl *).  Sie  waren  möglichst  auf  die 
einzelnen  Zentortschaften  verteilt  und  hießen  hier  bisweilen  im 
Gegensatze  zu  dem  Yogteischultheißen  Zentschultheiß. 

Die  Neubesetzung  von  durch  Tod  oder  Entsetzung  des  In- 
habers durch  die  Herrschaft  vakant  gewordenen  Schöffenstellen 
erfolgte  in  der  Art,  daß  die  übrigen  Schöffen  nach  Aufforderung 
durch  das  Amt  für  jeden  fehlenden  drei  Männer  acht  Tage  vor 
Abhaltung  des  Zent-  und  Landgerichtes  schriftlich  in  Vorschlag 
zu  bringen  hatten;  über  die  Tauglichkeit  derselben  hatte  sich 
der  Zentgraf  gegenüber  dem  Amte,  dieses  gegenüber  der  Ke- 
gierung  gutachtlich  zu  äußern;  dabei  war  Unbescholteuheit  er- 
forderlich, aber  auch  genügend,  während  ehemals  auf  besondere 
Tüchtigkeit  größerer  Wert  gelegt  werden  mußte,  als  die  Be- 
setzung der  Gerichte  mit  Schöffen  noch  nicht  zur  bloßen  For- 
malität geworden  war.  Der  von  der  Kegierung  Ausersehene 
wurde  bei  der  Hegung  des  Zent-  und  Landgerichtes  nach  Ver- 
neinung der  Frage  des  Zentgraf en  nach  der  ordentlichen  Be- 
setzung des  Gerichtes  vom  Amtmanne  „gewählt"  und  aus  dem 
Umstände  herausgerufen,  vom  Zentgrafen  vereidigt  und  den 
übrigen  Schöffen  beigesetzt.  Erschien  von  den  Vorgeschlagenen 
keiner  geeignet,  so  wurde  die  Wahl,  erforderlichenfalls  zweimal, 
wiederholt,  bei  Erfolglosigkeit  der  dritten  Wahl  einer  von  Herr- 
schaftswegen bestellt.  Die  Übernahme  des  Schöffenamtes  war  eine 
Pflicht,  der  man  sich  nicht  immer  gern  unterzog,  besonders  wenn 
die  Emolumenta  nur  geringfügig  waren2).  Als  Verpflichtungs- 
gebühren hatten  die  neu  angenommenen  Zentschöffen  2  fl.  halb 
an  die  Regierung,  halb  an  den  Zentgrafen,  ferner  2  fl.  30  Kr. 
als  Stuhlgeld,  das  dem  Gerichte  gebührte,  zu  zahlen3). 

*)  Gerichtsstab  Neustadt,  Zent  Reichels.  :  12,  Z.  Höchst  11,  Z.  Lützelb. 
u.  Erbach  :  10,  Z.  Kirchbromb. :  14.  Z.  Eschau  im  17.  Jahrh.  vor  der  Ver- 
einigung mit  dem  Land-  oder  Unlergericht :  8  Zent-  u.  12  Landsch.,  später 
12  Zent-  und  Landschöffen,  ebenso  zählte  die  Z.  Oberkeinsb.  im  18.  Jahrh. 
12  Zent-  und  Landgerichtsschöffen.  —  Für  die  Grafsch.  waren  als  Höchst- 
zahl im  16.  Jahrh.  14,  später  12  festgesetzt  worden.  Erb.  Ldr.  78. 

2)  Z.  Eschau,  Bericht  v.  1789. 

3)  Z.  Erbach,  1787. 
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T.  DIE  GERICHTSHERRSCHAFT. 


Im  Zentgericht  fällten  sie  als  Urteilskollegium  nach  Stimmen- 
mehrheit das  Urteil,  sie  hatten  in  Kriminalsachen  das  peinliche 
Gericht  als  Urkundspersonen  mitzubesetzen,  das  Eichen  von  Maß 
und  Gewicht  vorzunehmen  und  Maß,  Ellen  und  Gewicht  viertel- 
jährlich zu  visitieren,  eine  Pflicht,  die  in  der  Zent  Reichelsheim 
jährlich  auf  zwei  andre  Schöffen  überging,  sie  hatten  den  Bäckern 
das  Brot  nachzuwiegen  und  bei  den  Metzgern  die  Fleischpreise 
zu  beaufsichtigen,  alle  Zentfälle  auf  die  Zent  zu  schreiben  und 
bei  Gericht  nochmals  zu  rügen.  Sie  hatten  die  Wachen  auf 
das  Schloß  zu  bestellen,  auf  Befehl  des  Zentgrafen  das  Zentvolk 
mit  Ober-  und  Untergewehr  an  Ort  und  Stelle  zu  gebieten,  den 
Streifzügen  beizuwohnen,  den  Zentausschlag  vom  einzelnen 
Pflichtigen  zu  erheben  und  an  den  Zentgrafen  abzuliefern,  über- 
haupt dessen  Befehle  auszuführen.  Endlich  hatten  sie  als  „Re- 
präsentanten der  Zent"  die  Zentkostenrechnung  zu  prüfen  und 
zu  genehmigen. 

Dafür  erfreuten  sie  sich  der  Personalf ronf reih eit,  eines 
Anteiles  an  den  Strafgeldern,  bisweilen  auch  der  Schatzungs- 
freiheit  von  30  fl.  Kapital,  sie  bezogen  Sessionsgebühren  und 
sonstige  kleinere  Sportein.  Zum  Zeichen  ihrer  Würde  trugen 
sie  schwarze  Mäntel. 

In  der  Herrschaft  Breuberg  hatten  sie  außerdem  die  Güter- 
taxationen zu  fertigen,  und  in  Ortschaften,  wo  keine  Schulzen 
angestellt  waren,  die  Polizeiaufsicht.  Außer  der  Personalfron- 
freiheit und  herkömmlichen  Tagegeldern  bezogen  sie  einige  wenige 
Akzidentien,  z.  B.  bei  Gütertaxationen1). 

3.  Die  wichtigste  Funktion  des  Zentknechtes  (Amts-  und 
Zentknecht,  Zentbüttel,  Zentdiener)  war  die  Besorgung  der 
Ladungen  vor  das  Amt.  Sodann  hatte  er  die  Inquisiten  in  das 
Gefängnis  zu  sperren  und  dort  zu  versehen,  des  Landes  Ver- 
wiesene an  die  Grenze  zu  schaffen,  und  wurde  zu  Fronbestellungen, 
Botendiensten  und  allen  möglichen  Verrichtungen  untergeord- 
neter Art  verwendet.  Er  wurde  von  der  Herrschaft  ernannt  und 
mit  etwas  Geld  und  Naturalien,  von  der  Zent  mit  freier  Wohnung 

*)  Bericht  des  gemeinschaftl.  Amtes  Breuberg  an  die  Großherzogl. 
Regierung  zu  Darmstadt  von  10.  Aug.  1810.  F.  Kirchbrombach  I. 
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und  von  jedem  Zentmann  mit  einigen  Kreuzern  und  einem 
kleinen  Quantum  Frucht  (Zentbüttelhafer)  besoldet;  außerdem 
bezog  er  geringfügige  Sportein1). 

4.  Von  verhältnismäßig  geringer  Bedeutung  waren  im 
18.  Jahrhundert  die  Zentgerichte. 

Die  zweitinstanzliche  Zivilgerichtsbarkeit  des  Zentgerichtes2) 
war  auf  die  Regierung  oder  Justizkanzlei  übergegangen.  Ebenso 
hatte  es  jede  materielle  Bedeutung  im  peinlichen  Verfahren  einge- 
büßt; zwar  wurden  Zentgraf  und  Schöffen  im  peinlichen  Prozeß 
vor  Amtmann  und  Justizkanzlei  als  Protokollführer  und  Urkunds- 
personen zugezogen,  und  das  von  der  letzteren  gefällte  Urteil 
wurde  im  gebotenen  feierlich  nach  altem  Herkommen  gehegten 
Zent-  und  Halsgerichte  vom  Zentgrafen  publiziert,  dem  armen 
Sünder  sein  Verbrechen  nochmals  von  Punkt  zu  Punkt  vorge- 
halten, und  seine  Antwort  zu  Protokoll  genommen  3) ;  doch  war 
dies  eine  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  vollends  ab- 
kommende leere  Förmlichkeit.  Die  Kompetenz  der  Zent-  und 
Landgerichte  beschränkte  sich  daher  auf  die  wenigstens  formell 
festgehaltene  zweitinstanzliche  Gerichtsbarkeit  in  den  vor  den 
Untergerichten  verhandelten  Strafsachen4)  und  außerdem  auf 
eine  erstinstanzliche  Strafgerichtsbarkeit,  beschränkt  einerseits 
auf   bestimmte,    in    den    sog.   Zentartikeln   aufgeführte  und 

*)  So  in  der  Z.  Reichelsh.  (Heyl,  S.  L.  B.  Reichenb.) 

2)  Statuta  der  Herrschaft  Erpach  v.  J.  1520  Art.  VII  §  4  in  Erb. 
Ldr.  69  u.  38.  Bei  Heyl,  S.  L.  B.  Reichenb.  p.  186  f.  2  Bsple.  aus  d.  J. 
1553  (im  Beisein  von  2  Amtleuten  wird  durch  2  der  ältesten  Zentschöffen 
in  2  auf  die  Zent  verwiesenen  und  von  dieser  angenommenen  Zivil- 
sachen erkannt). 

3)  vgl.  bes.  das  sub  n.  1.  zit.  Saal-  u.  Lagerbuch. 

4)  Grundsätzlich  auch  gegenüber  fremdvogteilichen  Untergerichten. 
Doch  wurde  diese  Befugnis  dem  Zentherrn  meist  bestritten  oder  doch 
nur  beschränkt  zugestanden;  so  war  den  adeligen  Vogteiherren  in  der 
Z.  Reichelsh.  „zugelassen,  zwischen  den  rechthängigen  Hintersassen  ihrer 
Untergerichte  in  der  Güte  nach  gesprochenem  Untergerichtsurteil  zu 
handeln  u.  zu  vertragen,  wo  aber  die  Gültigkeit  bei  einem  oder  anderm 
Teil  nicht  statthaben  würde,  alsdann  soll  der  Appellation  ihr  freier  Lauf 
gelassen  u.  keiner  davon  abgehalten  werden".  —  Über  die  von  Seiten 
Hessen-Darmstadts  beanspruchte  ,,Oberhof'-Natur  der  Zent  auch  in  Zivil- 
streitigken vgl.  auch  die  oben  S.  26  zit.  Litt.  —  Heyl,  S.  L.  B. 
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bei  jedem  Zent-  und  Landgericht  verlesene  Delikte,  meist  12 
an  der  Zahl1),  andrerseits  auf  Zivilbestrafung  dieser  „niederen 
Zentfrevel"  an  Geld2).  Höher  zu  bestrafende  Delikte  dieser  Art 
und  alle  anderen  Zentlaster,  d.  h.  peinlich  zu  bestrafende  Ver- 
brechen, waren,  wenn  sie  durch  Rüge  beim  Zent-  und  Land- 
gericht (daher  bisweilen  Rugzent)  angebracht  wurden,  von  diesem 

*)  Die  12  Zentartikel  der  Zent  Reichelsheim  nach  der  Zent-  und 
Gerichtsordnung  von  1549  lauteten  :  Ob  Jemandt  Gotteslästerungen  und 
große  Schwühr  gethan,  gesehen  oder  gehört  hätte ;  ob  Jemandt  Mord  oder 
heulendt  Geschrey  gehöret  oder  dabey  gewesen  wäre;  ob  Jemandt  Dieb  oder 
Diebstähle  wiße;  falsche  Frucht  Maaße  Wein  oder  Ellenmaß  oder  sonsten 
unrecht  Gewicht  gegeben  hätte;  Marcksteine  ausgeraufft  oder  verrückt 
hätte:  mit  ehrenrührigen  und  hohen  Scheltworten  angetast  oder  verletzt 
worden  wäre;  gebührliche  Wege,  Stege  oder  die  Landstraße  nit  gemacht 
oder  gehalten  hätte;  Frevel  oder  Gewalt  geübt  hätte;  sonsten  einen  an- 
deren geschlagen,  geworfen  oder  verwundet  hätte;  ob  jemandt  an  diese 
Genth  gebotten,  er  aber  ungehorsam  außen  blieben  und  nit  erschienen 
wäre;  an  den  gesetzten  Heerhägen  große  oder  kleine  Lücken  durch,  oder 
zu  Schaden  gehauen  oder  sonst  ungebührlich  oder  ungewöhnliche  Weege 
dardurch  gemacht  hätte ;  Item  da  Feindschaft  oder  Feuersnot  vorhanden 
gewesen,  &  jemandt  denselben  wissentlich  nit  zugeeilet  hätte?  Heyl, 
S.  L.  B.  Reichenb.  Bl.  196  f.  Auch  Simon  69.  Weitere  auf  die  Zentmark 
bezügl.  Zentfrevel  und  Zentartikel  z.  B.  in  der  Zent  Höchst. 

aj  Soweit  sich  sehen  ließ,  im  Höchstbetrage  von  10 — 12  lb.  Heller  = 
5—6  fl.  Nach  Statuta  der  Herrsch.  Erpach  v.  1520  Art.  I  (im  Erb.  Ldr.  52) 
betrug  die  höchste  Buße  30  lb.  Aus  dem  16.  Jahrh.  stammende  Bestimmung 
bei  Heyl,  S.  L.B.  Reichenb.:  ,,IX:  Wann  einer  auf  der  Cent  u.  Landtberg 
gerügt  u.  fürbracht  wird,  es  sei  durch  Schlägerei,  Scheltwort  oder  welcher- 
lei es  sei,  so  auf  die  Cent  gehörig,  erkennt  ihm  der  Schöpf  10  lb.  Heller 
m.  gnäd.  Herrsch.,  u.  soviel  er  m.  gnäd.  H.  gibt,  muß  er  den  Cenlschöffen 
halb  soviel  geben,  u.  an  demselbigen  halben  Teil  hat  das  Landt-  u.  Cent- 
volk das  dritte  Teil.  X.  Wann  einer  auf  der  Cent  gerügt  oder  für  kaum, 
u.  von  den  Centschöffen  m.  gn.  Herrsch,  in  ihr  gebühr.  Straf  erkannt 
wird,  hätten  Ihro  Gn.  denselbig  nach  ihrer  Gn.  Gelegenheit  zu  strafen 
an  Leib  oder  Gut,  wo  er  dann  an  dem  Gut  gestraft  wird,  hätten  die 
Centschöffen  an  demselbigen  kein  Teil".  —  Versäumnis  des  Erscheinens 
bei  Gericht,  von  Zentfronen  usw.  wird  mit  1  lb.  =  xji  fl.  =  15  alb.  bestraft : 
Centbuch  d.  Cent  Erbach  1701  f.  (Bürgermeisterei  Erbach  i.  O.)  —  Von 
einer  weiteren  Strafbefugnis  (nach  Simon  69  Einsperren  ins  Ortsgefäng- 
nis, Turmstrafe)  ließ  sich  für  das  18.  Jahrh.  nach  den  Protok.  kein 
Beispiel  finden. 
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der  Herrschaft  heimzuweisen1);  im  übrigen  wurden  sie  ex 
officio  vom  Amte  und  der  Regierung  untersucht  und  bestraft2), 
doch  unter  Zuziehung  von  einigen  Schöffen  als  Urkundspersonen 
zu  den  Examinationen  und  sonstigen  Sessionen;  daß  der  Zent- 
graf  hier  wie  bei  allen  anderen  Untersuchungshandluugen 
des  Amtmannes  oder  einer  besonderen  Regierungsdeputation  zur 
Mitwirkung,  in  der  Hauptsache  nur  als  Aktuarius,  berufen  war, 
wurde  bereits  hervorgehoben. 

Die  nach  der  Zentgerichtsordnung  von  1572  jährlich  zwei- 
mal3), nach  einer  späteren  Verordnung  alle  drei  Jahre  wenigstens 
einmal  (als  Rugzent)  abzuhaltenden  Zent-  und  Landgerichte 
wurden  im  18.  Jahrhundert  nur  sehr  unregelmäßig  und  in 
längeren,  nicht  selten  5  bis  10,  auch  mehrjährigen  Intervallen, 
in  der  Zent  Höchst  dagegen  jährlich4),  in  den  andern  breu- 
bergischen Zenten  alle  zwei  Jahre5),  zum  letztenmale  in  der 
Zent  Eschau  1774,  Erbach  1787,  Reichelsheim  1803,  vor  und 
im  Zent-  oder  Rathause  gehegt.  Es  wurde  vom  Amtmanne6), 
in  Gegenwart  eines  Regierungskommissars,  sehr  häufig  des 
Kanzleidirektors  selbst,  „neben"  dem  Zentgrafen  und  nur,  wenn 
die  Regierung  es  für  zweckmäßig  hielt,  abgehalten;  dies  war 


x)  vgl.  bes.  Erb.  Ldr.  84  n. 

2)  Ganz  ähnlich  war  die  Strafkompetenz  der  Zentgerichte  in  der 
Grafschaft  Wertheim  im  16.  Jahrh.  Vgl.  Pütter,  Auserles.  Rechtsfälle  II  1 
(1771)  S.  94 

3)  Erb.  Ldr.  85. 

4)  LTA  XI  (Bericht  d.  a.  1733). 

5)  F.  ßreub.  Gentgrafen.  Bericht  v.  1752. 

6)  Seine  Tätigkeit  bestand  in  der  Vorbereitung  des  Gerichtes,  ins- 
besondere Begutachtung  der  zu  Schöffen  Vorgeschlagenen,  Wahl  derselben 
bei  Gericht  durch  Hervorrufung  aus  dem  Umstand  u.  Anheftung  eines 
Straußes  an  ihren  Rock,  Entgegennahme  des  Handgelöbnisses  der  neuen 
Zentmänner  und  der  Beisassen,  wo  diese  nicht  zu  den  Zentmännern 
gehörten  (z.  B.  Z.  Reichelsh.),  allgem.  Aufsicht,  bes.  über  die  Nüchternheit 
der  Schöffen  (vgl.  Erb.  Ldr.  78  n.  b.  a.  E.)  und  Direktion  (1783  Reichelsh.) 
des  Gerichtes,  er  eröffnet  und  schließt  dasselbe.  Sein  Platz  war  rechts 
neben  d.  Zentgr.  —  Der  Regierungskommissar  führte  die  Aufsicht  und 
hielt  nicht  selten  eine  Rede  über  die  Bedeutung  des  Zentgerichtes  an 
den  Umstand. 
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der  Fall,  wenn  sich  eine  genügende  Zahl  von  Strafsachen  an- 
gesammelt hatte,  wenn  die  Besetzung  vakant  gewordener  Schöffen- 
stellen, die  Verpflichtung  neuer  Zentuntertanen  und  Beisassen 
notwendig  schien;  außerdem  waren  Waffenübungen  der  Zent- 
mannschaft,  die  bei  Gericht  den  Umstand  zu  bilden  und  die 
Rügen  vorzubringen  hatte,  sowie  die  Verlesung  und  Einschärfung 
von  Verordnungen  der  hauptsächlichste  Zweck  der  Abhaltung 
des  Gerichts.  Zur  Vorbereitung  des  Gerichtes  gehörte  insbe- 
sondere die  Vornahme  einer  allgemeinen  Eichung  und  Visita- 
tion von  Maß  und  Gewicht  durch  den  Zentgrafen  und  die 
Schöffen. 

Bei  Aburteilung1)  der  vorgebrachten  Rügen  entschied 
Stimmenmehrheit.  Gegen  das  Urteil  fand  kein  Rechtsmittel  statt, 
doch  konnte  die  Zentherrschaft  eine  Geldstrafe  für  den  Fall 
der  Unbeibringlichkeit  in  Gefängnis  verwandeln;  ein  Nachlaß 
der  von  den  Schöffen  gewiesenen  Buße  war  nicht  zulässig2). 

Von  den  durch  das  Zent-  und  Landgericht  verhängten 
Strafgeldern  bezog  die  Zentherrschaft  bald  3A3),  bald  V34),  bald 
1/25).  Den  Rest  erhielten  entweder  die  Zentschöffen3),  oder  die 
Zentkasse6).  Außerdem  mußten  vom  Verurteilten  in  der  Zent 
Eschau  noch  von  jedem  lb  Heller,  zu  dem  er  verurteilt  war, 
10  Kr.  Theidigungsgebühr,  halb  dem  Regierungsdeputatus,  halb 
dem  Amtmanne  gezahlt  werden7). 

Weil  bei  der  immer  selteneren  Abhaltung  der  Zentgerichte 

*)  Sie  nahm  bisweilen  mehrere  Tage  in  Anspruch,  z.  B.  Centger. 
Reichelsh.  1784. 

2)  vgl.  außer  den  Zentgerichtsprotokollen  bes.  Acta  betr.  die  Auf- 
hebung der  Zentgerichte  v.  J.  1811  in  F.  Reichenb.  Amt.  Cent  (Bericht 
v.  J.  1811  an  die  großh.  hess.  Regierung  in  Darmst.)  und  Zentgerichts- 
ordn.  in  Erb.  Ldr.  84  f. 

3)  z.  B.  Zent  Höchst.  Im  J.  1413  :  % 

4)  z.  B.  Z.  Reichelsheim. 

5)  z.  B.  Z.  Eschau,  Erbach;  die  Zent  Michelst.  hatte  sich  in  den 
1670er  Jahren  in  den  Bezug  von  x\%  statt  ijs  der  Strafgelder  gesetzt  u. 
bezog  sie  trotz  Widerspruches  noch  in  der  1.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  LTA 
I  d.  a.  1718. 

6)  z.  B.  Z.  Erbach,  Eschau,  Reichelsh.  2.  Hälfte  18.  Jahrh. 

7)  F.  Wildenst.  Amt.  Cent  (Bericht  d.  a.  1811). 
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die  Bestrafung  der  nach  den  Zentartikeln  zu  ihrer  Zuständigkeit 
gehörigen  Frevel  ohne  Nachteil  nicht  aufgeschoben  werden  konnte, 
bildete  sich  die  Gewohnheit,  daß  Delikte  dieser  Art  bei  Amte, 
jedoch  in  Gegenwart  des  Zentgrafen  und  von  zwei,  bisweilen 
vier  Zentschöffen  untersucht  und  bestraft  wurden.  Wenngleich 
nach  der  Zent-  und  Landesordnung  von  1572  dem  Zentgerichte 
nur  von  den  wirklich  beim  Zentgericht  angesetzten  Strafgeldern 
der  dritte  oder  halbe  Teil  gebührte,  so  waren  die  Ämter  doch  an- 
gewiesen, auch  von  den  neben  den  gewöhnlichen  Zentgerichten 
abgestraften  Zentfällen  den  dritten  bzw.  halben  Teil  der  Straf- 
gelder an  die  Zent  zu  verweisen;  allerdings  sollten  sie  nicht 
mehr  wie  bisher  in  den  Beutel  der  Zentschöffen  zu  Zechereien 
usw.  fließen,  sondern  zum  Besten  der  ganzen  Zent  in  die  Zent- 
rechnung  eingestellt  werden,  weil  bei  amtlicher  Untersuchung 
solcher  Zentfälle  auch  die  Gebühren  von  Zentgraf  und  Schöffen 
aus  der  Zentkasse  zu  bestreiten  waren,  soweit  sie  nicht  von 
den  Parteien  erlangt  werden  konnten1). 

Daß  sich  an  die  Abhaltung  des  Zentgerichtes,  nicht  weniger 
wie  an  die  der  Yogtei-,  Land-  oder  Untergerichte  und  der  Hain- 
gerichte, eine  Gerichtsmahlzeit2)  anschloß,  ergibt  sich  z.  B.  aus 
der  Beschwerde  sämtlicher  Zentschöffen  der  Zent  Erbach  über 
die  Unzulänglichkeit  der  Zentstrafen  zur  Bestreitung  der  hierzu 
aufzuwendenden  Kosten  (1681):  während  die  Land-  und  Unter- 
gerichtsschöffen von  ihren  Währschaftsgebühren  und  sonstigen 
Akzidentien  die  nötigen  Mahlzeiten  am  Gericht  vollauf  be- 
streiten, oft  auch  noch  einen  Überschuß  behalten  könnten,  müßten 
die  Zentschöffen,  welche  auf  die  oft  geringfügigen  Strafgelder 
beschränkt  wären,  nicht  selten  die  herrschaftlichen  Bedienten 
und  sich  selbst  aus  ihrem  eigenen  Beutel  traktieren,  was  dem 
Ansehen  der  Zentschöffen  keineswegs  förderlich  sei ;  ihrer  Bitte 
wurde  entsprochen  durch  die  Verordnung,  daß  die  Zent-  und 
die  Landgerichtsschöffen  brüderlich  leben  und  sich  vereinigen, 

*)  vgl.  Entscheidung  der  grfl.  erb. -erb.  Regierung  v.  4.  Mai  1786 
für  die  Zent  Reichelsheim  in  F.  Reichenberg,  Amt,  Cent  I.  Ebenso  in  den 
Zenten  Erbach  und  Eschau. 

2)  Über  deren  Bedeutung  vgl.  H.  Knapp,  Würzburg.  Zenten  II  755  f. 

Killinger,  Die  ländl.  Verfassung.  5 
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und  die  letzteren  den  Überschuß  des  Landgerichtstages l)  den 
Zentschöffen  zugute  kommen  lassen  sollten2). 

III.  DIE  IN  DER  ZENT  BEGRÜNDETEN  WIRTSCHAFT- 
LICHEN LASTEN. 

Die  Zentuntertanen  der  erbachischen  und  breubergischen 
Zenten  trafen  zunächst  gewisse  Rekognitionspflichten.  Ferner 
waren  sie  dem  Zentherrn  wehr-  und  gerichtspflichtig,  und  so- 
dann hatten  sie  die  Zentabgaben,  die  Zentfronen  und  die  Zent- 
ausschläge  zu  leisten. 

Die  in  recognitionem  centenae  zu  erfüllenden  Obliegen- 
heiten bestanden  in  der  Ableistung  des  Zenteides  oder  der  sog. 
Zentpflicht  und  der  Lieferung  des  Zenthafers. 

Jeder  Zentuntertan  mußte,  sobald  er  bei  dem  Unter-  oder 
Vogteigericht  die  Erbhuldigung  geleistet  hatte  3),  beim  nächsten 
Zent-  und  Landgericht  „zur  Zent  schwören",  durch  Berührung 
des  Stabes  des  Zentgrafen  und  durch  Handgelöbnis  gegenüber 
dem  Amtmanne  oder  dem  Regierungskommissar.  Im  Zentver- 
wandteneide4)  gelobte  der  Zentmann  die  gewissenhafte  Erfüllung 
der  ihm  als  solchem  obliegenden  Pflichten.  Für  seine  Ver- 
pflichtung mußte  jeder  eine  bestimmte  Gebühr  entrichten5).  Yon 
jenem  Zeitpunkte  an,  jedoch  nicht  vor  Begründung  eines  eigenen 
Haushaltes,  falls  der  Untertan  schon  mit  17  Jahren  den  Eid 

')  Land-  und  Centgericht  wurden  hier  und  sonst  meist  an  zwei 
aufeinanderfolgenden  Tagen  abgehalten. 

2)  Ebenso  vgl.  Acta,  die  Bescbw.  sämtl.  Centschöffen  Amts  Freien- 
stein über  die  Unzulänglichkeit  der  Centstrafen  zur  Bestreitung  der  auf- 
zuwendenden Kosten  betr.  d.  a.  1681.  1715.  F.  Freienst.  Amt.  Cent  I. 

3)  Als  andere  Zeitpunkte  für  die  Ableistung  dieser  sog.  Zentpflicht 
werden  vereinzelt  erwähnt:  Verehelichung,  Begründung  eines  selbständigen 
Haushaltes,  Erreichung  des  17.  Lebensjahres,  Erwerb  des  Bürger-  bzw. 
Beisassenrechtes. 

4)  vgl.  Erb.  Ldr.  94. 

5)  Beim  Z<jntgericht  zu  Erbach  1787  hatte  als  Verpflichtungsgebühr 
jeder  neue  Zentuntertan  (Bürger,  Bauer,  Beisaß)  an  Kanzleitaxe  15  Kr., 
dem  Amtmann  15  Kr.,  dem  Zentgrafen  10  Kr.,  zus.  40  Kr.  zu  bezahlen 
{1755  zahlten  Beisassen  nur  20  Kr.).  Andrerseits  erhielt  er  von  Seiten 
der  Herrschaft  1  Maas  Wein  und  für  2  Kr.  Brot. 
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abgelegt  hatte,  wurde  er  nunmehr  zur  Erfüllung  aller  Zent- 
pflichten  herangezogen1). 

Wo  Beisassen  nicht  zu  Zentmännern  angenommen  wurden, 
mußten  sie  gleichwohl,  nach  der  Verpflichtung  der  neuen  Unter- 
tanen aus  dem  Umstände  herausgerufen,  nach  Erklärung  ihrer 
Pflichten  dem  Amtmanne  Handtreue  an  Eidesstatt  geben2). 

Die  jährlich  an  Martini  fällige  Rekognitionsabgabe  war 
der  in  einem  kleinen  Quantum3)  Hafer  bestehende  Zent-  oder 
Rauchhafer,  auch  Zentgrafen-  oder  Zentbüttelhafer  genannt,  da 
er  regelmäßig  diesen  Beamten  seitens  der  Herrschaft  in  partem 
salarii  überlassen  war  und  von  ihnen  eingezogen  wurde.  Im 
allgemeinen  mußte  den  Hafer,  auch  wer  selbst  keinen  baute4),  in 
natura  leisten.  Pflichtig  war  jeder  Zentmann,  der  „eigen  Feuer 
oder  Rauchfang"  hatte;  befreit  waren  Schloßsoldaten,  Gemeinde- 
hirten, Zentschöffen 5),  häufig  auch  die  Auszugsmänner6),  in  der 
Zent  Erbach  auch  die  Zentverwandten  der  Stadt  und  Vorstadt 
Erbach;  bei  eintretender  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  wurde 
er  der  Regel  nach  erlassen;  auch  Armuts  halber  wurden  Be- 
freiungen gewährt.  Der  Zenthaber  galt  stets  als  onus  personale7). 

Die  sonstigen  Pflichten  der  Zentuntertanen  hatten  ihre 
rechtliche  Grundlage  in  der  allgemeinen  Pflicht  der  Folge,  und 
je  nach  dem  Gegenstande  der  auf  Grund  des  jus  sequelae  ge- 
forderten Dienste  unterschied  man  ein  jus  sequelae  militaris, 
judicialis  und  territorialis:  die  Verpflichtung  zu  Kriegsdiensten 

1)  Der  Zenteid  wurde  streng  unterschieden  von  der  dem  Vogtei- 
herrn  zu  leistenden  Erbhuldigung,  dem  homagium,  in  welch  letzterer 
man  ein  wichtiges  Kriterium  der  Landeshoheit  des  unmittelbaren  Vogtei- 
herrn  erblickte,  häufig  im  Widerspruche  mit  dem  Zentherrn,  welcher  im 
Zenteide  das  homagium  sah  und  auch  hierauf  seine  Ansprüche  auf  die 
Landeshoheit  seinerseits  stützte.  Vgl.  die  oben  S.  25  zit.  Literatur.  Graf 
Franz  S.  138. 

2)  Zentgericht  Reichelsh.  1784. 

3)  1  Simmer  =  3  Molzer  =  J/4  Malter. 

4)  In  der  Z.  Lützelbach  zahlten  solche  Zentunteranen  6  albus  dafür. 

5)  In  der  Zent  Lützelb.  hatten  sie  den  geringeren  Betrag  von 
4  Sestern  zu  prästieren  (1752). 

6)  z.  B.  Z.  Lützelb.,  Beerfelden,  bis  Ausgang  18.  Jahrh.  auch  Z.  Erbach. 

7)  F.  Amt  Erb.,  Zent;  Rauch-,  Forsthaber.  LTA  I.  u.  a. 

5* 
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Heerzug,  Reiß,  Musterung),  zu  Gerichtsdiensten  (Dingpflicht) 
und  zu  Diensten  landespolizeilicher  Art. 

Allein  beschränkte  sich  schon  im  späteren  Mittelalter  die 
Pflicht  der  Zentuntertanen  nicht  ausschließlich  auf  persönliche 
Dienstleistungen,  wurden  schon  damals  auch  andere  Leistungen 
von  Vermögenswert  gefordert,  so  wurden  seit  Beginn  der  neueren 
Zeit  einerseits  den  Zenten  neue  Geldleistungen  auferlegt,  andrer- 
seits eine  Reihe  von  bisher  in  natura  geleisteten  Diensten  in 
Geldabgaben  und  Steuern  umgewandelt.  Dienste  wie  Abgaben 
aber  erscheinen  teils  als  von  der  Herrschaft  von  vornherein  für 
den  einzelnen  Pflichtigen  fest  fixiert,  teils  aber  als  der  Zent 
als  solcher  obliegende  Lasten,  deren  Repartierung  auf  die  einzelnen 
Sache  der  Zentorgane,  des  Zentgrafen  und  der  Schöffen,  war. 
Daraus  erklärt  es  sich,  wenn  nach  der  Praxis  der  Grafschaft 
Erbach  im  18.  Jahrh.  die  Pflichten  der  Zentuntertanen  in  der 
Leistung  teils  bestimmter  Abgaben,  teils  der  Zentfronen,  teils 
der  Zentausschläge  bestanden,  neben  welchen  die  eigentliche 
Dingpflicht  und  die  Pflicht  zu  persönlichen  militärischen  Diensten 
eine  selbständige  Stellung  bewahrten. 

Alle  waffenfähigen  Zentuntertanen  waren  ähnlich  wie  in 
dem  benachbarten  Hessen -Darmstadt  und  Kurmainz  „auf  eine 
der  militärischen  Organisation  näher  kommende  Weise"1)  in 
Zentmilizkompagnieen  abgeteilt  unter  dem  Befehle  des  Zent- 
grafen und  mit  den  Zent-  und  Landschöffen  wie  Schultheißen 
entnommenen  Lieutenants,  Korporalen  oder  Unterofficiers,  einem 


l)  Graf  Franz  S.  141.  —  Bereits  1621  wird  Lenchen  Heist  dem 
Zentvolk  ,,zum  Leuttenant"  bis  auf  fernere  Verordnung  vorgestellt  mit 
dem  Beifügen,  „daß  er  sich  mit  einem  pfertt  und  seiner  soldatischen 
Kleidung  gefast  machen  solle".  —  1799  erfolgte  ein  Aufgebot  der  Zent- 
kompagnieen  gegen  den  Reichsfeind  im  Anschlüsse  an  die  mainzischen 
Zentkompagnieen  unter  Frhr.  v.  Albini.  —  Eine  Konskription  der  Leute 
zwischen  dem  18.  und  30.  Jahre  nebst  Auswanderungsverbot  für  dieselben 
erfolgte  1734  gemäß  Beschluß  des  fränk.  Kreises,  einen  Landausschuß 
zur  Sicherheit  aufzurichten.  —  Wirkliche  Rekrutenaushebung  fand  nicht 
statt,  das  wenige  reguläre  Militär  wurde  durch  Freiwillige  aufgebracht. 
—  Über  Zentfahnen  vgl.  F.  Beck  in  Quartalblätter  d.  histor.  Ver.  f.  d.  Großb. 
Hessen  N.  F.  I  (1899)  609. 
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Fähndrich  und  Feldwaibel,  auch  mit  Fahnen,  Trommeln  und 
Pfeifen  versehen.  Die  Zentwehr  bestand  in  Ober-  und  Unter- 
gewehr, die  sich  im  allgemeinen  jeder  selbst  zu  beschaffen  hatte. 
Die  kriegerische  Tätigkeit  beschränkte  sich  jedoch  auf  einige 
an  den  Zentgerichtstagen  bei  gutem  Wetter  abgehaltene  Exerzier- 
übungen und  Musterungen,  sowie  auf  Einfälle  in  fremdvogtei- 
liche  Distrikte  zur  Geltendmachung  herrschaftlicher  Gerechtsame 
gegen  sich  weigernde  Yogteiuntertanen,  endlich  auf  Wachtdienste 
in  Kriegszeiten;  wurden  auf  dem  Schlosse  drei  Schüsse  abgegeben, 
so  hatte  sich  jeder  Zentmann  alsbald  bewaffnet  einzufinden1). 

Die  eigentliche  Dingpflicht,  die  Zentfolge  im  engern  Sinne, 
involvierte  die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  bei  der  Abhaltung 
der  ungebotenen  Zerit-  wie  der  gebotenen  Zent-  und  Halsgerichte, 
die  Pflicht  zur  Übernahme  des  Zentschöffenamtes,  die  jedem 
obliegende  Rügepflicht.  Im  Falle  eines  Zentgeschreies  hatte 
jeder  zentbare  Untertan  nachzufolgen,  Verbrecher  festzunehmen 
und  nebst  dem  Zentbüttel  ins  Gefängnis  zu  bringen. 

Landespolizeilicher  Natur  war  die  Bestimmung,  daß  „alle 
Würth,  Metzger,  Becker,  Duchgewandter,  oder  was  mit  Maas, 
Elen  oder  Gewicht  umgehet,  es  sey  welcherlei  es  wolle,  auf 
der  Zent  holen  mußten  um  ihre  gebührende  Belohnung  und 
nicht  weiter,  dsgl.  wo  etwas  am  Gewicht,  Maas  oder  anderes 
fehlt,  muß  es  die  Zent  auf  ihre  Kosten  holen  an  den  Orten,  da 
es  sich  gebührt1)." 

Von  Zentfronen  sprach  man,  soweit  zur  Durchführung  der 
der  Zent  obliegenden  Aufgaben  jeder  Zentmann  als  solcher  seine 
persönliche  Arbeitskraft  oder  diejenige  eines  brauchbaren  Ver- 
treters und,  falls  er  Anspann  besaß,  erforderlichenfalls  auch 
diesen  zur  Verfügung  zu  stellen  hatte.  Die  Zentfronen  waren  eine 
rein  persönliche  Last;  insbesondere  galten  die  Spanndienste  nicht 
als  dingliche  Last  der  Hub-  und  sonstigen  Bauerngüter;  viel- 
mehr mußte  jeder  Zentuntertan,  welcher  „mit  einem  Anspann 
seine  Nahrung  betrieb",  Spanndienste  leisten.  Befreiung  von 
Kameralfronen  oder  Verwandlung  derselben  in  ein  Frongeld, 
erstreckte  sich  nicht  ohne  besonderes  Privileg  auf  die  Zentfronen. 

*)  Heyl,  SLB.  Reichenb. 
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Ihrer  Natur  nach  waren  sie  ungemessen,  das  Maß,  in  welchem 
sie  verlangt  wurden,  richtete  sich  lediglich  nach  dem  Bedarf, 
die  einzelnen  Pflichtigen  wurden  auf  Geheiß  des  Zentgrafen 
durch  die  Zentschöffen  und  den  Zentknecht  aufgeboten,  nicht 
durch  die  Kameralfrongebieter.  Trat  schon  hierdurch  die  Ver- 
schiedenheit der  Zent-  und  Kameralfronen  äußerlich  in  Er- 
scheinung, so  war  eine  Vermischung  beider  Arten  von  Fronen 
auch  deshalb  nicht  möglich,  weil  durch  Ausdehnung  der  Zent- 
fronen  einerseits  die  Untertanen  fremder  Vogteiherrschaften, 
andrerseits  die  von  Kameralfronen  befreiten  Bürger  der  Städte 
Erbach  und  Michelstadt,  durch  Einschränkung  der  Zentfronen 
dagegen  die  eigenen  kameralfronpflichtigen  Untertanen  benach- 
teiligt worden  wären,  und  deshalb  alle  Beteiligten  streng  auf 
dem  Herkommen  beharrten,  wenngleich  die  Tendenz  der  fremden 
Vogteiherren  auf  Einschränkung  der  zentherrlichen  Rechte  häufig 
auch  hinsichtlich  der  Zentfronen  erfolgreich  war. 

Zentfronen  wurden  im  18.  Jahrhundert  geleistet  zur  An- 
legung und  Unterhaltung  der  Zentwege,  von  Chausseen  und 
Brücken,  zur  Reinigung  von  Bächen,  zu  Streifzügen  auf  um- 
herstreifendes Gesindel,  zu  Wolfsjagden,  zu  Kriminal-  und  Schloß- 
wachtdiensten,  zur  Erbauung  und  Unterhaltung  der  Ringmauern 
der  herrschaftlichen  Burgen,  in  welche  die  Untertanen  in  Kriegs- 
zeiten .ihre  bewegliche  Habe  flüchteten.  Andere  Dienste,  wie  die 
Errichtung  der  Hochgerichte  oder  der  Zenthäuser,  suchte  man 
möglichst  durch  die  Handwerkerzünfte  ausführen,  die  Schloß- 
wachtdienste  möglichst  durch  ständige  Wachmannschaften,  die 
Streifzüge  durch  einen  besonderen  ständigen  Landreuther  oder 
Zentwachtmeister  versehen  zu  lassen,  teils  im  Interesse  der 
Untertanen,  welche  besonders  bei  den  Schloßwachtdiensten  selbst 
häufig  den  Anstoß  zur  Ablösung  in  Geld  gaben,  teils  im  Interesse 
der  Sache.  Diese  Dienste  wurden  teils  in  bestimmte  jährliche 
Abgaben  abgelöst,  teils  als  Zentkosten  repartiert,  ohne  daß  da- 
bei in  den  einzelnen  Zenten  Gleichheit  beobachtet  worden  wäre- 

Befreiung  von  den  Zentfronen  genossen  außer  den  Zent- 
schöffen und  herrschaftlichen  Dienern,  auch  wenn  sie  in  bürger- 
lichen Verhältnissen  standen,  neu  aufgenommene  Zentuntertanen 
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während  eines  Jahres  nach  ihrer  Annahme  und  Männer  von 
Wöchnerinnen1).  Ihrem  Gegenstande  nach  waren  demnach  die 
Zentfronen  unsres  Gebietes  dasselbe  wie  in  anderen  Territorien 
die  Landesfronen2).  Doch  findet  sich  der  letztere  Ausdruck  nicht, 
da  die  Dienste  herkömmlich  der  Zent,  nicht  dem  ganzen  Terri- 
torium, und  von  einem  Teile  der  Zentmänner  nicht  dem  Landes- 
oder unmittelbaren  Vogteiherrn,  sondern  dem  davon  verschiedenen 
Zentherrn  geleistet  wurden. 

Die  bedeutendste  der  jährlich  wiederkehrenden,  für  den 
einzelnen  von  vornherein  festbestimmten  Abgaben,  war  das  Wacht- 
geld,  welches  in  einzelnen  Zenten3)  als  Ablösung  der  bisher  in 
natura  geleisteten  Wachtdienste  eingeführt  war.  Es  betrug  1  oder 
2  fl.,  Beisassen  waren  teils  befreit,  teils  entrichteten  sie  nur  die 
Hälfte.  Sodann  sind  zu  erwähnen  der  zur  Bestattung  des  Scharf- 
richters bestimmte  Henkerskreuzer  und  einige  geringe  jährliche 
Leistungen  zur  Besoldung  des  Zentknechtes,  in  einigen  Kreuzern 
und  geringen  Quantitäten  Korn  und  Hafer  bestehend4). 

Endlich  hatten  die  Zentmänner  die  vom  Zentgrafen  und  den 
Schöffen  auf  sie  repartierte  Quote  der  sog.  Zentkosten  zu  tragen. 

Die  Zentkosten  waren  die  den  einzelnen  Zenten  als  solchen 
kraft  öffentlichen  und  privaten  Rechtes  obliegenden  Geldaus- 
gaben. Sie  lassen  sich  in  ständige  und  unständige  teilen. 

Erstere  waren  geringfügig  und  nicht  in  allen  Zenten  gleich- 
artig vorhanden5).  Dagegen  waren  die  unständigen  Ausgaben 
ungleich  erheblicher. 


4)  vgl.  Zentbuch  der  Zent  Erbach  d.  a.  1701  ff.  (Bürgermeisterei  zu 
Erbach  i.  0.). 

2)  vgl.  Th.  Knapp,  Beiträge  131  f.,  448,  441. 

3)  Zenten  Erbach,  Michelstadt,  Herrsch.  Breuberg  (seit  1752).  —  Graf 
Franz  S.  140. 

*)  In  der  Zent  Reichelsheim  wurde  auch  das  Landreuthergeid  als 
Zentabgabe  behandelt,  jedoch  im  Widerspruche  mit  den  fremdherrlichen 
Untertanen  und  deren  Vogteiherrschaften. 

5)  In  der  Zent  Eschau  z.  B.  wurden  (1811)  hierher  gerechnet  einige 
feste  Bezüge,  welche  der  Zentgraf,  der  Zenttambour,  der  Zentknecht  als 
Besoldungsteil  erhielten  (Holzgeld,  Rechnungsstell-  und  Abhörgebühren, 
Vergütungen  für  Schreibmaterialien,  l1/?  fl.  für  die  schriftliche  Mitteilung 
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Einen  beträchtlichen  Teil  derselben  bildeten  regelmäßig 
die  ans  Anlaß  eines  peinlichen  Prozesses  entstandenen  Inqui- 
sitionskosten im  weitesten  Sinne.  Längst  war  anch  hier  das 
Prinzip  verlassen,  nach  welchem  in  peinlichen  Fällen  der  Kläger 
für  Verurteilung  nnd  Richtung  eines  schädlichen  Mannes  auch 
hinsichtlich  der  Kosten  zu  sorgen  hatte;  bereits  im  16.  Jahr- 
hundert war  es  Grundsatz,  daß  die  ganze  Zent,  und  jeder  Zent- 
mann  zu  seinem  gebührenden  Teil,  zur  Tragung  der  Kosten  ver- 
bunden sei1). 


der  Brot-  und  Viktualientaxe  und  deren  Abänderungen  für  den  Stadt- 
schultheißen von  Klingenberg,  6  fl.  Zeitungsgelder).  In  der  Zent  Kirch- 
brornbach  bestanden  die  aus  der  Zentkasse  jährlich  zu  bestreitenden 
ständigen  Ausgaben  in  3J/2  fl.  und  2  Klafter  Buchenholz  an  den  Pfarrer, 
6  fl.  an  den  Schullehrer  zu  Kirchbrombach  für  Führung  der  Zentrechnung 
und  anderer  schriftlicher  Arbeiten,  in  den  Kosten  zur  Anschaffung  und 
Instanderhaltung  der  erforderlichen  Leichengerätschaften  und  des  Grab- 
geschirrs, für  deren  Aufbewahrung  der  Kirchenpfleger  1  '/«  Kl.  Buchenholz 
von  der  Zent  erhielt,  endlich  die  herrschaftliche  Schätzung  vom  Zentwalde, 
außerdem  ein  Teil  der  Besoldung  des  Zentdieners. 

*)  Jedenfalls  in  Offizialsachen,  und  wenn  der  Kläger  ein  (ein- 
heimischer) Zentmann  war;  vgl.  die  bei  Heyl,  SLB.Reichenb.  aufgenommene, 
aus  einem  Zentbuche  der  Zent  Reichelsh.  aus  dem  16.  Jahrh.  stammende 
Bestimmung:  V.  Wann  ein  Übeltäter  auf  der  Zent  und  Landtberg  für- 
gestellt wird,  es  werd  gericht  oder  nicht,  so  von  keinem  ist  angeschrieen 
worden,  oder  von  Niemandt  auf  Recht  ist  niedergeworfen  worden,  ist  die 
ganze  Zent  denselbigen  Kosten  wie  der  uf  ist  gangen  zu  geben  schuldig 
es  sey  wie  es  wolle,  einem  jeden  Zentmann  sein  gebührenden  Teil,  doch 
wann  einer  von  einem  so  kein  Zentmann  ist  angeschrieen  oder  auf  Recht 
niedergeworffen  wird,  ist  solcher  allen  Kosten  zu  geben  schuldig.  —  Vgl. 
H.  Knapp,  Würzburg.  Zenten  II  462,  752  f.  —  Hierher  gehörten  die  zahl- 
reichen Gebühren,  welche  aus  Anlaß  der  Durchführung  des  peinl.  Prozesses, 
der  Verhaftung,  Untersuchungshaft,  Strafvollstreckung  den  damit  Betrauten 
und  von  diesen  Zugezogenen  (Amtmann,  Zentgraf,  Schöffen,  Zentphysikus 
und  Ghirurgus,  Zentknecht,  Scharfrichter,  einzelne  Zentmänner)  zukamen 
und  sonstige  Unkosten,  z.  B.  für  Transmission  der  Akten  an  auswärtige 
Fakultäten,  Einholung  der  Responsen  in  wichtigen  Zentfällen,  Defensions- 
schriflen,  Verpflegung  der  Inquisiten,  Reisen  usw.  Nach  Erledigung  eines 
Inquisitionsprozesses  hatte  der  Zentgraf  alle  hierdurch  verursachten  Kosten 
in  eine  Designation  zu  bringen  und  unverzüglich  der  Regieruug  zur  Rati- 
fikation einzugeben. 
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Auf  Kosten  der  Zent  erfolgte  sodann  die  Anschaffung  und 
Erhaltung  der  Tortur-  und  Exekutionsgegenstände,  die  Erbauung 
und  Reparatur  des  Galgens,  des  Gefängnisses  (Zentturmes),  des 
Rathauses  und  sonstiger  Zentgebäude,  insbesondere  wenn  die 
hierzu  erforderlichen  Arbeiten  nicht  durch  Zentfronen  geleistet, 
sondern  wie  auch  die  Lieferung  des  Materials  an  Handwerker 
vergeben  wurden.  Weiterhin  hatte  die  Zent  alle  zur  Anlegung 
bzw.  Erhaltung  der  Zentwege,  Chausseen  und  Brücken  erforder- 
lichen Kosten  aufzubringen,  ebenso  die  Ausgaben  zur  Setzung 
der  Zentgrenzsteine ;  ferner  die  Kosten,  welche  aus  Anlaß  der 
Visitation  der  Zentarmatur,  von  Maß  und  Gewicht,  von  Mühlen 
und  Feuerstellen,  bei  Taxation  der  Lebensmittel,  bei  Streifzügen, 
Wolfsjagden  und  anderen  sicherheitspolizeilichen  Unternehmungen 
entstanden,  ebenso  die  zur  Bekämpfung  von  Viehseuchen  be- 
nötigten Gelder.  Auch  Militärtransportleistungen,  Fourage-  und 
Servicegelder,  Durchmarschkosten  und  Naturallieferungen  er- 
scheinen bisweilen  als  Zentsache.  Endlich  hatten  die  Zenten 
die  von  ihnen  aufgenommenen  Kapitalien  zu  verzinsen  und 
zurückzuzahlen. 

Unter  den  Einnahmen  der  Zentkassenrechnungen  erscheinen 
zunächst  die  Inquisitionskosten,  soweit  sie  vom  Verurteilten  oder 
dessen  Erben  erlangt  werden  konnten;  sodann  der  nicht  herr- 
schaftliche Anteil  an  den  Geldstrafen  die  von  dem  Zent-  und 
Landgerichte  oder  an  dessen  Stelle  bei  der  oft  allzu  langen 
Hinausschiebung  der  Abhaltung  jenes  Gerichtes  vom  Amte 
unter  Zuziehung  des  Zentgrafen  und  von  2  oder  4  Schöffen 
für  Übertretung  der  Zentartikel  und  bestimmter2)  Polizeiver- 
ordnungen verhängt  wurden. 

*)  In  einigen  Zenten  gebührten  diese  Strafgelder  jedoch  noch  den 
Schöffen  als  Diäten.  —  In  der  Zent  Eschau  gehörten  auch  die  nicht  un- 
bedeutenden Währschaftsgebühren  unter  die  Einnahmen  der  Zentkasse. 

2)  a)  Wer  nicht  alsbald  das  Fehlen  eines  Gütergrenzsteines  dem 
nächsten  Landschöffen  anzeigt,  hat  30  Kr.  Strafe  in  die  Zentkasse  zu 
zahlen,  b)  Jeder  Zentuntertan  hat  jährlich  6  Spatzenköpfe  an  den  Zent- 
grafen zu  liefern  oder  für  jeden  fehlenden  6  Kr.  in  die  Zentkasse  zu 
zahlen.  —  Beim  Zent-  u.  Landgericht  in  Erbach  u.  Reichelsheim  v.  1787 
publizierte  Polizeiverordnungen. 
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I.  DIE  ÖEEIöHTSHERRSCHAPT. 


Weitere  Einnahmen  kamen  in  den  Zenten  mit  Zentall- 
menden  hinzu,  sei  es  durch  Veräußerung  einzelner  Stücke  der 
Mark:  von  Wald,  Feld,  einzelnen  Plätzen,  des  Zenthauses,  oder 
durch  Verpachtung  von  abgeholzten  Waldstücken,  z.  B.  auf  12 
Jahre,  oder  durch  Verkauf,  sei  es  des  jährlichen  Losholzes  an 
die  Zentgenossen,  sei  es  des  durch  außerordentliche  Holzhiebe1) 
gewonnenen  Holzes,  das  gewöhnliche  Aushilfsmittel  auch  der 
Landgemeinden  in  größeren  Geldverlegenheiten2),  ferner  ge- 
hören die  Zentwaldrügegelder  hierher.  Sodann  verschafften  sich 
die  Zenten  nicht  selten  durch  Aufnahme  von  Darlehen  die  er- 
forderlichen Mittel. 

Der  Betrag,  um  welchen  die  Ausgaben  die  genannten 
Einnahmen  überstiegen,  mußte  durch  sog.  Zentausschläge  auf- 
gebracht werden.  Zentausschläge  erfolgten,  so  oft  die  Zentkosten 
einen  angemessenen  Betrag  erreicht  hatten,  und  trotz  mehr- 
facher Abänderungsvorschläge  blieb  es  bei  dem  hergebrachten 
Systeme  außerordentlicher,  an  keineWirtschaftsperiodegebundenen, 
nach  Ermessen  und  Bedarf  erhobenen  Umlagen. 

Der  Maßstab  der  Repartition  auf  die  einzelnen  Zentmänner 
stimmte  überall  darin  überein,  daß  sie  nicht  nach  dem  Schatzungs- 
fuße, sondern  nach  der  Mannschaft  oder  nach  Köpfen  beitrags- 
pflichtig waren3).  Im  übrigen  findet  sich  der  Hauptunterschied, 
daß  bald  alle  Zentmänner  in  absolut  gleichem  Maße,  bald  nur 
nach  einer  bestimmten  geringeren  Einheit  abgestuft  herange- 
zogen wurden4). 


*)  Holzhiebe  waren  nur  mit  Bewilligung  der  Regierung  und  nach 
Anweisung  des  von  dieser  beauftragten  Forstmeisters  zulässig.  Vgl.  F. 
Kirchbr.  u.  g. 

2)  Auch  Dietrich,  Mitteil,  aus  Königer  Gültbüchern  usw.  in  Hess. 
Bl.  f.  Volksk.  II  35. 

3)  Über  einen  Streit,  ob  nach  Köpfen  oder  nach  Herdstätten  die 
Zentkosten  auszuschlagen  seien,  vgl.  W.  Diehl,  Reichenbacher  Chronik 
(1904)  52.  (Zent  Heppenheim,  16.  Jahrb.). 

4)  Gleiches  Maß  für  alle  galt  in  der  Z.  Reichelsheim  und  in  den 
breubergischen  Zenten,  jedoch  auch  hier  dadurch  modifiziert,  daß  in 
ersterer  wenigstens  die  Witwen  in  geringerem  Umfange,  in  letzteren  die 
Witwen  und  Leibgedingsmänner  nur  zur  Hälfte  des  auf  einen  Zentmann 
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Von  den  Zentkosten  befreit  waren,  abgesehen  von  den 
den  Waldmarksbesitzern  und  den  Erb-  und  Temporalbeständern 
herrschaftlicher  und  sonstiger  schatzungsfreier  Höfe  häufig  er- 
teilten besonderen  Privilegien,  die  Zentschöffen,  Kontingents- 
soldaten, Zenttatnbour  und  Zentpfeifer,  alle  herrschaftlichen 
Diener,  auch  wenn  sie  in  bürgerlichen  Verhältnissen  standen, 
die  Eatsglieder  der  Städte,  alle  Zentoffiziere x). 

Der  Zentausschlag  wurde  durch  die  Zentschöffen2)  von 
den  einzelnen  erhoben  und  an  den  Zentgrafen  abgeliefert,  welcher 
„von  100  fl.  Zentgeld,  so  auf  Zentkosten  erhoben"  wurde,  1  bis 
3  fl.  Zahlgebühr  erhielt. 

Die  Höhe  der  Zentkosten  war  je  nach  der  Zahl  und  Dauer 
der  Inquisitionsprozesse  und  nach  dem  größeren  oder  geringeren 
Umfange  der  übrigen  an  die  Zent  gestellten  Anforderungen  in 
den  einzelnen  Jahren  oft  sehr  verschieden.  Meist  wurden  alle 
2  bis  4  Jahre  400  bis  600  fl.  repartiert,  doch  waren  gegen 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  höhere  Ausschläge  nicht  selten3). 

entfallenden  Betrages  herangezogen  wurden.  Dagegen  wurde  zwischen 
den  Besitzern  von  Bauerngütern  und  den  einläufigen  Untertanen  trotz 
mehrfacher  Klagen  seitens  der  letzteren  kein  Unterschied  gemacht,  weil 
nach  der  Gemeindeverfassung  jener  Zenten  alle  Zentmänner  als  Ge- 
meindsleute auch  gleiche  Gemeindenutzungen  erhielten,  also  auch  die 
Gemeindelasten  in  gleichem  Maße  tragen  müßten.  —  In  andern  Zenten 
dagegen,  z.  B.  Erbach,  Beerfelden,  wo  grundsätzlich  nur  Hübner  zu  Ge- 
meindsleuten rezipiert  wurden,  kontribuierten  nur  diese  als  sog.  ganze 
Zentmänner,  die  wenigen  einlezzigen  Untertanen,  die  Erbschutzverwandten 
und  die  Beisassen  dagegen  nach  nicht  näher  angegebenen  Merkmalen 
nur  als  halbe,  Viertel-,  Sechstel-,  Achtel-Zentmänner.  —  Vgl.  Amtsbericht 
v.  1773  in  Erb.  Amt.  Recept.  Beisaß-  u.  Erbschutzgeld. 

*)  So  in  der  Zent  Michelstadt;  hier  wurden,  als  sich  die  Zent- 
kosten durch  Chaussee-  und  Brückenbauten  gegen  früher  erheblich  ver- 
mehrten, obige  Befreiungen  dadurch  umgangen,  daß  alle  den  in  Michelst. 
ansässigen  Zentmännern  zurepartierten  Zentkosten  seit  1783  aus  der 
Stadtkasse  bezahlt  wurden,  sodaß  jetzt  schlechthin  alle,  welche  bürger- 
liche Nutzungen  zogen,  mediate  auch  zur  Zent  kontribuierten. 

2)  in  der  Zent  Kirchbrombach  durch  die  Bürgermeister. 

3)  z.  B.  1798  Zent  Michelst.  2000  fl.  —  Die  Freiensteiner  Amts 
Centrechnung  für  1791—1794  schließt  ab  mit  494  fl.  Einnahme,  624  fl. 
Ausgabe,  für  1795—1797  mit  1127  fl.  Einn.,  985  fl.  Ausg. 
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I.  DIE  ÜERICHTSHERRSCHAFT. 


Als  Organisation  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsverfassung 
wurden  die  Zenten  als  überflüssig  und  hinsichtlich  ihrer  ver- 
schiedenen Funktionen  unverträglich  mit  der  neuen  Staatsver- 
fassung aufgehoben  durch  Beschluß  der  großherzogl.  hessischen 
für  das  Fürstentum  Starkenburg  angeordneten  Regierung  vom 
27.  April  1811  soweit  sie  dagegen  als  „Vereinigungen  mehrerer 
Gemeinden  sich  auf  Gemeindezwecke  bezogen",  durch  Art.  9 
des  großherzogl.  hessischen  Gesetzes,  die  Gemeindeordnung  betr., 
vom  9.  Juli  1821 2),  nachdem  bereits  durch  Großherzogl.  Ver- 
fügung vom  27.  April  1821  die  Aufhebung  der  Amts-  und 
Zentkassen  verordnet  worden  war3). 

Als  Zentherren  besaßen  die  Grafen  zu  Erbach  überall  den 
Wildbann  und  die  forstliche  Hoheit  wie  die  Fischerei,  in  fremd- 
vogteilichen  Distrikten  jedoch  meist  nur  in  beschränktem  Um- 
fange 4). 

*)  Die  Zent  Eschau  im  Spessart  gemäß  Reskript  des  Präfekten  des 
Departements  Aschaffenburg  v.  22.  Juli  1812. 

2)  Archiv  d.  großh.  hess.  Gesetze  u.  Verordn.  III  (1835)  S.  363. 

3)  vgl.  Erbach  (Amt)  Cent ;  die  Passiva  und  etwaige  Aktiva  waren 
auf  die  Orte  zu  verteilen,  welche  zu  der  betr.  Kasse  bis  dahin  beitrags- 
pflichtig waren. 

4)  Über  hohe  u.  niedere  Jagd  und  Fischerei  in  unserem  Gebiete 
Simon  30.  —  Jagdrecht  von  Centrechtswegen" :  Archiv  f.  hess.  Gesch. 
u.  Altert.  XI  604  („Zentobrigkeit  an  den  Bergwerken":  Schneider,  Er- 
bachische Historie  (1736)  Urk.  S.  559).  —  Anf.  18.  Jahrh.  wird  von  Seiten 
der  Gr.  v.  Ingelheim  als  Vogteiherrn  von  Würzburg  bestritten,  ,,daß  die 
Cent  das  hohe  Jagdwesen  nach  sich  ziehe1' ;  F.  Rubr. :  Adel.  —  Früher 
Echter-,  später  Ingelheimsches  Lehen  zu  Würzberg  (Fürstl.  Leining.  Archiv 
zu  Amorbach). 


LEBENSLAUF. 


Geboren  wurde  ich,  German  Konrad  Otto  Killinger,  am 
26.  Juni  1884  in  Chäteau-Salins,  Bezirk  Lothringen,  als  Sohn 
des  Kreisdirektors  German  Kiliinger  und  seiner  Frau  Elisabeth 
geb.  Platner  (Nürnberg).  Ich  besuchte  1890 — 1896  das  Gym- 
nasium in  Diedenhofen,  1896 — 1898  das  Lyzeum  in  Colmar, 
1898 — 1902  das  Lyzeum  in  Straßburg.  Auf  der  Universität 
Straßburg  studierte  ich  Hechts-  und  Staatswissenschaft.  Am 
17.  März  1909  wurde  ich  als  Referendar  in  Straßburg  vereidigt. 


